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VOLK UND WELT 


Weltpolitische Umschau 


GUNTER DECKER 


Es wird oft gesagt, daß die Geographie sich nicht ändert. In Wahrheit ändert 
sich die Geographie so schnell wie Ideen und Technologien: die Bedeutung der 
geographischen Bedingungen wandelt sich. Dieses Wort des amerikanischen po- 
litischen Geographen Isaiah Bowman gilt heute mehr denn je. Vor zwei Jahr- 
zehnten erschien es noch revolutionär, wenn Karl und Albrecht Haushofer in 
ihrer weltpolitischen Berichterstattung in der Zeitschrift für Geopolitik vom „Pa- 
zifischen Raum" und „Atlantischen Raum” ausgingen. Das war in einer Zeit, als 
die Auseinandersetzungen im Fernen Osten vielen Europäern noch als fern- 
liegende Probleme erschienen, die auf ihr Schicksal keine unmittelbare Wirkung 
übten. Heute reicht, nach einem Wort aus dem NATO-Hauptquartier, der Nord- 
atlantik bis zu den Küsten Koreas. 

Es ist nicht länger möglich, bei der Berichterstattung von geographisch- 
politischen Teilräumen auszugehen. Zwar akzentuiert die Beherrschung der Welt- 
meere durch die anglo-amerikanischen Flotten die geographische Großgliederung 
der Erde: hier die Weltinsel, die eurasisch-afrikanische Landmasse, dort der 
amerikanische Doppelkontinent, beide umgeben vom zusammenhängenden Welt- 
meer; hier als politischer Schwerpunkt die Sowjetunion, die den „geographical 
pivot of history“ (Mackinder) politisch und wirtschaftlich-technisch organisiert, 
dort als Schwerpunkt die führende Wirtschaftsmacht der Erde, die Vereinigten 
Staaten. Beide Weltmächte, um die sich ein System von Bundesgenossen und 
Satelliten gruppiert, sind im Besitz der Vernichtungsmittel, deren Anwendung die 
Existenz menschlichen Lebens auf der Erde vernichten könnte, deren Vorhanden- 
sein, und das ist die entscheidende Erkenntnis des Jahres 1955, daher zugleich 
eine gewisse Sicherung vor einem allgemeinen Krieg darstellt und der politischen 
Lösung internationaler Streitfragen neue Möglichkeiten eröffnet. 

Beide Weltmächte, das zeigte die Genfer Atomkonferenz von 1955, werden 
in wenigen Jahren in der Lage sein, Atomenergie zu friedlichen Zwecken anzu- 
wenden. Damit sind in einiger Zeit die technischen Voraussetzungen gegeben, 
um das sich immer dringlicher stellende Problem zu lösen: für die sprungartig 
wachsende Menschheit, von der nur ein Bruchteil unter menschenwürdigen Be- 
dingungen lebt, auf dem begrenzten Raum der Erde ausreichende materielle 
Lebensbedingungen zu schaffen, die Okumene auszuweiten. Die technischen Mittel 
dazu werden bald verfügbar sein; ob die politische Organisation oder besser Des- 
organisation der Menschheit nicht ein unüberwindliches Hemmnis für die Be- 
wältigung solcher Aufgaben darstellt, bleibt eine offene Frage. Was bisher an 
Aufgaben dieser Art angepackt wurde, also etwa die Hilfe für die unentwickelten 
Gebiete, — die nicht nur relativ, im Verhältnis zu den in wirtschaftlicher Hoch- 
konjunktur lebenden Ländern der „westlichen“ Welt, sondern, infolge des Be- 
völkerungswachstums teilweise auch absolut, immer ärmer werden, — das ge- 
schah im Wettstreit der Weltmächte unter Vorherrschaft militärischer Erwä- 
gungen, 

Die Vereinigten Staaten haben ihr — gemessen an den Aufgaben — ohnehin 
schon unzureichendes Auslandshilfsprogramm in den letzten Jahren auf Waffen- 
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hilfe umgestellt. Es ist ihnen gelungen, um die Grenzen des sowjetischen Macht- 
bereichs in Europa und Asien ein Netz von Stützpunkten zu legen und im Jahre 
1955, mit britischer Unterstützung besonders im Mittleren Osten, das westliche 
Paktsystem durch Ausbau der NATO (Beitritt der Bundesrepublik), der SEATO 
und des Bagdadpaktes (MEATO) zu einem gewissen Abschluß zu bringen, wobei 
die schwachen Glieder dieser Kette durch die westliche Seemacht gestützt werden. 
Ob die in der Jahresbotschaft 1956 vom amerikanischen Präsidenten als Gegenzug 
gegen die sowjetischen Hilfsversprechen an asiatische Länder und Ägypten an- 
gekündigte Intensivierung des Auslandshilfsprogramms im amerikanischen Wahl- 
jahr nicht nur eine leere Geste ist, bleibt abzuwarten. Das Vorwiegen der Innen- 
politik in einem amerikanischen Wahljahr ist besonders an dem noch unentschie- 
denen Kampf um die Höhe der Auslandshilfe abzulesen. 


Extreme und Verantwortung in der US-Außenpolitik 


Präsident Eisenhower, bei dessen Erkrankung am 25.8.1955 die Kurse an 
der New Yorker Börse um 32 Punkte (11—13 Mrd. Dollar) fielen, besitzt den Sinn 
für die weltpolitische Verantwortung der Vereinigten Staaten. Es ist jedoch von 
seinem Gesundheitszustand abhängig, ob er, auch wenn er erneut kandidieren 
sollte, sein Gewicht wie bisher für die Stabilisierung der amerikanischen Außen- 
politik einsetzen kann. Von John Foster Dulles hat bereits vor einiger Zeit ein 
amerikanischer Senator im Hinblick auf die Unsicherheit gesagt, die häufig seine 
Politik bestimmte: „first he shakes his hands, than he shakes his fists, and then 
he shakes all over“ (zuerst schüttelt er seine Hände, dann die Fäuste, und dann 
schüttelt er sich ganz). 

Zwischen dem hoffnungsfrohen Bemühen, die Welt im amerikanischen Sinne 
demokratisch zu machen, und einem enttäuschten Isolationismus liegen die Ex- 
treme der amerikanischen Außenpolitik, die gleichermaßen bedrohlich auch für 
die Freunde Amerikas sind. Seit dem Zweiten Weltkrieg setzt sich jedoch lang- 
sam in den USA das Wissen um die Verantwortung, die Möglichkeiten und die 
Grenzen der amerikanischen Macht durch, und die Zahl der Menschen, die sich 
sachlich um die Erkenntnis internationaler Probleme bemühen, wächst wohl in 
keinem Land der Erde so schnell wie dort. Manchmal allerdings erscheint es dem 
europäischen Beobachter, als wenn das traditionelle Vorwiegen der ideologischen 
oder, wie Kennan es nennt, „legalistischen“ Grundeinstellung gegenüber inter- 
nationalen Fragen durch das nicht weniger gefährliche Überwiegen einer „rea- 
listischen“ Betrachtungsweise abgelöst wird, die den Begriff des nationalen Inter- 
esses sehr eng faßt. 

Es fehlt den Vereinigten Staaten noch immer in außenpolitischen Dingen eine 
Führungsschicht, wie sie Großbritannien noch besitzt, wo in der Nachkriegszeit 
konservativen wie Labour-Regierungen gelungen ist, den schwierigsten Weg ohne 
katastrophenhafte Erschütterungen zu beschreiten, der für ein Weltreich denkbar 
ist: den Weg von einer Weltmacht zu einer Macht zweiter Ordnung. Die Aufgabe 
überholter Besitz- und Herrschaftsansprüche vollzieht sich nicht reibungslos und 
nicht früher, als unbedingt erforderlich, aber doch fast immer noch im rechten 
Zeitpunkt und mit großer Elastizität, wie im letzten Jahr die Freigabe der Suez- 
kanalzone und des Sudan gezeigt hat und wie die Entwicklung in Malaya und in 
Afrika zeigt. Malta und Singapore scheinen auf dem Weg zu engerer, freiwilliger 
Angliederung an London; in Zypern und Jordanien allerdings zeigte sich die bri- 
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Die Klammer der westlichen 
Paktsysteme 


©) Unruhe- und Gefahrenherde 


Karte zur Weltlage — Erinnerungen an die Einkreisungspolitik 


Nach Ausschaltung des Deutschen Reiches und seiner Verbündeten 1945 waren die Alli- 
ierten unter sich. Es erwies sich bald, daß aus der Einkreisungskampagne vor dem Zwei- 
ten Weltkrieg und den Vernichtungsfeldzügen des Zweiten Weltkrieges nur zwei Sieger 
hervorgegangen waren: Die beiden materialistischen Weltmächte in Ost und West. Das 
Rennen um die Macht eines einzigen Herrn der Erde begann und hat das letzte Jahr- 
zehnt bestimmt. Im Zuge dieses Rennens kam es zur Einkreisungspolitik des „Westens“ 
gegenüber der Sowjetunion und ihren „Verbündeten“. Die Unruhen- und Gefahrenherde 
entstanden fast ausschließlich im Einkreisungsring. Die Karte gibt dies deutlich wieder. 
Sie veranschaulicht auch durch ihre ungebräuchliche Graphik („Westen“ weiß, „Osten“ 
schwarz, besondere Hervorhebung der außerhalb der Paktsysteme Stehenden) das Eigen- 
tümliche und Wesentliche der Weltlage: Die Schwarz-Weiß-Malerei in „Ost“ und „West“ 
und die erhebliche Bedeutung einer der Einkreisungs- und Atompolitik fernstehenden 
Welt. 


tische Politik von ihrer schlechtesten Seite, wie überhaupt die britische Politik 
im östlichen Mittelmeer und im Nahen Osten, dem durch die erhöhten Einnahmen 
aus der steigenden Olproduktion eine bessere Zukunft bevorzustehen scheint, 
keine glückliche Hand hat. 

Für die Schwächung des westlichen Verteidigungssystems im östlichen Mittel- 
meer (griechisch-türkischer Konflikt, Titos Politik der „aktiven Koexistenz”, die 
sich in der angekündigten jugoslawisch-ägyptischen Zusammenarbeit und dem 
Wiederaufleben seiner Balkanpläne abzeichnet) ist die britische Politik verant- 
wortlich. Der durch britische Anregung um die wirtschaftlich nicht sehr stabile 
Türkei und den Irak (wo der alte Nuri Said sich der Opposition der gesamtara- 
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bischen, vorwärtsdrängenden Kräfte gegenübersieht) aufgebaute Bagdadpakt, der 
Sicherung des mittelöstlichen Erdöls vor einem sowjetischen Zugriff dienend, ist 
nicht nur in der arabischen Welt als Wiederaufleben des westlichen Imperialismus 
angesehen worden. Der Iran (von dem nur der ölreiche Südwesten durch den 
Pakt militärisch geschützt wird) und Pakistan (wo im letzten Jahr durch straffe 
Zentralisierung versucht wurde, die divergierenden Interessen von West- und 
Ostpakistan zu vereinigen), sind innerlich durchaus nicht stabilisiert. 


Die Mächte außerhalb der Blöcke 


Vielleicht mag das Eingehen Ibn Sauds auf die ägyptischen Vorschläge zur 
Schaffung eines gemeinsamen Oberkommandos der ägyptischen, syrischen und 
saudi-arabischen Streitkräfte mehr noch als durch die Drohung Israels mit dem 
Präventivkrieg (die von der Weltöffentlichkeit mit merkwürdiger Ruhe aufge- 
nommen wurde) durch die Verärgerung über die im Verhältnis zu anderen mittel- 
östlichen Ländern geringe Zunahme der Erdölproduktion (und dementsprechend 
der Einnahmen daraus) wie durch die Verärgerung über die britischen Nadelstiche 
in der Oase Buraimi und überhaupt dem von Ibn Saud beanspruchten Teil Südost- 
arabiens verursacht worden sein. Die ägyptisch-syrisch-arabische Gruppenbildung 
ist aber doch ein echter Ausdruck des Unbehagens der arabischen Welt, gegen 
ihre eigenen Interessen in die Auseinandersetzung der Weltmächte hineingezogen 
zu werden, wie es auch das Eingehen Ägyptens auf sowjetische und tschechische 
Hilfsangebote zeigt. Auf der Konferenz von Bandung 1955 haben 29 asiatische und 
afrikanische Länder ihre Ablehnung des westlichen wie des sowjetischen Kolonial- 
imperialismus dokumentiert. 

Durch die Aufnahme von 16 weiteren Staaten in die bisher 60 Mitglieder 
umfassende Weltorganisation der Vereinten Nationen ist der antikolonialen Front 
eine erweiterte Möglichkeit gegeben worden, ihren Wünschen Ausdruck zu ge- 
ben, wenn auch im abgelaufenen Jahr die Vereinten Nationen weiter an Bedeu- 
tung verloren. Das kann sich ändern, gerade weil mit den neuen Mitgliedern nun 
auch in der Vollversammlung nicht in jedem Fall mit einer westlichen Mehrheit 
gerechnet werden kann. In Bandung war die Sowjetunion nicht vertreten, wohl 
aber China. Es ist kaum beachtet worden, daß die Asienreise Chruschtschews 
und Bulganins nicht nur einen antiamerikanischen Akzent hatte, sondern auch 
im Hinblick auf das schnell wachsende Prestige Chinas bei den Völkern Asiens 
gesehen werden muß. Gegenüber Indien (das sich wegen der vorbereiteten terri- 
torialen Neugliederung neuen schweren Problemen gegenübersieht) hat China 
im Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung einen Vorsprung gewonnen, der in 
Asien sorgfältiger beobachtet wird als in der westlichen Welt, denn hier ent- 
scheidet sich, mit welchen Methoden sich in Zukunft der Aufbau Asiens vollzie- 
hen wird. „Wir Europäer“, sagte Chruschtschew, müßten uns über die Kolonial- 
herrschaft über asiatische Völker schämen. Auch die Russen erscheinen den 
Asiaten als Europäer, auch sie beherrschen asiatische Völker. 

Das Jahr 1955 brachte keine entscheidende Änderung des weltpolitischen 
Kräfteverhältnisses, keine Lösung der wichtigsten Probleme, aber mit den Genfer 
Konferenzen den Beginn eines Gespräches und eine stillschweigende Einigung 
darüber, daß der dritte Weltkrieg noch nicht stattfindet. Umstellung der Rüstungen 
auf die Erfordernisse des Atomzeitalters, Wettlauf in der Entwicklung inter- 
kontinentaler Kampfmittel, Unsicherheit in der Beurteilung der Stärke und Ab- 
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sichten der Weltmächte lassen darüberhinausgehende Hoffnungen auc für das 
vor uns liegende Jahr als verfrüht erscheinen. 


Grundziel und Voraussetzung deutscher Außenpolitik 


Deutsche Außenpolitik hat die Aufgabe, die Interessen des gesamten deut- 
schen Volkes in der Gemeinschaft der Völker und Staaten der Erde wahrzu- 
nehmen. Das deutsche Volk, später als andere europäische Völker zum Bewußt- 
sein seiner nationalen Einheit gelangt, ist noch heute, fast 11 Jahre nach der po- 
litischen Zerreißung des Deutschen Reiches, staatlich geteilt. Die Wiederherstel- 
lung der politischen Einheit des deutschen Volkes ist daher sowohl Grundziel als 
auch Voraussetzung deutscher Außenpolitik. 

Deutsche Außenpolitik — Wiedervereinigung Deutschlands, Sicherung der 
Existenz des deutschen Volkes, Wahrung unserer Interessen — ist zu verwirk- 
lichen in einer internationalen Situation, die sich folgendermaßen kennzeichnen 
läßt: Gemeinschaftsinteressen gewinnen bei den immer engeren wirtschaftlichen 
und verkehrsmäßigen Beziehungen an Bedeutung. Die Gefahr der Vernichtung 
der menschlichen Existenz auf der Erde überhaupt bei einem mit nuklearen Waf- 
fen geführten allgemeinen Krieg schwindet nicht mehr aus dem Bewußtsein. 
Gleichzeitig mit der Aufgabe, die menschliche Existenz gegenüber dieser Gefahr 
zu sichern, zeichnen sich Gemeinschaftsaufgaben ab, wie sie sich aus der sprung- 
haften Zunahme der Erdbevölkerung, der wachsenden Diskrepanz zwischen den 
voll entwickelten und den unterentwickelten Gebieten ergeben, die von den Ein- 
zelstaaten, ja von den Staatengruppen, die ihre Schwerpunkte in Washington und 
Moskau haben, nicht mehr isoliert gelöst werden können. Außerdem gehören viele 
Gebiete, in denen diese Aufgaben zu bewältigen sind, keinem der Blöcke an. 

Im „Kalten Krieg“ des ersten Nachkriegsjahrzehnts haben die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion Machtblöcke und Paktsysteme aufgebaut. Diese 
Paktsysteme sind 1955 zu einem gewissen Abschluß gelangt. Zwar ist das Ringen 
um die noch ungebundenen Staaten nicht beendet, es wird sich wahrscheinlich noch 
verstärkt fortsetzen, doch ist es zwischen den Mächteblöcken, deren Hauptmächte 
über nukleare Waffen verfügen, zu einem gewissen Gleichgewicht gekommen, 
das einen allgemeinen Krieg als selbstmörderisch erscheinen läßt. Damit aber 
eröffnen sich der Politik neue Möglichkeiten. In dieser Lage gewinnen auch die 
Mächte, die nicht Atommächte sind, erhöhte Bedeutung, wenn sie nur wissen, was 
sie wollen. 


Möglichkeiten der Deutschen 


Wer den Rechenstift nimmt, um die Gesamtzahl der Deutschen in den poli- 
tisch getrennten Teilen des Deutschen Reiches, das deutsche „Potential“ zu addie- 
ren und mit den entsprechenden Zahlen der anderen großen Mächte zu verglei- 
chen, und wer sich bewußt ist, daß daneben andere, nicht in Zahlen ausdrückbare 
Faktoren zählen, der wird feststellen, daß die Deutschen, selbst in ihrer staatlichen 
Zerrissenheit und nach dem zeitweisen Verlust ihrer Ostgebiete, zu den wenigen 
potentiellen Mächten erster Ordnung gehören. Das war 1945, nach der militäri- 
schen Kapitulation, so klar wie heute. Heute gibt es im Ausland Stimmen, die 
schon allein die Bundesrepublik als eine potentielle Weltmacht sehen und auf 
Zahlen wie die Stahlproduktion oder den Außenhandelsumsatz verweisen — 
nicht immer in freundlicher Absicht. Die Zeit, da man in Frankreich glaubte, durch 
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Abtrennung und wirtschaftliche Angliederung des Saarlandes wirtschaftliches 
Gleichgewicht zwischen Frankreich und Deutschland zu erhalten, ist vorbei. 
Deutschland gehört, in Anbetracht seiner Wirtschaftskraft, Arbeitsleistung und 
kulturellen Ausstrahlung zu den Mächten erster Ordnung. 

Die Weltmächte haben das Deutsche Reich geteilt. Sie konnten sich über die 
Wiederherstellung der Einheit Deutschlands bisher nicht einigen. Die Prinzipien, 
die in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt sind und deren sich die 
Großmächte aus den verschiedensten Gründen nicht so annehmen, wie es die 
überwiegende Mehrheit der Mitgliedsstaaten von ihnen erwartet, sollten von 
der deutschen Außenpolitik als ihre Prinzipien vertreten werden. In der Charta 
und in vielen Erklärungen der Vereinten Nationen ist das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und Nationen feierlich anerkannt worden, und die Kraft der inter- 
nationalen Selbstbestimmungsbewegung hat in manchen Gebieten der Erde zur 
Abschüttelung der Fremdherrschaft geführt. 

Die Vereinigten Staaten haben sich, mit Rücksicht auf ihre Verbündeten, seit 
einiger Zeit veranlaßt gesehen, ihre traditionelle Ablehnung jeder Form der 
Kolonial- und Fremdherrschaft in bestimmten Fällen zu modifizieren, und damit 
der Sowjetunion die Möglichkeit gegeben, im asiatischen Asien und im Mittleren 
Osten als Vorkämpfer des Antikolonialismus aufzutreten. In Bandung aber haben 
sich Vertreter von 29 asiatischen und afrikanischen Staaten gleichermaßen gegen 
den westlichen wie den sowjetischen Kolonialimperialismus gewandt, der nicht 
nur die asiatischen Völker der Sowjetunion, sondern auch die Völker Ostmittel- 
europas, (an die sich Eisenhower in seiner Neujahrsbotschaft wandte), und die 
Deutschen in der DDR unterworfen hält. Mit dem klaren Bekenntnis zu dem Prin- 
zip der nationalen Selbstbestimmung wird nicht nur der deutschen Forderung 
auf Wiedervereinigung eine feste Grundlage gegeben, sondern mit der außen- 
politischen Vertretung dieses Prinzips ist auch eine Richtlinie für die deutsche 
Außenpolitik überhaupt gegeben, und zwar über den Zeitpunkt der Wiederverei- 
nigung hinaus. 

Auch im Westen verbindet sich mit dem Gedanken an die deutsche Wieder- 
vereinigung, bei allem Bekenntnis zu ihr, die Frage, wie sich dann die deutsche 
Politik entwickeln mag. Es sollte daher klargestellt werden, daß die deutsche 
Politik für uns nur das Recht fordert, das sie allen anderen Völkern zugesteht 
und für dessen Verwirklichung sie sich einsetzen wird. Das gilt auch für die öst- 
lichen Nachbarvölker Deutschlands. Dabei kommt es zunächst weniger auf große 
politische Aktionen an, als auf eine Klarstellung des deutschen Standpunktes, 
aus der sich vielfach weitere Möglichkeiten, auch in wirtschaftlicher Hinsicht, er- 
geben werden. 

Fast alle wirtschaftlichen Hilfsprogramme für unterentwickelte Gebiete leiden 
darunter, daß die Völker, denen sie dienen sollen, in den Initiatoren Vertreter 
eines neuen Wirtschaftsimperialismus sehen müssen, der den überlebten Kolonial- 
imperialismus ersetzen soll. Die starke Einschaltung der Bundesrepublik in inter- 
nationale Hilfsprogramme, eigene Initiative nicht nur der amtlichen Vertreter 
Deutschlands, sondern auch der Privatwirtschaft, bei aller gebotenen Vorsicht, 
kann hier auf lange Sicht reiche Früchte tragen. Eine zielbewußte Informations- 
und Kulturpolitik, die insbesondere auch den internationalen Austausch fördert 
und sich nicht allein auf Europa konzentriert, setzt genau so wie eine weit- 
schauende Außenhandelspolitik feste Prinzipien und klare Richtlinien voraus. 
Sie sind gegeben, sie müssen nur aufgegriffen und vertreten werden. 


Grenzen der Informationsfreiheit 


Die Zensur in den Ländern der Erde 


Ohne zuverlässige Nachrichten und Infor- 
mationen ist ein selbständiges Urteil über 
internationale Probleme nicht möglich. Bei 
der Beobachtung örtlicher oder innenpoliti- 
scher Vorgänge besteht für viele noch die 
Möglichkeit, die Meldungen von Presse und 
Rundfunk durch eigene genauere Kenntnis 
des Sachverhalts zu überprüfen; zur kriti- 
schen Überprüfung der Auslandsmeldungen 
fehlen den meisten von uns die Grundlagen. 
Lektüre und Vergleich ausländischer Zei- 
tungen hilft nicht in allen Fällen weiter, da 
nur wenige große Zeitungen über ein welt- 
umspannendes Korrespondentennetz verfü- 
gen, sonst aber auf die Berichte der Welt- 
nachrichtenagenturen (Associated Press, 
United Press, Reuter, Tass, Agence France 
Presse, Kyoto) angewiesen sind. 


Außerdem aber bestehen in verschiedenen 
Ländern mannigfache Begrenzungen und 
Einschränkungen der Pressefreiheit, offene 
oder versteckte Zensur. Wer aus den Be- 
richten der Presse und des Rundfunks ein 
zuverlässiges Bild gewinnen will, muß sich 
dieser Tatsache bewußt sein. An der Jahres- 
wende 1955/56 hat die amerikanische Nach- 
richtenagentur Associated Press eine Zu- 
sammenstellung ihrer Korrespondenten 
über den Grad der Presse- und Informa- 
tionsfreiheit in den Ländern der Erde ver- 
öffentlicht, die als Anhalt für nachfolgende 
Übersicht diene. 


Sowjetunion und europäische Satelliten 


Alles ausgehende Material, ob durch Tele- 
gramm, Telefon oder Post, unterliegt der 
Zensur. Seit der Genfer Konferenz gab es 
einige Erleichterungen, vor allem in Son- 
derfällen wie bei der Moskaureise Ade- 
nauers. Westdeutsche Korrespondenten er- 
hielten damals weitgehende Freiheit. Ob- 
gleich Bulganin im September 1955 ameri- 
kanischen Senatoren sagte, die Sowjetunion 
arbeite auf eine Erleichterung der Zensur 
hin, besteht sie sowohl in der Sowjetunion 
wie in den Satellitenländern vollständig. 


Das britische Commonwealth 


Großbritannien und die Commonwealthlän- 
der halten in normalen Zeiten an der tra- 
ditionellen Pressefreiheit fest. Doch verbie- 
tet die Südafrikanische Union kommunisti- 
sche Propaganda und Agitation. Lizenzen 
können von der Regierung zurückgenom- 
men werden, wenn verbotenes Material ver- 


öffentlicht wird. Auf Zypern wurde im Sep- 
tember 1955 im Anschluß an britenfeindliche 
Unruhen der Ausnahmezustand erklärt, der 
das Verbot von Zeitungen ermöglicht. 


Europa 

In Frankreich wird die größte Nachrichten- 
agentur, Agence France Presse (A.F.P.), von 
der Regierung subventioniert. In Spanien 
können ausländische Korrespondentea für 
die Heraussendung „unwahrer“ Nachrichten 
verantwortlich gemacht werden. Die Infor- 
mationen werden an der Quelle kontrolliert 
und sind schwierig zu erhalten, obgleich sich 
für amerikanische Korrespondenten die 
Verhältnisse letzthin gebessert haben. Die 
spanische Presse wird strikt kontrolliert. 
Das gleiche gilt für Portugal. In Italien sind 
die meisten Zeitungen Parteiorgane. Solche, 
die der Regierung nahestehen, neigen zur 
Selbstzensur von Nachrichten, die der Re- 
gierung mißfallen könnten, In Norwegen 
finden ausländische Korrespondenten eine 
„offizielle Vorzugsbehandlung.“ Viele Re- 
gierungsbehörden geben Nachrichten nur 
an die nationale (genossenschaftliche) Nach- 
richtenagentur, N.T.B. Ausländischen Nach- 
richtenleuten ist die Teilnahme an Presse- 
konferenzen des Ministerpräsidenten Ger- 
hardsen nicht gestattet. Finnlands Zeitungen 
sind bei der Behandlung von Material über 
die Sowjetunion besonders vorsichtig. Aus 
Jugoslawien können Depeschen unzensiert 
herausgehen, doch die Regierung beobach- 
tet genau die im Ausland veröffentlichten 
Berichte. Inländische Presseorgane und Sen- 
der werden genau überwacht. Griechenland 
hat ein Pressegesetz, das Veröffentlichungen, 
„die geeignet sind, Unruhe hervorzurufen“, 
bestraft, doch wird ein Gesetz mit milderem 
Inhalt entworfen. 


Afrika 

In Uganda wurde ein modifizierter Aus- 
nahmezustand aufgehoben. Die Kolonial- 
regierung gab ihr Recht zur Kontrolle der 
Presse auf. In Kenia bleibt infolge der Mau- 
Mau-Unruhen der Ausnahmezustand weiter 
wirksam. Nach der Rückkehr Sultan Ben 
Jussufs durften in Marokko einige verbo- 
tene nationalistische Publikationen wieder 
erscheinen. In Algerien kann unter dem ge- 
genwärtigen Ausnahmezustand die Zensur 
angewandt werden. 


8 Volk und Welt 


Türkei und Mittlerer Osten 


Die Türkei kennt normalerweise keine Zen- 
sur ausgehender Nachrichten oder Bilder. 
Nach den antigriechischen Unruhen am 6. 
September 1955 bestand kurze Zeit militäri- 
sche Zensur, ausgehende Bilder wurden z.T. 
beschlagnahmt. Im Iran wird die inländische 
Presse scharf überwacht, und ausländische 
Korrespondenten können wegen „ungünsti- 
ger“ Berichte zur Rechenschaft gezogen wer- 
den. In Ägypten sind einige ausgehende Be- 
richte infolge von „Prüfung“ durch Beamte 
verzögert worden. Im Inland ist die Zensur 
noch in Kraft. Ein neues Pressegesetz ver- 
dichtet die frühere Gesetzgebung und legt 
Strafen fest für als unwahr angesehene 
Nachrichten. Korrespondenten in Syrien 
müssen Duplikate von ausgehenden Berich- 
ten bei Regierungsbeamten hinterlegen. Die 
inländische Presse wird nicht beschränkt, 
mit Ausnahme eines Verbots des Organs 
der aufgelösten Syrischen Volkspartei. 
Libanon kennt keine Zensur inländischer 
Zeitungen. Ausgehende Depeschen sind in 
Zeiten eines Ausnahmezustandes angehal- 
ten worden. Jordanien verlangt, daß Du- 
plikate von Depeschen zur Prüfung der Re- 
gierung vorgelegt werden. Die Regierung 
des Iraks hat die Anzahl der Tageszeitun- 
gen auf acht beschränkt. Saudi-Arabien be- 
schränkt die Zahl der Nachrichtenkorre- 
spondenten und unterhält eine Schwarze 
Liste von solchen, die Berichte schreiben, 
welche für unerwünscht gehalten werden. 
Israel zensiert Material, das die militärische 
Sicherheit betrifft. 


Der Ferne Osten 


Japan kennt keine Regierungszensur, die 
Pressegesetzgebung ist großzügig. Die ja- 
panische Presse gehört zu den bestinfor- 
mierten, freiesten und offensten der Welt. 
Südkorea steht unter Ausnahmezustand, der 
vom koreanischen Krieg herrührt. Dies bil- 
det, soweit es für erforderlich gehalten 
wird, die Grundlage einer Zensur. Die 
direkte militärische Zensur endete 1954. Das 
kommunistische China übt völlige Kon- 
trolle über die inländische Presse aus. Die 
Zahl der zugelassenen ausländischen Kor- 
respondenten (keine Amerikaner) ist ge- 
wachsen. In Formosa beschwerte sich die 
nationalistische Zeitschrift „Freies China“ 
über Eingriffe in die dortige Pressefreiheit. 
In Hongkong sind die Briten empfindlich 
gegen Nachrichten, welche die Beziehungen 
zwischen Hongkong und dem kommunisti- 
schen China betreffen, In Indonesien kön- 
nen in Gebieten im technischen Kriegszu- 


stand örtliche Befehlshaber die Zensur 
verhängen. Ausgehende Depeschen sind im 
Telegraphenamt der Prüfung durch Geheim- 
polizisten unterworfen. Normalerweise grei- 
fen sie jedoch nicht ein. In Süd-Vietinam, 
Laos und Kambodscha steht die örtliche 
Presse unter strenger Kontrolle, auch das 
Papier. Die Regierung Indiens übt keine 
Zensur über im Inland veröffentlichte oder 
ins Ausland gesandte Nachrichten, doch ge- 
ben Regierungsbeamte dem allindischen 
Rundfunk und der zentralen Nachrichten- 
organisation Richtlinien. Pakistan hat ge- 
wöhnlich keine Zensur. In Zeiten der Krise 
können jedoch Telegramme, die ins Aus- 
land gehen, angehalten und der inländi- 
schen Presse Kontrollen auferlegt werden. 


Lateinamerika 


In Argentinien wurde „La Prensa” der Grün- 
derfamilie zurückgegeben, D. M. Torino ge- 
wann seine Zeitung „El Intransigente" zu- 
rück. Der provisorische Präsident Aram- 
buru beseitigte das umfangreiche Presse- 
sekretariat Perons, das ein Jahrzehnt der 
Presseüberwachung und Propaganda diente. 
Brasilien unterstellte am 7. Dezember 1955 
Zeitungen, Zeitschriften und Radiostationen 
direkter Zensur. Doch gilt die Zensur nicht 
für ins Ausland gesandte Depeschen. Ecua- 
dor hat keine Zensur, doch kann die Regie- 
rung gelegentlich Korrespondenten zu ver- 
stehen geben, daß bestimmte Nachrichten 
dem Lande nicht dienlich sein würden. EI 
Salvador hat keine Zensur, doch wurden 
kürzlich Nachrichten über Unruhen durch 
die Regierung verzögert. In Chile gibt es 
keine Zensur der inländischen Presse. Kuba 
beschränkt die Nachrichtenfreiheit nicht. In 
Guatemala hat Präsident Armas gelobt, 
keine Zeitungen zu schließen oder zu kne- 
beln. Die Regierung von Kolumbien unter 
Präsident Pinilla befahl am 6. August 1955 
die Schließung der größten Tageszeitung des 
Landes, „El Tiempo“. Sie ist bisher nicht 
wieder erschienen, Die Telegraphengesell- 
schaften sind verpflichtet, der Regierung 
den Inhalt aller ausgehenden Telegramme 
mitzuteilen, deren Inhalt für das Prestige 
Kolumbiens schädlich ist. Boliviens inländi- 
sche Presse steht weiterhin unter Zensur. In 
Venezuela entscheiden die Aufseher der 
Telegraphengesellschaften, ob ausgehende 
Depeschen Regierungszensoren übergeben 
werden, Die inländische Presse untersteht 
der Zensur. 


SELBSTBEHAUPTUNG UND SICHERHEIT 


Strategie im Zeichen der Wasserstofibombe 


1. Wissenschaft und Veraschungsstrategie*) 


Die Doktrin der strategischen Luitkrieg- 
führung 


Man sagt, die Doktrin der strategischen 
Luftkriegführung und des strategischen 
Luftbombardements gehe auf den italieni- 
schen Luftkriegstheoretiker Guilio Douhet 
zurück, der die Auffassung vertrat, daß die 
Zerstörung von Industrieanlagen und Be- 
völkerungszentren durch massierte Bomber- 
flotten den Widerstandswillen einer Nation 
empfindlich treffen, ja brechen und somit 
den Krieg entscheiden könne. In Wahrheit 
ist kein einzelner Militärtheoretiker für die 
Wende zur totalen Strategie verantwortlich 
zu machen. 

Man stellt sich auf den Standpunkt, der 
Zweite Weltkrieg habe die Richtigkeit der 
totalen Bombardierungsthese bewiesen. 
Man sieht sich durch die Tatsache bestätigt, 
daß der Krieg gegen Frauen und Kinder 
von den Luftwaffen der Welt übernommen 
und „in verschiedener Richtung” erweitert 
wurde, Man beruft sich auf die allgemeine 
Barbarei, Man scheut sich auch nicht zu- 
zugeben, daß die totale Luftkriegführung 
am wirksamsten auf seiten der Alliierten 
Anwendung fand, die ihre Luftrüstung auf 
große Bomberflotten konzentrierten und 
Industrie- und Bevölkerungszentren von 
Deutschland und Italien systematisch mit 
„Bombenteppichen" belegten, um den mo- 
ralischen Widerstandswillen des Gegners 
zu brechen. a 

Ihren Höhepunkt habe die Theorie des stra- 
tegischen Bombardements in dem Abwurf 
von zwei Atombomben auf Japan gefunden, 
wobei mehrere Hunderttausend japanischer 
Zivilisten den Tod fanden und die Wider- 
standskraft eines Volkes innerhalb von 
einer Woche endgültig gebrochen wurde. 
Inzwischen genügen einige Sekunden, Mi- 
nuten oder Stunden nuklearer Kriegfüh- 
rung, um das große „Brechen” zu erzielen. 
Durch die Erfindung der Atombombe am 
Ende des Zweiten Weltkrieges wurden die 
Sprengmittel revolutioniert. Eine gleiche 
Revolution fand auf dem Gebiete der Trä- 
ger atomarer Kampfmittel statt. Die Ra- 
ketenepoche wurde eröffnet. Die V-2 letz- 
ter Bauart hatte bereits eine Stunden- 
geschwindigkeit von 5500 km/st erreicht. 


*) Vgl. James Shepley / Clay Blair jr., Die Was- 
serstoffbombe, Steingrüben Verlag Stuttgart, 
1955. Die Darstellung folgt dieser bedeutsamen 
Veröffentlichung. 


Seitdem die Atomüberlegenheit entfallen 
ist, suchten die USA Sicherheit durch Über- 
legenheit ihres Strategischen Bomberkom- 
mandos. Auf diesen Träger der neuen 
atomaren Waifen konzentrierten sie sich. 
Der erste Schritt war die Ernennung des 
Generals Curtius E. LeMay zum Komman- 
deur der Strategischen Bomberflotten. LeMay 
war es, der bei der Bombardierung Ja- 
pans eine ähnliche Rolle spielte wie auf 
englischer Seite der berüchtigte Bomber- 
Harris. Beide Namen nennen die Vertreter 
einer radikalen Verbrennungs- und Ver- 
aschungsstrategie gegen die Zivilbevölke- 
rung. Über die Erfolge LeMays gegen Ja- 
pan heißt es: „Die Japaner waren vollkom- 
men unvorbereitet, und nach zehn Tagen 
waren Tokio und andere große Industrie- 
zentren so verwüstet und angeschlagen wie 
später Hiroshima und Nagasaki von der 
Atombombe.“ 


Der Widerstand der Wissenschaft 


LeMay baute nach dem Zweiten Weltkrieg 
die strategische Luftkriegführung aus. Zwar 
warnten Offiziere der Armee und Anhänger 
der taktischen Luftwaffe davor, das Schwer- 
gewicht der Luftkriegführung ausschließlich 
auf das strategische Luftbombardement 
zu legen und die gesamte Luftwaffe danach 
auszurichten. Zudem fühlte sich die Marine 
völlig in die Zuschauerrolle gedrängt. Ins- 
besondere setzten sich die Wissenschaftler 
gegen die Doktrin des strategischen Bom- 
bardements sowie gegen die Anwendung 
der Atombomben selbst zur Wehr. Die Luft- 
waffenführung antwortete auf alle Ein- 
wände der Wissenschaft mit dem Ausdruck 
höchster Empörung. Sie sprach von „Mangel 
an Verständnis für die Gesetze und Er- 
fordernisse der Luftkriegführung“. Ja, man 
machte sich lustig über jene, die es wagten, 
die neuen „Gesetze und Erfordernisse“ 
militärisch, politisch, moralisch oder ju- 
ristisch in Frage zu stellen. 

Unterdessen wandte man sich der Frage der 
Luftverteidigung zu. Man machte dabei 
die Feststellung, daß eine effektive Luft- 
verteidigung nicht existiert. Das sogenannte 
„Projekt Lincoln“ sah die Gründung eines 
Luftverteidigungs-Laboratoriums vor, des- 
sen Aufgabe die wissenschaftliche und tech- 
nische Erforschung der Luftverteidigung 
wurde. Ebenso wurde die Erforschung der 
taktischen Luftkriegführung, unter beson- 
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derer Berücksichtigung einer Anwendung 
taktischer Atomwaffen sowie ihrer Einfüh- 
rung in die Streitkräfte West-Europas, ein- 
bezogen. Armee und Marine sollten an die- 
sen Luftkriegsstudien teilnehmen. Endlich 
wurde die Bedeutung des Strategischen 
Bomberkommandos für die Luftverteidi- 
gung untersucht. 


Der Widerstand der Wissenschaft gegen die 
totale Kriegführung wurde auch durch die 
Ergebnisse dieser Studien nicht überwun- 
den. Die Ablehnung der totalen Ver- 
aschungsstrategie blieb „unvermindert 
stark“. Die Militärs versuchten den Wider- 
stand der Wissenschaft als einen „Racheakt" 
zu erklären angesichts der Tatsache, daß 
es der Wissenschaft nicht gelungen war, die 
Herstellung der Wasserstoffbombe zu ver- 
hindern. In Wahrheit lag der Stellungnahme 
der Wissenschaftler zur Entwicklung der 
Wasserstoffbombe dieselbe Überzeugung 
zugrunde wie bei der Frage des Einsatzes 
der totalen Waffen, daß nämlich die „Ver- 
nichtung von Bevölkerungszentren als Mit- 
tel der Kriegführung grundsätzlich und mo- 
ralisch abzulehnen“ sei. 


Das Projekt Vista 


Der erste Angriff gegen das Strategische 
Bomberkommando ging von dem Projekt 
Vista aus. Diese Studie hatte sich mit zwei 
Hauptproblemen beschäftigt. Erstens mit 
der Auswirkung der Atomwaffen auf die 
Landkriegführung im allgemeinen, zweitens 
mit der Ausrichtung der taktischen Anwen- 
dung von Atomwaffen auf die strategische 
Planung West-Europas. Nachdem die Was- 
serstoffbombe entwickelt und Atombomben 
nicht mehr selten sondern en masse vor- 
handen waren, hatten die Wissenschaftler 
die Beschränkung auf taktische Atomwaf- 
fen gefordert. Sie vertraten die These, daß 
es mit verhältnismäßig kleinen Landstreit- 
kräften möglich sein müsse, West-Europa 
gegen die Rote Armee zu verteidigen. 

Projekt Vista empfahl daher, einen beträcht- 
lichen Teil der Atombomben vom Strategi- 
schen Bomberkommando abzuziehen und 
ihn der taktischen Luftwaffe zur Unterstüt- 
zung der Landstreitkräfte zur Verfügung zu 
stellen (je ein Drittel für das Strategische 
Bomberkommando, für den taktischen Ein- 
satz und für die Reserve). Im Kriegsfalle 
sollten die USA erklären, daß sie das Stra- 
tegische Bomberkommando zunächst zurück- 
halten würden. In der Studie befand sich 
ein Passus des Atomwissenschaftlers Op- 
penheimer, der von der Annahme ausging, 
daß die Sowjets die Städte Westeuropas 
wie der USA schonen würden, wenn sie 
selber die Gewähr hätten, daß ihre eigenen 


Städte nicht angegriffen würden. Durch 
ein solches stillschweigendes Übereinkom- 
men könne man das „Schlachtfeld auf das 
Schlachtfeld“ beschränken. Oppenheimer 
folgerte, daß das Strategische Bomberkom- 
mando nicht von entscheidender Wichtig- 
keit für das „Überleben der amerikanischen 
Nation“ sei und eine Auflösung dieses Kom- 
mandos zugunsten der taktischen Luftstreit- 
kräfte die Welt „von der lähmenden Furcht 
vor einem Krieg mit Massenvernichtungs- 
mitteln“ befreien könnte. 


Maginot-Linie der Luft 


Dagegen schlug das Projekt Lincoln in der 
Untersuchung über die Luftverteidigung ein 
rein defensives Luftverteidigungssystem 
vor. Dieses sollte in der Lage sein, 50 bis 60 
Prozent der angreifenden feindlichen Flug- 
zeuge vor dem Bombenabwurf zu vernich- 
ten. Bis dato war man davon ausgegangen, 
daß der Angriff die beste Verteidigung sei. 
Daher sah man das strategische Luftbom- 
bardement als Grundlage jeder Verteidi- 
gung an. Nun schlugen die Wissenschaftler 
statt der Offensivstrategie ein rein defen- 
sives Verteidigungssystem vor, im Stile 
einer „Maginot-Linie der Luft“, die mög- 
lichst perfekt sein sollte. 

Aber bald stellte man fest, daß passive 
Abwehrmaßnahmen gegen Atombombenan- 
griffe von nur geringem Erfolg sind, wenn 
aktive Abwehr nicht in der Lage ist, das 
Eindringen feindlicher Bomber auf ein 
Durchsickern einiger weniger Flugzeuge des 
Gegners zu reduzieren. Die Suche nach 
einem „lecksicheren Verteidigungssystem“ 
ergab, daß eine fast vollständige Abwehr 
von Atombombern, bevor die großen Städte 
katastrophale Zerstörungen erlitten hätten, 
durchaus möglich sei. Dazu sei aber ein bis 
weit an den Rand der Arktis vorgeschobe- 
nes Frühwarnsystem lückenlos ineinander- 
greifender Radarkreise nötig und außerdem 
noch ein tiefgestaffeltes Luftverteidigungs- 
system mit Überschalljägern und fernge- 
lenkten Luftabwehrraketen. 


Kombiniertes System 


Die Einrichtung eines solchen Systems hätte 
ein Milliardenprogramm notwendig gemacht. 
Es hätte den perfekten Ausbau des globalen 
Radarnetzes sowie einer durch Düsenjäger 
bewehrten Maginot-Linie der Luft vorge- 
sehen. Es war die Rede von 100 bis 150 Mil- 
liarden Dollar zur Verwirklichung eines sol- 
chen Defensivsystems. Die Riesensumme 
hätte die Genehmigung zusätzlicher Mittel 
für den Ausbau des Strategischen Bomber- 
kommandos und seiner Offensivstrategie 
praktisch ausgeschlossen. Der amerikani- 
sche Kongreß lehnte daher aus finanziellen 
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Gründen die Umstellung auf die neue Fe- 
stungskonzeption und damit die Überprü- 
fung der bisherigen Militärpolitik ab und 
beschränkte sich auf die Verwirklichung 
eines Luftverteidigungssystems, das einer- 
seits maximalen Schutz garantierte, ande- 
rerseits die Mittel für den Ausbau der Of- 


fensivstrategie des Strategischen Bomber- 
kommandos nicht erschöpft. 

Diese Konzeption, so heißt es, bestimmt die 
jetzige Militärpolitik der USA. Seither ist 
auch Westeuropa nur eine Glacis für die de- 
fensiven und offensiven Planungen der ame- 
rikanischen Militärpolitik. 


2. Die Veraschungskommandos in West und Ost 


Im Januar 1954 verkündete US-Außenmini- 
ster Dulles die neue außenpolitische Kon- 
zeption der USA. Sie stützt sich auf die 
strategische Luftwaffe als Grundlage aller 
Sicherheit und sieht bei begrenzten Kon- 
flikten kollektive Aktionen der Alliierten 
vor. Die neue Konzeption wurde New-Look 
genannt. Die Luftwaffe wurde auf 137 Ge- 
schwader verstärkt, das Schwergewicht auf 
das Strategische Bomberkommando als ent- 
scheidende Offensivwaffe gelegt. In Mittel 
und Ausrüstung steht es an erster Stelle. 
Der neuen Konzeption liegt das gegenwär- 
tige Sicherheitssystem der Stärke zugrunde. 
Es hat in der Konzeption der westlichen 
Verteidigungspakte — in Form der NATO 
sowie der ihr angeschlossenen Bündnis- 
pakte — seine Realisierung erfahren. Damit 
ist die Identität der neuen Strategie mit der 
ihr entsprechenden globalen Bündnispoli- 
tik hergestellt. Das Wasserstoffbomben- 
Zeitalter hat auf diese Weise seine Global- 
formel gefunden. Die gesamte wirtschaft- 
liche, politische und militärische Planung 
des Westens ist primär auf die Anwendung 
von Wasserstoff- und Atombomben einge- 
stellt. 


Das Veraschungskommando der USA 


Im Sommer 1954 waren für das Strategische 
Bomberkommando der USA 32 modern ein- 
gerichtete Stützpunkte ausgebaut, davon 20 
ausländische. Das Kommando verfügte über 
3000 strategische Bomber, davon 175 schwere 
Bomber vom Typ B 36 mit interkontinenta- 
ler Reichweite. Außerdem waren 400 mittel- 
schwere, sehr schnelle Bomber vom Typ B 47 
vorhanden. Von den geplanten 137 Luft- 
waffengeschwadern entfielen allein ein 
Drittel (54) auf das Strategische Bomber- 
kommando. Bis 1954 war die B 47 der mo- 
dernste Bomber, als mittlerer Strato-Turbo- 
Bomber mit Spitzflügeln. Von drei Mann ge- 
flogen, beträgt seine Marschgeschwindig- 
keit 960 km/st., fliegt er bis 13 725 m Höhe, 
über eine Strecke von 4800 km ohne nach- 
zutanken. Er ist für den Einsatz von über- 
seeischen Stützpunkten — England, Nord- 
afrika, Japan, Grönland —- vorgesehen. 
Durch Lufttanksystem vergrößert sich seine 
Reichweite auf 9600 km. Nachtanken ge- 
schieht in 6 Minuten. 


Solche Geschwader können binnen kürze- 
ster Zeit von Stützpunkt zu Stützpunkt ver- 
legt werden. Jeder Punkt der Erde kann von 
ihnen erreicht werden. Der Kern des Strate- 
gischen Bomberkommandos besteht aus 7 
schweren Geschwadern, gebildet aus 175 
mammutartigen Langstreckenbombern vom 
Typ B 36. Diese sollen jedoch durch neue 
Langstreckenbomber vom Typ B 52 ersetzt 
werden, einer Acht-Düsen-Version der B 47 
mit interkontinentaler Reichweite und 
Marschgeschwindigkeit von 960 km/st kön- 
nen jeden Typ von Atom- und Wasserstoff- 
bomben befördern. 

Die Piloten werden geschildert als ruhige, 
überlegene, hart arbeitende „Ingenieure der 
Luft“, durchschnittlich 32 Jahre alt, verhei- 
ratet, Kinder. „Ihre tägliche Arbeit, reine, 
kaum beachtete Routinearbeit, würde dem 
Laien schon beim Zuschauen eine Gänsehaut 
über den Rücken jagen“. Die besten Besat- 
zungen werden zu „Führenden Besatzun- 
gen” ernannt. Sie erhalten besonders wich- 
tige Ziele in Rußland zugeteilt, auf die sie 
für den Ernstfall trainiert werden. Sie wer- 
den ständig auf Können und Leistung 
hin überwacht und nach einem bestimmten 
Wertungssystem überprüft. Alle sechs Mo- 
nate haben sie eine zweiwöchige Prüfung 
abzulegen, von deren Bestehen ihre auf 
jederzeitigen Widerruf erteilten Beförde- 
rungen abhängen. Es wird von ihnen eine 
Disziplin gefordert, die in keinem anderen 
Land straffer organisiert und perfektioniert 
sein könnte. Der Pilot des Strategischen 
Bomberkommandos — heißt es — befindet 
sich Tag und Nacht in einem imaginären 
Kriegseinsatz, der jeden Augenblick zu 
einem wirklichen werden kann. Die Umstel- 
lung erfordert weder Zeit noch besondere 
Maßnahmen. Zu jeder Tages- und Nachtzeit 
ziehen die schweren Bomber des Strategi- 
schen Bomberkommandos ihren Kurs kreuz 
und quer über den Erdball. 


Das Veraschungskommando der Sowjets 


Die Sowjets brachten ihre erste Wasser- 
stoffbombe 1953 zur Explosion. Gleichzeitig 
begannen sie mit einem gigantischen Aus- 
bau ihrer Luftwaffe, wobei sie das Schwer- 
gewicht auf die Produktion von strategi- 
schen Langstreckenbombern legten. Sommer 
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1954 verfügten sie bereits über 20 000 Ma- 
schinen der ersten Linie, davon 70 Prozent 
moderne Typen mit Düsenantrieb. Weitere 
20 000 Maschinen standen als Reserve älte- 
rer Bauart zur Verfügung. Ca. 10000 Ma- 
schinen werden jährlich produziert. 

Die Sowjets hatten 1945 den deutschen Dü- 
senjäger, die erste Maschine dieser neuen 
Bauart erbeutet, die bis zur Serienherstel- 
lung gereift war, Der Jäger hatte eine Ge- 
schwindigkeit von 800 km/st, flog ohne Er- 
schütterung, besaß beim Kurven absolute 
Stabilität und eine ausgezeichnete Steig- 
fähigkeit. 80 Prozent der deutschen Flug- 
zeugindustrie, -anlagen, -entwürfe und 
-techniker verschwanden damals hinter dem 
Eisernen Vorhang. 1950 belief sich die Pro- 
duktion der neuen MIG-Düsenjäger bereits 
auf 5 000 Stück pro Jahr. Ziel ist die Produk- 
tion von 15000 Maschinen jährlich. 
Während man in den USA über die Zuläs- 
sigkeit oder Unzulässigkeit von Wasser- 
stoffbomben debattierte, heißt es, hätten die 
Sowjets ihr Strategisches Bomberkommando 
mit Vorrang und Nachdruck ausgebaut. 
Moskau hatte auf die Militärpolitik des 
New-Look der USA geantwortet. Als Aus- 
gangspunkt diente die Nachfertigung des 
amerikanischen Bombers B 29, von dem im 
letzten Krieg in der Sowjetunion einige 
Exemplare verblieben waren. Ihr serien- 
mäßiger Nachbau wurde jetzt befohlen und 
durchgeführt. 

Nach Korea gelang es den Sowjets, das 
Rote Bomberkommando zu einer gefährli- 
chen Offensivwaffe auszubauen. Man hielt 
sich an die parallele Entwicklung in den 
USA. Moskau nahm den Ausbau seines 
Stützpunktsystems in Angriff, das von Nord- 
sibirien aus so nah wie möglich an die 
USA herangeschoben wurde. 1951 standen 
700 schwere Bomber für operative Zwecke 
zur Verfügung, 1954 waren es bereits 1200. 
Seit 1954 besitzen die Sowjets Düsenbomber 
modernster Bauart; einen mittleren Bomber 
in Größe und Aussehen dem amerikanischen 
Vier-Düsen-Bomber vom Typ B47ähnlich, 
mit Marschgeschwindigkeit von 800—950 
km/st mit einem Aktionsradius von 4000 km 
und Flughöhe bis zu 12000 m, der andere 
Typ ist ein gewaltiger Großbomber, dem 
neuesten Modell der USA-Luftwaffe B 52 
ähnlich. Es liegen Beweise dafür vor, daß 
diese beiden Typen bereits in Serien aufge- 
legt sind, 

Auf dem Gebiet der ferngelenkten Ge- 
schosse hatten die Sowjets bis 1954 einen 
entscheidenden Vorsprung erzielt. 1954 wa- 
ren ihnen 170 der führenden deutschen Ra- 
ketenkonstrukteure nebst Anlagen und 
Konstruktionsplänen in die Hände gefallen. 
1954 besaßen die Sowjets eine Rakete, 


welche die Schußleistung der V-2 um das 
Fünffache übertraf. Damit waren die we- 
sentlichen Voraussetzungen geschaffen, um 
eine Rakete von internationaler Reichweite 
zu bauen. 

Man nimmt an, daß die Sowjets bis 1960 
eine Doppelrakete besitzen werden, die 
eine Sprengladung von 1,3 t über eine Ent- 
fernung von 4300 km transportiert und mit 
einer Genauigkeit von 6 bis 8 km ins Ziel 
befördert. Damit wäre es möglich, eine 
Wasserstoffbombe mit einem Zerstörungs- 
radius von 16 bis 24 km auf direkte Ziele 
abzuwerfen. Um das Jahr 1964, vielleicht 
schon 1963, würden die Sowjets eine Ra- 
kete interkontinentaler Reichweite zur Ver- 
fügung haben, welche auf eine Entfernung 
von 6400 km eine Treffsicherheit von 8 km 
besitzt. 

Die Schlagkraft des Roten Bomberkomman- 
dos sei bis Sommer 1954 qualitativ beschei- 
den gewesen. Das Rückgrat habe der alte 
TU 4 gebildet. Mit seinen 560 km/st und 
einer beschränkten Reichweite für Hin- und 
Rückflug auf 6 400 km stelle dieser Bomber- 
typ keine Gefahr für die USA dar. Auch sei 
der Ausbildungsstand der Piloten nicht sehr 
hoch. Einen Vergleich mit dem Ausbildungs- 
stand der US-Piloten halte er nicht aus. Es 
fehlten den Sowjets noch die Erfahrungen. 
Dennoch müsse man im Auge behalten, daß 
die Sowjets in der Lage seien, eine Flotte 
von mehr als 1000 TU-Bombern mit „kon- 
servativen“ Atom- und Wasserstoffbomben 
auszurüsten und sie gegen die USA einzu- 
setzen. Zwar würden die Flugzeuge dabei 
nur den Hinflug ausführen können; wenn 
Moskau indessen bereit wäre, Piloten und 
Maschinen für den ersten und vielleicht 
entscheidenden Schlag in die Waagschale zu 
werfen, so bestehe die Wahrscheinlichkeit, 
daß ein Teil der USA-Städte in Schutt und 
Asche versinken. Unter Umständen könn- 
ten diese Flugzeuge sogar zu ihren Stütz- 
punkten in Nordsibirien zurückkehren, 
wenn sie sich eines primitiven Lufttanksy- 
stems bedienten. 

Inzwischen werde das Rote Bomberkom- 
mando von Jahr zu Jahr besser. Die Zeit 
arbeite gegen die USA. Bis 1957 werde der 
mittlere schnellere Düsen-Bomber vom Typ 
39 den alten TU 4 ersetzt haben. Ein Jahr 
später werde der riesige T 37-Langstrek- 
kenbomber mit einer Geschwindigkeit von 
960 km/st in ausreichender Zahl zur Ver- 
fügung stehen, „um aus 15000 m Höhe All- 
wetter-Wasserstoffbomben-Angriffe auf die 
USA durchzuführen“, Bald danach würden 
die Sowjets in der Lage sein, Raketen mit 
interkontinentaler Reichweite zu Atom- 
und Wasserstoffbomben-Operationen ein- 
zusetzen. 
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Literatur zur internationalen Politik 


W, Friedmann, An Introduction to World 
Politics, (2. Aufl.. Macmillan, London 1953, 
384 S., Karten, Dokumente, Index.) 

Im Gegensatz zu vielen „textbooks”, die oft 
nur eine Häufung von Material bieten, eine 
sorgsam durchgearbeitete, anspruchsvolle 
Einführung, die von den bewegenden Kräf- 
ten der Weltpolitik ausgeht, den Mächte- 
konflikt darstellt, die Rolle des Common- 
wealth hervorhebt und eingehend die Re- 
volte Asiens und das Erwachen Afrikas be- 
handelt. Besonders hervorzuheben die ein- 
leitende Behandlung von machtmäßigen und 
ideologischen Interpretationen der interna- 
tionalen Beziehungen. 


N. D. Palmer and H.C. Perkins, Internatio- 
nal Relations. The World Community in 
Transition. (Houghton Mifflin, Boston 1953, 
1270 S., Karten, Bibliographien, Index.) 

Aus der Vielzahl amerikanischer Lehrbü- 
cher hebt sich das Buch von Palmer-Perkins 
durch den Versuch hervor, die Mitte zwi- 
schen „power-politics”-Interpretation und 
ideologischer Interpretation zu halten. Die 
Urteile sind im allgemeinen abgewogen, 
wenn auch in bezug auf die künftige Rolle 
Deutschlands eine seltsame Kurzsichtigkeit 
herrscht. Das gilt, in geringerem Maße, auch 
bezüglich Japans. Eine Überfülle von Ma- 
terial über die Geschichte der internatio- 
nalen Beziehungen seit 1900, die Entwick- 
lung der internationalen Organisation, die 
Formen und Mittel des zwischenstaatlichen 
Verkehrs ist zusammengetragen und wird 
lesbar dargeboten. Jedem Abschnitt sind 
wertvolle Literaturhinweise beigefügt. 


Weltmacht Atom. Herausgeber: Arbeitsge- 
meinschaft sozialdemokratischer Akademi- 
ker. (Nest-Verlag, Frankfurt a. M., 1955, 
154 S.) 

Aus dieser Sammlung von im Frühsommer 
gehaltenen Vorträgen sind besonders her- 
vorzuheben die Beiträge von B. v. Bonin: 
„Die militärische Bedeutung atomarer Waf- 
fen”, und von Carlo Schmid: „Politik im 
Atomzeitalter“. Schmid stellt als sich aus 
der gegenwärtigen Machtlage ergebendes 
Grundziel auf, eine Politik zu treiben, die 
zur Auflösung der Blöcke in einem System 
kollektiver Sicherheit führt, auf die ein 
„massives Abrüsten“ folgt — ohne jedoch 
einen Weg dahin aufzuzeigen. Das Bänd- 
chen ist lesenswert. 


Boris Meißner, Das Ostpakt-System. (Alfred 
Metzner, Frankfurt-Berlin, 1955, 208 S.) 

Die von Meißner mit bekannter Sorgfalt 
herausgegebene Dokumentensammlung, 
eine Erweiterung seiner erstmalig 1951 er- 


schienenen Arbeit, stellt eine wiss. Leistung 
von größtem Wert und ein unumgängliches 
Arbeitsmaterial für alle dar, diesich ernst- 
haft mit der Sowjetunion befassen. Den Tei- 
len: Das sowjetische Paktsystem in Europa, 
Das sowjetische Paktsystem in Asien, 
ist jeweils eine konzentrierte Einleitung 
vorangestellt, die die Entstehung, die poli- 
tische und juristische Bedeutung der Ver- 
träge in vorbildlicher Kürze behandelt. Den 
Dokumenten folgen systematische Vertrags- 
register. Der Warschauer Achtmächtepakt 
ist in einer Beilage angefügt. Viele, beson- 
ders die asiatischen, Verträge sind erstmalig 
deutsch veröffentlicht. Es wäre wünschens- 
wert, wenn eine ähnliche Darstellung der 
westlichen Paktsysteme veröffentlicht 
würde. 


Wilhelm Starlinger, Grenzen der Sowjet- 
macht. (Holzner-Verlag, Würzburg, 1955, 
131 S.) 

Den Kern der Schrift bilden Starlingers Er- 
fahrungen, Meinungen und Gedanken in 
und über die Sowjetunion, die er während 
seiner Internierung im sowjetischen Macht- 
bereich 1945—1954 sammelte. Starlingers 
Thesen: Die Sowjetunion wird immer „Tus- 
sischer“. Die Auseinandersetzung mit dem 
menschenreichen China wird die sowjeti- 
sche Politik in zunehmendem Maße bestim- 
men. Hier bahnt sich eine Auflockerung der 
weltpolitischen Starre an, wenn die USA 
die gegebenen Möglichkeiten erkennen und 
nutzen. In enger Allianz mit den Vereinig- 
ten Staaten ergeben sich Möglichkeiten für 
die Verwirklichung der deutschen außenpo- 
litischen Ziele (Wiedervereinigung). Die 
Thesen Starlingers haben erheblichen Ein- 
fluß auf den westdeutschen Regierungschef, 
Bundeskanzler Konrad Adenauer, ausgeübt. 
Es ist ein Nachteil der Thesen, daß nur die 
Sowjetunion, die USA, China und Deutsch- 
land in die Überlegungen einbezogen wur- 
den. Die Arbeit verdient sorgsame und kri- 
tische Lektüre. 


W. G. East and O. H. K. Spate (Hrsg.): The 
Changing Map of Asia. A Political Geo- 
graphy. (2. Aufl., Methuen, London, 1953, 
422 S.) 

Was politische Geographie und Geopolitik 
für die Schaffung eines zuverlässigen Welt- 
bildes leisten können, zeigt dieses vorzüg- 
liche, durch 33 Karten erläuterte Sammel- 
werk, mit den Beiträgen: Southwest Asia 
(W. Fogg), India and Pakistan (O. H. K. 
Spate), South East Asia (C. A. Fisher), The 
Far East (H. J. Woods), Soviet Asia (W. G. 
East), High Asia (R. R. Rawson.) 
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GEMEINSCHAFT UND VERFASSUNG 


Der Westen und der Kommunismus 


FULTON J.-SHEEN?) 


Nichts ist mehr dazu angetan, die Menschen über den wahren Charakter 
des Lebens zu täuschen, als eine Zivilisation, in der die soziale Zusammengehö- 
rigkeit sich nur auf dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage gründet... 


Liberalismus und Reaktion 


Um es allgemein auszudrücken: unsere Zeit ist Zeuge vom Ende des histo- 
rischen Liberalismus geworden. Es ist gefährlich, das Wort Liberalismus schlecht- 
hin zu gebrauchen, weil der moderne Geist keine Unterscheidungen macht. Wenn 
Liberalismus ein System bezeichnet, das an den Fortschritt auf dem Wege zur 
Freiheit glaubt, und zwar Freiheit verstanden als Recht des Menschen, zu tun, 
was er sollte, dann ist Liberalismus zu fördern. Wenn hingegen Liberalismus 
die zunehmende Ablehnung von Gesetz und Wahrheit bedeutet, wenn also Frei- 
heit aufgefaßt wird als Recht des Menschen, zu tun, was ihm gefällt, dann ist 
Liberalismus zu verdammen. In diesem letzteren Sinne ist der Liberale der Geg- 
ner des Reaktionärs, obwohl beide das eine gemeinsam haben: ihnen fehlt die 
Zusammenschau von Dauer und Wechsel. Für sie existiert das eine nur unter Aus- 
schluß des anderen. Der Reaktionär hält sich an die Dauer unter Ausschluß des 
Wecsels und der Liberale an den Wechsel unter Ausschluß der Dauer. Der 
Reaktionär will, daß die Dinge bleiben, wie sie sind; der Liberale will den Wechsel, 
obwohl er sich wenig darum kümmert, wohin er führt... Der Reaktionär erwartet 
das Heil davon, daß er stehen bleibt, wo er ist, ohne jemals zu fragen, ob er über- 
haupt ein Recht hat, dort zu sein; der Liberale hingegen weiß niemals, wohin er 
geht, er hat nur die Gewißheit, unterwegs zu sein. 

Die Bezeichnungen Reaktionär und Liberaler sind so relativ, daß sie denken- 
den Menschen, die geschichtliche Kenntnisse besitzen oder einen Rest von Ver- 
nunft bewahrt haben, wenig bedeuten. Zum Beispiel forderte der Liberale der 
vorigen Generation Liberalismus, um die wirtschaftliche Initiative von der staat- 
lichen Kontrolle zu befreien, der Liberale von heute verlangt Liberalismus, um 
die staatliche Kontrolle über die Wirtschaft zu erweitern. Der alte Liberale war 
ein Verteidiger des Kapitalismus; der neue Liberale bekämpft den Kapitalismus 
und fordert irgendeine Form von Kollektivismus oder Staatskontrolle. Der alte 
Liberale forderte Pressefreiheit, Redefreiheit, Gewissensfreiheit im Rahmen der 
Demokratie; der neue Liberale kämpft gegen den alten Liberalismus und fordert 
die Freiheit außerhalb dieses sie schützenden Rahmens. Der alte Liberale re- 
bellierte gegen Steuern ohne Rechenschaftsablegung; der neue Liberale fordert 
Steuern gleichsam als Almosen ohne Rechenschaftsablegung. Der alte Liberale 
vor fünfzig Jahren war auf wissenschaftlichem Gebiete materialistisch. Sein Sohn, 


*) Vgl. Fulton J. Sheen, Der Kommunismus und das Gewissen der westlichen Welt, 
Morus-Verlag, Berlin 1950, Hbln., 6,80 DM, kart. 5,40 DM. Auszug mit freundlicher Geneh- 
migung des Verlags, 
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der sich Liberaler nennt, ist der Reaktionär von heute, für den die Wissenschaft 
idealistisch ist. Die französischen Liberalen, die gegen die Autorität von König 
und Altar im Namen der Freiheit protestierten, waren Reaktionäre, denn sie 
wollten die Freiheit nicht auf das Proletariat ausdehnen. Viele Liberale, die schrie- 
ben, sie glaubten an die Gleichheit aller Menschen, hielten Sklaven. Mit anderen 
Worten: Jeder Reaktionär protestiert gegen den letzten Liberalen. Manchmal 
treffen in einem Menschen der Liberale und der Reaktionär zusammen, wie es 
zum Beispiel bei Milton der Fall war. Milton war ein Liberaler, der die Presse- 
freiheit befürwortete und gegen die Buchzensur protestierte; und dann, als ihm 
ein ansehnliches Gehalt angeboten wurde, bekämpfte er seinen eigenen Libera- 
lismus und übernahm das Amt des Bücherzensors. 


Es gibt in der Welt Reaktionen gegen Reaktionen, Revolten gegen Revolten; 
der Reaktionär und der Liberale sitzen auf einer Wippe und glauben, vom Fleck 
zu kommen, weil sie auf- und abschwingen oder der eine im Augenblick sich 
über den anderen erhebt. Die neuen Liberalen führen Krieg gegen die alten Li- 
beralen; die neuen Rebellen rebellieren gegen die alten Rebellen. Der Liberale 
von heute wird der Reaktionär von morgen sein. Dieser ganze sogenannte Libe- 
ralismus ist nur eine Reaktion gegen den jüngst vergangenen Liberalismus. 

Wenn wir sagen, der Liberalismus liegt im Sterben, so meinen wir ... den 
historischen Liberalismus, der seine Wurzeln im 17. Jahrhundert oder noch früher 
hat, der auf ökonomischem Gebiete zum Kapitalismus geführt hat, auf politischem 
Gebiete zum Nationalismus, auf gesellschaftlichem Gebiete zur Säkularisierung 
und der durch Reaktion heute zum Totalitarismus geworden ist... 


Neue Leidenschaft für das Absolute 


Die... große Wahrheit, auf welche die Zeichen der Zeit hindeuten, ist die, 
daß die Periode einer unreligiösen Kultur endgültig vorüber ist; einer Kultur, 
welche die Religion als Beiwerk des Lebens ansah, als frommen Luxus, als mo- 
ralische Stütze des Einzelnen, aber als bedeutungslos für die Gesamtheit, als La- 
zarett, das sich im Bedarfsfalle der im sozialen Leben Gescheiterten annahm, 
bis die Wissenschaft so weit wäre, daß es keine Gescheiterten mehr gäbe; einer 
Kultur, die sich an Gott nur wandte als Anwalt nationaler Ideale oder als stillen 
Teilhaber, dessen Name von der Firma zur Stärkung ihres Ansehens gebraucht 
wurde, der aber selbst in den Geschäftsgang nicht hineinzureden hatte. Man könnte 
die neue Ära, die jetzt beginnt, als die religiöse Phase in der Geschichte der 
Menschheit bezeichnen. Mit religiös meinen wir nicht, daß die Menschen sich Gott 
zuwenden, sondern daß die Gleichgültigkeit gegenüber dem Absoluten, welche die 
liberale Phase der Kultur charakterisierte, jetzt in eine Leidenschaft für das Abso- 
lute umschlägt. 

Von nun an wird der Kampf nicht mehr um Kolonien und nationale Rechte, 
sondern um Menschenseelen gehen ... Von nun an wird die Menschheit sich in 
zwei Religionen aufspalten — Religion wiederum als restlose Hingabe an ein 
Absolutes verstanden. Der Kampf der Zukunft findet statt zwischen einem Ab- 
soluten, verkörpert in dem Gottmenschen, und einem Absoluten, verkörpert in 
dem Menschgott; dem Gott, der Mensch wurde, und dem Menschen, der sich selbst 
zum Gott macht... 
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Der Kommunismus gehört zur westlichen Zivilisation 


Ist der Kommunismus der Feind unserer westlichen Kultur?... Es steht außer 
Frage, daß er der Feind unserer christlichen Kultur ist; jedoch ist die christliche 
Kultur weithin untergegangen, und ein größerer Einfluß auf das politische und 
das wirtschaftliche Leben ist ihr heute versagt. Ganz gewiß aber ist der Kom- 
munismus nicht der Feind unserer westlichen bürgerlichen, kapitalistischen und 
materialistischen Zivilisation. 

Die Wahrheit ist: Der Kommunismus gehört zu unserer materialistischen 
westlichen Zivilisation wie der Eiter zum Geschwür. Viele der Ideen, mit denen 
unsere bürgerliche Zivilisation im kleinen Handel getrieben hat, vertreibt der 
Kommunismus im großen; was der Kapitalismus in vereinzelten und unzusam- 
menhängenden Teilchen formuliert hat, das hat der Kommunismus ergänzt und 
daraus eine einheitliche Weltanschauung gemacht. Es besteht keine Identität 
zwischen beiden, aber eine Affinität. Zwar gibt es grundlegende Unterschiede, 
...aber ohne Zweifel sind beide verwandt. Beide bekennen sich zum Egoismus. 
Unsere westliche Zivilisation glaubt an den Egoismus des Individuums, während 
der Kommunismus dem Egoismus des Kollektivs huldigt. Unsere westliche bür- 
gerliche Gesellschaft ist unchristlich, der Kommunismus ist antichristlich.... 

Der Kommunismus leitet seine Vorstellung von der Wirtschaft als der pri- 
mären und bewegenden Ursache aller menschlichen Geschichte vom westlichen 
historischen Liberalismus her, welcher behauptet, oberster Zweck des Menschen 
sei der Erwerb von Reichtum. Hätte Marx in einem anderen als gerade dem Jahr- 
hundert gelebt, welches die Wirtschaft zum Sinn und Zweck unseres irdischen 
Daseins machte, so wären seine Ideen auf unfruchtbaren Boden gefallen. Ferner 
ähneln sich Kapitalismus und Kommunismus insofern, als der Kapitalismus den 
Reichtum in den Händen einiger weniger Kapitalisten, der Kommunismus ihn in 
den Händen einiger weniger Bürokraten konzentriert. Um dieses Zieles willen 
mußten sowohl der historische Liberalismus wie der Kommunismus die Wirtschaft 
von der Moral trennen. 

Der Kommunismus unterscheidet sich vom Kapitalismus nur darin, daß er 
Beute und Gewinn aus der Tasche des einen in die Tasche des anderen wandern 
läßt — das Streben nach Gewinn bleibt jedoch das gleiche. Jeder Kommunist ist 
ein Kapitalist ohne Geld in der Tasche; ist er auch Kapitalist wider Willen, so 
hängt sein Herz doch geradeso am Materiellen wie das des Wirtschaftsbonzen, den 
er absetzen will. Vom wirtschaftlichen Standpunkt aus gesehen ist der Kommu- 
nismus eine recht üble Form des Kapitalismus. Der Unterschied liegt nur darin, 
daß in dem einen Fall das Volk von der Gebefreudigkeit eines Kapitalisten ab- 
hängt und im anderen von der Gebefreudigkeit des jeweiligen Bürokraten. 


Entscheidung zwischen Baal und Beelzebub 


Um auch den letzten Beweis für die vorhandene Verwandtschaft zu erhalten, 
braucht man nur noch die Frage zu stellen: Von wo ist die Philosophie des Kom- 
munismus ausgegangen? Nicht von Rußland, sondern vom westlichen Europa 
des vorigen Jahrhunderts aus. Der Kommunismus ist westlichen Ursprungs; seine 
Philosophie ist deutsch, seine Soziologie ist französisch und seine Okonomie 
englisch. Der Kommunismus ist ein Potpourri, ein Mischmasch aus all dem billigen 
deistischen, atheistischen, agnostischen Denken des 18. Jahrhunderts, der soge- 
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nannten „Aufklärung“ und dem, was Leön Daudet „das stupide 19. Jahrhundert“ 
nannte. Karl Marx, der Begründer des Kommunismus, flickte die Dialektik Hegels 
mit dem Materialismus eines Feuerbach, der Soziologie eines Proudhon und den 
aus dem Liberalismus stammenden Problemen zusammen, und die Philosophie, 
die dabei herauskam, nennen wir „den Feind” der westlichen Kultur. Jede ein- 
zelne Idee des Kommunismus entstammt der westlichen bürgerlichen Gesellschaft. 

Nur die Dynamik des Kommunismus ist unwestlich, aber sie gerade hat all die 
bourgeoisen Irrtümer — angefangen vom Pragmatismus (nur das Nützliche ist 
wahr) bis zum Materialismus (nur die Materie ist wirklich) — verschlungen. Weil 
der Kommunismus nicht einen der Mißstände unserer westlichen bürgerlichen 
Gesellschaft berichtigt hat, sondern sie im Gegenteil noch vergrößerte, hat er uns 
gezeigt, wie sehr wir uns im Irrtum befinden. Nicht einen einzigen Grundsatz 
unserer bürgerlichen kapitalistischen Gesellschaft hat er abgeschafft, sondern nur 
den kollektiven Egoismus gesteigert, um den individuellen Egoismus zu unter- 
drücken. Er hat unsere entartete Auffassung vom Primat der Wirtschaft über- 
nommen. Weil er das kapitalistische System nur insoweit revidiert hat, als er die 
Dienstbarkeit gegenüber dem Staat auf Kosten der Freiheit verstärkte, kann er 
der westlichen Welt nur in einer einzigen Beziehung von Nutzen sein: Er kann 
uns dazu bringen, daß wir an unsere Brust schlagen und ... versuchen, uns frei 
zu machen von dem ungeheuerlichen Unsinn, der in der Auffassung liegt, ein 
Mensch, der nicht seines Nächsten Hab und Gut begehrt, sei nicht fortschrittlich; 
ein Mensch, der sagt, das Recht zu arbeiten schließe auch die Pflicht ein, gut zu 
arbeiten, sei ein „Reaktionär“ und Treue gegenüber dem Gewissen, der Familie, 
dem Vaterlande, der Wahrheit und Gott mache zum „Faschisten“... 

Es ist so bequem zu glauben, daß unsere westliche Zivilisation frei vom 
Bösen sei und daß wir nichts anderes zu tun brauchen, als antikommunistische 
Reden zu halten... 

Schon vor dem Ersten Weltkrieg sah Gustave Le Bon in seiner „Psychologie 
des Sozialismus” die Krankheit von dem Körper der westlichen Kultur Besitz 
ergreifen. Er schrieb: „Es läßt sich schwer voraussehen, wie die heutige Gesell- 
schaft der ungeheuerlichen Tyrannei entgehen kann, von der sie bedroht ist... 
Haß und Neid in den unteren Schichten, Gleichgültigkeit, krasser Egoismus und 
ausschließliche Anbetung des Reichtums in der herrschenden Klasse; Pessimis- 
mus bei den Denkern — das sind die heutigen allgemein verbreiteten Tendenzen. 
Es erscheint zweifelhaft, ob die Gesellschaft all dem gegenüber auf die Dauer 
widerstandsfähig sein wird."... 


Leere gegen Leidenschaft 


Dieselbe furchtbare Leere, die Europa nach dem Ersten Weltkriege mit tota- 
litären Systemen ausfüllte, besteht jetzt, am Ende dieses Krieges, bei den sieg- 
reichen Nationen. Warum ist die Jugend geneigt, revolutionär zu sein? Nicht aus 
einem schlechten, sondern aus einem guten Grund. Die Jugend beginnt, der so- 
genannten liberalen Welt zu mißtrauen, die sich vergeblich bemüht, die Freiheit 
des Einzelnen zu wahren in seiner sozialen Umwelt, welche alle religiösen und 
moralischen Bindungen hat fallen lassen. Sie verlangt, daß ein Absolutes die 
Stelle eines Relativen einnimmt; sie sieht ein, daß es inkonsequent ist, in der 
Schule den Worten des Professors zu lauschen, nach denen es keinen Unterschied 
zwischen Gut und Böse gibt, und dann zum Wehrdienst eingezogen zu werden 
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und sein Leben zu lassen, eben weil es doch einen Unterschied zwischen Gut und 
Böse gibt. Unsere Jugend sieht die Oberflächlichkeit der Optimisten, die stumpfen 
Sinnes glauben, alles werde am Ende gut ausgehen dank Entwicklung und Er- 
ziehung. Sie sieht, daß es leerer Schein ist, die Achtung vor der Religion aufrecht 
erhalten zu wollen, ohne sie je auszuüben, und daß das Leben sinnlos ist, wenn 
sie wie Schlafwandler durch die Nacht geht und Streichhölzer ansteckt, während 
die übrige Welt Fackeln anzündet. 

Die heutige Jugend braucht das gleiche, was Europa am Ende des vorigen 
Krieges brauchte: Leidenschaft, Feuer, Begeisterung. Auch sie braucht den Glau- 
ben, daß es das Böse in der Welt gibt und der Mensch dagegen kämpfen muß. 
Unglücklicherweise aber haben sowohl Kapitalisten wie Kommunisten sie da- 
von überzeugt, daß einzig und allein die Wirtschaftsordnung böse sei. Folglich 
halten es die Kommunisten für möglich, Leidenschaft für soziale Gerechtigkeit 
mit vollständiger Gleichgültigkeit gegen das Recht des Einzelnen zu verbinden. 
Sie haben wohl ein soziales Gewissen, um das Unrecht der anderen, aber kein 
individuelles, um ihr eigenes Unrecht zu richten. Sie organisieren den Kampf 
gegen die angebliche Bosheit der anderen, entbinden sich selbst aber von jeder 
persönlichen Verpflichtung der Moral, dem Gewissen und Gott gegenüber. Solange 
sie für die Minderprivilegierten streiten, fühlen sie sich selbst privilegiert, jedes 
Unrecht zu tun. So verspürt die Jugend eine unbarmherzige Angriffslust gegen- 
über dem Unrecht und füllt damit die Leere, die durch den Verlust der echten 
Liebe entstanden ist. Aber die Unordnung der Welt wird dadurch nur größer; 
denn jene Flammen verbrennen nun das Haus des Nachbarn und nicht die Un- 
reinheit im eigenen Herzen... 

Leidenschaft kann nur durch Leidenschaft überwunden werden; es bedarf 
eines Glaubens, um einen Glauben zu überwinden, eines Dogmas, um es mit einem 
Dogma aufzunehmen, einer Weltanschauung, um eine Weltanschauung zu be- 
kämpfen. Aber alles, was die westliche Welt in diesem Augenblick der neuen 
Leidenschaft entgegenzusetzen hat, ist nichts weiter, als ein politischer Kurs- 
wechsel in der Presse, ein Umschwung nationaler Gefühle — worüber die Gallup- 
Fragebogen Aufschluß geben — oder ein gelegentlicher Wechsel im Kabinett. 
Aus welchem Grunde sind die Diplomaten unserer westlichen Welt gegenüber den 
Aposteln der neuen Leidenschaft so hilflos? Weil ihre Haltung von Anfang an un- 
logisch war. Die westliche Welt hat versucht, die Früchte des Christentums zu 
konservieren, nachdem sie die Wurzeln ausgerissen hat. Sie versucht, die Achtung 
vor der Menschenwürde, der menschlichen Freiheit und der Unverletzlichkeit der 
menschlichen Rechte aufrechtzuerhalten, .... nachdem sie den Geist preisgegeben 
hat, auf den sich die Freiheit gründet, und nachdem sie den Schöpfer geleugnet 
hat, welcher der Urheber unserer unverbrücllichen Rechte ist... 


Die Situation ist letzten Endes die: Die modernen Christen haben Wahrheit, 
aber keine Leidenschaft; die Materialisten haben Leidenschaft, aber keine Wahr- 
heit; sie haben Glut, aber kein Licht, wir haben Licht, aber keine Glut; sie haben 
Begeisterung, aber keine Ideale; wir haben Ideale, aber keine Begeisterung. Kei- 
ner von uns beiden ist vollkommen. 


Hitler sagte einmal: „Etwas ist zu Ende gegangen.“ Das, was zu Ende gegan- 
gen ist, ist die unreligiöse Phase der modernen Geschichte, die auf Materialismus 
und Positivismus beruhte. Das Nachrenaissance-Kapitel ist abgeschlossen. Die 
Ära, in welcher der Mensch das Maß aller Dinge war, endete in Enttäuschung. 
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Wohin gehört das „Kerngebiet Ruhr”? 
Zur künftigen Verwaltungsreform in Nordrhein-Westfalen 


FRIEDHELM KAISER 
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Im Jahre 1953 hatte der NRW-Ministerpräsident Karl Arnold in einem Vor- 
trag vor der Vereinigung der Industrie- und Handelskammern des Landes Nord- 
rhein-Westfalen zum ersten Mal „Probleme der Verwaltungsreform” öffentlich 
behandelt. Bald danach tauchte im Arbeitsbereich des NRW-Innenministers 
Meyers die Frage auf, ob die Bezirksregierungen — bisher drei im rheinischen 
und drei im westfälischen Landesteil — als handfestes und handgreifliches Bei- 
spiel für eine zügige Verwaltungsreform auf insgesamt drei reduziert werden 
sollten. Dieser Plan wurde mit bemerkenswertem Elan im November 1955 durch 
Meyers wieder aufgegriffen. 


Es scheint, daß dieser neue Vorstoß nicht zuletzt eine Reaktion war auf das 
Gutachten des sogenannten Luther-Ausschusses (im folgenden kurz als „Luther- 
Gutachten“ bezeichnet), nämlich des von der Bundesregierung eingesetzten Sach- 
verständigen-Ausschusses für die Neugliederung des Bundesgebietes gemäß Ar- 
tikel 29 des Grundgesetzes. Dieses Gutachten kam auf Grund umfangreicher und 
mit vorbildlicher Gründlichkeit und wissenschaftlicher Zuverlässigkeit betriebe- 
ner Untersuchungen zu dem Ergebnis, daß nach den im Artikel 29 GG. festgeleg- 
ten Richtsätzen eine Aufgliederung der jetzigen, durch alliierten Einfluß und 
Zwang herbeigeführten Einheit des Bindestrich-Landes Nordrhein-Westfalen — 
von Luther selbst treffend als „Landeszweiheit” charakterisiert — sehr wohl 
möglich und unter bestimmten Voraussetzungen sogar zu empfehlen sein werde. 

Die Düsseldorfer Landesregierung wehrt sich verständlicher Weise gegen 
die Diskussion und vollends gegen die Verwirklichung solcher Möglichkeiten. Sie 
bemüht sich, die Gunst der „normativen Kraft des Faktischen“ auszunutzen. Karl 
Arnold hat in einer Pressekonferenz in Düsseldorf am 27. Januar 1955 mit natio- 
nalem Pathos gefordert, daß der durch das Grundgestz zwingend vorgeschrie- 
bene politische Prozeß des Artikels 29 suspendiert werde, bis die Wiedervereini- 
gung vollzogen und eine gesamte Neugliederung sinnvoller sein werde. In diesem 
Sinne hat der Bundestag tatsächlich beschlossen. Damit ist die Entscheidung ver- 
tagt worden. Die Diskussion jedoch kann weder vertagt werden, noch sollte das 
von ernstlich politisch-konstruktiv denkenden Deutschen zugelassen werden. 


Bei allen bisherigen Stellungnahmen zu diesem Thema, soweit sie sich auf 
die jetzige oder zukünftige Wirklichkeit im Raum des derzeitigen Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen beziehen, tritt mit besonderer Gewichtigkeit die Frage 
hervor, was mit dem Ruhrgebiet geschehen soll, das zum größeren Teil im West- 
fälischen liegt, zum kleineren im nordrheinischen Land. Schon bei der Bildung 
des Landes NRW 1946 war, wie Zuhorn berichtet hat, ausschlaggebender Gesichts- 
punkt gewesen, „Westfalen und das Rheinland zu einem Land mit dem Kerngebiet 
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Ruhr zusammenzuscließen“!). Neuerdings hat der NRW-Innenminister Dr. 
Meyers eine eigene Bezirksregierung für das Ruhrgebiet gefordert. 

Wer diese neueste Phase der NRW-Verwaltungsreform untersuchen will, 
muß zugleich auf eine umfangreiche ältere Diskussion der gleichen „Kernfrage" 
zurückgreifen. 


II 
1. Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 


Im Sommer des Jahres 1955 wurde ein höchst bemerkenswerter Versuch un- 
ternommen, die im raschen und teilweise überstürzten Aufbau des Monstre-Re- 
viers der Wirtschaft und der Technik an der Ruhr vergessene „Geistesgeschichte" 
dieser Industrielandschaft sozusagen nachzuholen. Durch eine Gemeinschafts- 
arbeit aller Bibliotheken, Archive und Museen des Reviers entstand die Aus- 
stellung „Das Ruhrgebiet vor hundert Jahren”, die zuerst im Dortmunder Museum 
für Kunst und Kulturgeschichte auf Schloß Cappenberg gezeigt wurde und an- 
schließend in verschiedenen größeren Städten des Gebiets. Diese Ausstellung 
umriß den zeitlichen Ansatz der Entstehung des Ruhrgebiets mit den Jahren 1815 
(Beginn der preußischen Verwaltung in Rheinland und Westfalen) und 1855 (Aus- 
breitung der Eisenbahnen, der Kohlenförderung aus großer Tiefe und des Hütten- 
wesens). 

Die erste Gestaltung einer gebietlichen Zusammenordnung geschah durch 
einen Zusammenschluß auf der Ebene der kommunalen Selbstverwaltung, näm- 
lich der unmittelbar beteiligten Stadt- und Landkreise, bestätigt durch preußisches 
Gesetz von 1920 und ergänzt durch das sogenannte Eingemeindungsgesetz von 
1929. Das war der „Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk“, allgemein bezeichnet 
als „Ruhrsiedlungsverband”. Seine Aufgaben waren, wie die seiner Vorstufen- 
Zweckverbände, nicht allgemeiner und umfassender Art, sondern hauptsächlich 
auf Siedlungswesen und Verkehrsfragen bezogen. Hierin galt der Verband, an 
der Spitze ein Verbandspräsident, als Verwaltungs-Mittelinstanz. Seine Aufgaben 
und sein Rang waren damals umfassender als heute, wo der Ruhrsiedlungsver- 
band, von einem Verbandsdirektor geleitet, gewissermaßen nur als Untertitel 
für die „Außenstelle des Wiederaufbauministeriums des Landes Nordrhein-West- 
falen“ gilt, die ähnlich wie zu preußischen Zeiten die Funktion eines unmittel- 
baren Trägers der Staatsautorität ausübt. 


Mitglieder sind die Stadtkreise Bochum, Bottrop, Castrop-Rauxel, Dortmund, 
Duisburg, Gelsenkirchen, Gladbeck, Hagen, Hamm, Herne, Mülheim (Ruhr), 
Lünen, Oberhausen, Recklinghausen, Wanne-Eickel, Wattenscheid, Witten und 
die Landkreise Dinslaken, Düsseldorf-Mettmann (Teil), Ennepe-Ruhr-Kreis, Gel- 
dern, Iserlohn (Teil), Moers, Recklinghausen, Rees (Teil), Unna. Dieser Verbands- 
bereich umfaßt 4600 qkm, davon sind 2000 qkm rheinisches und 2600 qkm west- 
fälisches Gebiet. Im Ruhrgebiet lebten 1820 rund 275000 Einwohner, 1871 bereits 
890 000, heute sind es 5,2 Millionen. Zur knappen Orientierung ein paar Zahlen 


!) Karl Zuhorn, Zur Vorgeschichte der Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen, Er- 
örterungen und Pläne in Westfalen über den Zusammenschluß von Westfalen und Nord- 
rhein im ersten Halbjahr 1946. In „Westfälische Forschungen“, Bd. VIII, 1955, Verlag 
Aschendorff und Böhlau, Münster/Köln. 
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über die Schwerpunkte der Erzeugung im Ruhrgebiet: 1860 wurden 4 Mill. t Kohle 
gefördert, heute sind es 120 Mill. t, also das Dreißigfache, 1860 erzielte die Roh- 
eisen- und Stahlproduktion 250000 t, heute 13,5 Mill. t, also das Sechzigfache. 


2. „Der Raum Westfalen“ 


Es erscheint durchaus verständlich, daß in den zwanziger Jahren und gerade 
nach der Einrichtung des Ruhrsiedlungsverbandes im Ruhrgebiet Bestrebungen 
auftauchten, das mächtige Gebilde „von Hamm bis Duisburg“ zu einer vollen 
Verwaltungseinheit zu formen. Diese Gedanken sind seitdem nicht wieder auf- 
gegeben worden. Sie tauchen mit Beharrlichkeit stets von neuem auf, aber sie 
sind bisher mit besseren Argumenten widerlegt worden. 
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Die damalige Provinz Westfalen sah sich veranlaßt, in den gleichen zwanziger 
Jahren, das heißt nach dem Ersten Weltkrieg und für die Aufgaben der politi- 
schen Neuordnung, die Grundlagen ihres geschichtlichen Werdens und ihrer ge- 
genwärtigen Existenz als Gliedstück des deutschen Reiches genau zu untersuchen. 
Einmal tauchte die Frage auf, ob das Ruhrgebiet aus der westfälischen Einheit 
herauszulösen sei, zum andern meldeten sich aus dem benachbarten Hannover 
Bestrebungen auf Gebietsabtretungen im ostwärtigen Westfalen. Eine Reihe her- 
vorragender und namhafter Wissenschaftler haben sich damals darangemacht, 
das große Werk „Der Raum Westfalen“ zu schaffen, dessen erster Band 1931 im 
Verlag Aschendorff, Münster, erschienen ist. Herausgeber waren zunächst die 
Professoren Aubin, Bühler, Kuske, Schulte, neuerdings zeichnen als Herausgeber 
die Professoren Aubin und Petri. 

Der erste Band behandelt Grundlagen und Zusammenhänge, der zweite Band 
(zweiter Teil) Untersuchungen zu Geschichte und Kultur, der dritte Untersuchun- 
gen über Wirtschaft, Verkehr und Arbeitsmarkt. Im Jahre 1955 erschien der erste 
Teil des zweiten Bandes „Untersuchungen zu seiner Geschichte und Kultur“. In 
Vorbereitung befinden sich Band IV „Wesenszüge seiner Kultur“ und Band V 
„Mensch und Landschaft“. Auf diese umfangreiche und gewichtige Veröffent- 
lichung kann hier nur verwiesen werden. Sie gilt längst in Fachkreisen als eine 
beispielhafte und einzigartige Publikation. Hier ist dargestellt und einwandfrei 
untermauert, was Westfalen bedeutet: jenes geschichtliche Phänomen einer viel- 
gegliederten Großlandschaft, die sich als politisches Territorium im späteren 
Mittelalter unglaublich aufgliederte und auflöste und dennoch, wie Paul Casser 
in seiner Darstellung des „Westfalenbewußtseins“ („Der Raum Westfalen“, 
Bd. II, 2) nachgewiesen hat, eine „geistig-seelische Wirklichkeit” als Kraft zum 
Bestehen, als eine gleichsam unbewußte politische Realität einsetzte. Hier ist in 
moderner Blickrichtung und Denkweise ein politisch-geschichtlicher und gegen- 
wärtig aktiver „Raum“ untersucht und dargestellt worden, wie es der Titel der 
umfangreichen Arbeit sagt. 

Gleichzeitig mit jener wissenschaftlichen Forschung setzte auch ein mächtiger 
Strom politisch-konstruktiven Denkens aus der Bewegung des Westfälischen 
Heimatbundes ein und formte die Überlegungen der politischen Gestalter mit. 
Es wurde die Aufgabe erkannt und ausgesprochen, keineswegs zuletzt, sondern 
eigentlich zuerst — so das Anliegen Karl Wagenfelds —, mit der Heimatarbeit und 
Heimatpflege beim Menschen und beim gefährdetsten Menschen zu beginnen, 
dem im Industriegebiet. Westfalen erkannte in der akuten sozialen und politi- 
schen Situation der Jahre nach dem Ersten Weltkrieg die Notwendigkeit einer 
besonderen inneren Einheit mit dem Industriegebiet an Ruhr, Emscher und Lippe. 
Seitdem gilt weithin als Selbstverständlichkeit, daß nicht eine Sonderlösung für 
das Ruhrgebiet gesucht werden müsse, sondern daß gerade in der ständigen 
Wechselwirkung zwischen den dichtbesiedelten Bezirken der Schwerindustrie 
und den übrigen Gebieten Westfalens die Chance jedes nur denkbaren vernünf- 
tigen Ausgleichs und Auswiegens liege. 


3. Diskussion „Bundesland Westfalen?" 


In den letzten Jahren hat sich aus allen Teilen Westfalens eine Reihe unab- 
hängiger Persönlichkeiten zusammengefunden, um westfälische Probleme zu 
diskutieren und dadurch zu fördern: der „Westfalenkreis für öffentliche Angele- 
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genheiten“. Er stellte Ende 1954, als die Souveränität der Bundesrepublik und 
damit der Beginn der Laufzeit für den Artikel 29 GG. angekündigt wurde, die 
Frage, ob nicht bei einer Neugliederung der Länder die durch Mactwort der 
Alliierten zustandegekommene NRW-Lösung revidiert werden sollte zugunsten 
eines eigenen Landes Westfalen, wobei für das Ruhrgebiet in gleicher oder ähn- 
licher Weise eine Lösung zwischen den Ländern Nordrhein und Westfalen gesucht 
werden sollte, wie sie sich ja zwischen den beiden preußischen Provinzen ein- 
wandfrei bewährt hatte. 

Den Anstoß zu diesen Überlegungen gaben keineswegs billige „partikula- 
ristische" Wünsche, sondern ernsthafte Erwägungen über die optimale Form der 
Gliedstücke unseres Staates, gerade auch im Rahmen eines föderalen Gefüges. 
Denn wenn schon bisher das Land Nordrhein-Westfalen — mit 14 Mill. Einwoh- 
nern umfaßt es erheblich mehr als ein Viertel der Gesamtbevölkerung der Bundes- 
republik mit ihren neun Ländern (ohne Berlin) — ein längst an vielen Stellen als 
unerträglich und jedenfalls nicht ideal empfundenes Übergewicht unter den Län- 
dern hatte, so müßte dieses noch vermehrt werden, wenn etwa die Regierungs- 
bezirke Koblenz und Trier „eingemeindet“ würden. Zugleich hatte sich jener 
„Westfalenkreis" zum Sprecher gemacht, genauer gesagt: zum Ankläger wegen 
vielfacher „Vernachlässigung“ Westfalens innerhalb des Landes NRW zugunsten 
des rheinischen Landesteils. 


4. „Zur Vorgeschichte" 


Im Frühjahr 1955 veröffentlichte Karl Zuhorn seinen höchst aufschlußreichen 
Bericht „Zur Vorgeschichte der Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen“. Daraus 
ergibt sich, daß nicht nur weite Kreise der westfälischen Bevölkerung, sondern 
auch Institutionen wie die Industrie- und Handelskammern oder die Handwerks- 
kammern, als es nach 1945 um eine vollständige Neuordnung ging, eine rein west- 
fälische Lösung wollten. Auch die damalige westfälische Provinzialregierung, 
deren Chef Oberpräsident Dr. Amelunxen war, setzte sich für ein ungeteiltes 
Westfalen ein. War man sich in der Forderung der Einheit Westfalens ziemlich 
einig, so gab es Unterschiede angesichts der Möglichkeit des Zusammengehens 
mit Nordrhein. Hier drohte, wie Zuhorn berichtet, ein französisches Verlangen, 
die Herauslösung des Ruhrgebiets zu bewirken. Mit Rücksicht darauf, so heißt 
es bei Zuhorn, sei die Entscheidung der Engländer gefallen, Nordrhein und West- 
falen zusammenzuschließen „mit dem Kerngebiet Ruhr“. 

Festzuhalten bleibt, daß diese Staatsgründung nicht einer deutschen Ent- 
scheidung, sondern ausländischem Willen entsprungen ist. Sie ist alles andere 
als konstruktiv gründlich erwogen, sondern taktischen und außenpolitischen Ge- 
sichtspunkten untergeordnet worden. 


5. Das Luther-Gutachten 


Es war nun folgerichtig, daß die Diskussion zu diesem Thema wieder auf- 
lebte, als mit der Erlangung der Souveränität der Bundesrepublik auch die Bindung 
an den damaligen Spruch der Besatzungsmacht wegfiel. Die gewichtigste Äuße- 
rung enthält das Gutachten des Luther-Ausschusses. Es kommt zu einer seinem 
Auftrag gemäßen offenen Darstellung der Möglichkeiten, von denen sich die 
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eines Tages entscheidenden politischen Gestalter die beste und möglichst die 
„Tichtige“ aussuchen sollen. 

Die These vom „Kern“ und der „Klammer“ für das heutige Gebilde NRW 
wird gründlich erschüttert. Wir zitieren aus einem Bericht, den Reichskanzler a.D. 
Hans Luther am 11. und 12. November 1955 in den „Düsseldorfer Nachrichten" ver- 
öffentlicht hat: 


„Der Ausschuß ist zu der Überzeugung gekommen, daß eine funktionsfähige 
Staatsaufsicht über den Ruhrsiedlungsverband einschließlich der großen 
wasserwirtschaftlichen Verbände durch Staatsvertrag zwischen zwei selb- 
ständigen Ländern Rheinland und Westfalen mit Erfolg errichtet werden 
könnte, wenn die Verwirklichung und Durchführung auch gewiß nicht leicht 
wäre. Dieses Ergebnis stellte in Rechnung, daß es sich um eine Weiterführung 
öffentlich-rechtlicher und praktischer Arbeit auf bewährten Bahnen handelt: 
ferner aber, daß, so wichtig die Aufgaben des Ruhrsiedlungsverbandes auch 
sind, er doch nur einen Ausschnitt aus der Universalität staatlicher Zuständig- 
keit darstellt, und zwar für genau abgesteckte Sonderzwecke. Die Zusammen- 
arbeit der beiden Provinzen ist gerade auch außerhalb dieser Sonderzwecke 
erprobt worden, besonders in Krisenzeiten durch gemeinsame Fürsorge- 
maßnahmen für das Ruhrgebiet. Demokratisches Vertrauen in die im Ruhr- 
gebiet ebenfalls bewährte außerbehördliche Zusammenarbeit von Volk und 
Wirtschaft über die Stammesscheide hinweg unterstützte die Auffassung des 
Ausschusses. Für die Ausarbeitung eines Staatsvertrages in Einzelheiten 
glaubte der Ausschuß, sich nicht als zuständig betrachten zu sollen. 

Allen Bedenken, die solche Gedanken etwa als konstruiert grundsätzlich ab- 
weisen, ist entgegenzuhalten, daß die Anwendung des Art.29 nicht ohne 
zwingendsten Grund einseitig auf nur einen Lebensfaktor abgestellt werden 
darf, daß vielmehr das große Verfassungsprogramm des Art.29 nach Mög- 
lichkeit die Berücksichtigung aller Lebenselemente erstrebt, die in seinen 
Richtbegriffen ihren Ausdruck finden.“ 


6. Das „Bistum Ruhr“ 


Aus einer vielfach überraschend neuen Richtung kam im Herbst 1955 neues 
Wasser auf die Mühle der Diskussion über das Ruhrgebiet. Die Kirchenzeitung 
für das Erzbistum Köln veröffentlichte erste konkrete Angaben über ein neues 
Bistum, dessen Sitz Essen werden soll. Man schreibt dem Kölner Erzbischof die 
maßgebliche Initiative für diesen Plan zu. In offiziösen Kommentaren wurde 
darauf verwiesen, — so Echo der Zeit — daß es sich um eine rein seelsorgerische 
Maßnahme handle. Andererseits machte der römische Korrespondent der Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung darauf aufmerksam, daß „die deutschen Bistümer im 
Gegensatz zu den romanischen Stadt- und Provinzbistümern stets großräumige 
Gebilde von weitem Atem und weiten Gesichtspunkten gewesen sind, die alle 
miteinander in irgendeiner Weise auf das Ganze, das Ganze des Reiches und der 
Nation, angelegt waren“. Christine Teusch, ehemaliger Kultusminister des Lan- 
des NRW, sprach denn auch davon, daß „die Bildung dieses Bistums ein Novum 
in der Geschichte der katholischen Kirche im demokratischen Deutschland* sei. 
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Im Land an der Ruhr wurde fast durchweg der Plan dieses Bistums so ver- 
standen, als ob er die „Eigenständigkeit“ oder die „Eigengesetzlichkeit” des 
Reviers bestätige. Der informationsdienst ruhr jubelte: „Das lebendige Ruhrge- 
biet ist eins“. Dabei soll, soweit die Einzelheiten bekannt sind, das neue Bistum 
keineswegs das gesamte Ruhrgebiet umfassen, sondern so starke Teile wie das 
Dortmunder Becken ausklammern. Die sachliche Nähe der Interessen, der Ablauf 
der Veröffentlichungen, die fast vollständige Identität der Konzeptionen hat die 
Meinung aufkommen lassen, daß die Landesregierung in Düsseldorf mit dem 
Kardinal Frings „am gleichen Strick ziehen“ wolle. Dafür fehlen die Beweise. Von 
kirchlicher Seite wurde auch erklärt, das neue Bistum sei als „Ruhr-Bistum“, gar 
als eine größere Variante zur Bewegung der „Arbeiterpriester“ („Arbeiterbis- 
tum”) sehr mißverstanden worden. 

Festzuhalten bleibt, daß in der öffentlichen Diskussion das neue Bistum mit 
dem Sitz in Essen, mag es auch anders heißen, als „Ruhr-Bistum“ verstanden und 
als eine Bestärkung anderer Wünsche für eine Sonderstellung des Ruhrgebiets 
gewertet wurde. 


7. „Regierungsbezirk Ruhr" 


Kaum hatte die Kirche — falsch oder richtig verstanden — ihren Plan be- 
kanntgegeben, da meldete sich der NRW-Innenminister wieder und trug seinen 
bereits vor zwei Jahren publizierten Plan, die vorhandenen sechs Regierungs- 
bezirke auf drei zu reduzieren, erneut vor, diesmal mit starker Betonung, auch 
mit der Ankündigung, daß er erwäge, seinen Plan — ohne Befragung und Betei- 
ligung des Landtags — als reinen Verwaltungsakt zu verwirklichen. Interessant 
ist dabei der Hinweis, daß der neue Regierungsbezirk Ruhr „zugleich die not- 
wendige einheitliche Polizeiverwaltung enthalten“ werde. Danach könnte man 
vermuten, daß der Polizeiminister des Landes nicht zuletzt in der Polizei-Perspek- 
tive Fragen der Organisation des Landes anpacken will, die ohne Zweifel von 
erheblicher Tragweite sind und über den Rahmen solcher Perspektive weit hin- 
ausgehen. 

Hier muß das Referat, das den Bereich der soziologischen und der volkskund- 
lichen Forschung im Ruhrgebiet unberücksichtigt lassen mußte, abgeschlossen 
und die Auseinandersetzung versucht werden. 


III. 


Durch einige Jahrzehnte hindurch kann man die Bestrebungen deutlich ver- 
folgen, aus dem Ruhrgebiet „etwas Besonderes“ zu machen, zunächst, wie es 
der nüchtern und zumeist auf die Arbeit und Produktion ausgerichteten Bevöl- 
kerung dieses Landes entsprach, nur im Sinne der praktischen „Zweckmäßig- 
keit“ verstanden. Tatsächlich sind die entscheidenden Wurzeln und Vorstufen 
des Ruhrsiedlungsverbandes in ganz zweckgebundenen Organisationen zu finden, 
in der Emschergenossenschaft, im Ruhrverband, im Ruhrtalsperrenverein. 


Das Ruhrgebiet, im 19. Jahrhundert schnell und ohne die Kontrolle einer Pla- 
nung auf weite Sicht entstanden, geriet bald in bedenkliche Engpässe und mußte 
nun sehen, auf genossenschaftlicher Grundlage der Schwierigkeiten Herr zu 
werden. So wurde gemeinsam für Wasser und Abwässer gesorgt, für die elek- 
trische Energie, für Verkehrsfragen, für das Wohnungs- und Siedlungswesen. 
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Gerade in der Institution des Ruhrsiedlungsverbandes erhielt das Ruhrgebiet, was 
es nötig hatte. Diese Behörde hat, worüber es kaum einen Zweifel gibt, vorzüglich 
gearbeitet. Sie funktionierte so gut, daß bald einige Heißsporne weiter gehen 
wollten und einen abgerundeten und abgeschlossenen Verwaltungsbezirk Ruhr- 
gebiet, meist als „Ruhrprovinz“ bezeichnet, forderten. Diese Forderung aber 
wurde stets mit guten Argumenten widerlegt und abgewehrt. Jetzt erhebt sie 
sich erneut unter dem Stichwort der NRW-Verwaltungsreform. 

In den Dortmunder Ruhr-Nachrichten schrieb am 25. November 1955 dazu Ro- 
bert Schmelzer: „Im übrigen können die neuen Pläne keinen Anspruch auf Origi- 
nalität erheben. Die Vorstellung von einem Regierungsbezirk Ruhr hat beispiels- 
weise vor dreißig Jahren schon die Fachleute intensiv beschäftigt. Jahrelang ist 
damals das Für und Wider einer solchen Neubildung geprüft worden. Daß es dann 
doch nicht zum Umsturz des Bewährten kam, hatte reiflich erwogene Gründe. 
Auc heute sind die vielschichtigen Probleme, die um die verwaltungsmäßige 
Zusammenfassung des sogenannten Ruhrvolkes Kreisen, keineswegs ausdisku- 
tiert.“ 


Es bedeutet nicht Absage an alle Reformen oder daß „alles beim Alten bleiben" 
müsse, wenn darauf verwiesen wird, wie im Bereich des ehemaligen Preußen, 
in diesem Fall der Rheinprovinz und der Provinz Westfalen, die Regierungs- 
bezirke in anderthalb Jahrhunderten sich bewährt haben, wie sie heute ein 
Stück gewachsener Staatsautorität bedeuten, das von der Bevölkerung als sol- 
ches verstanden und anerkannt wird. Die Regierungsbezirke sind nicht bloß 
mechanisch eingerichtete und ebenso veränderliche Verwaltungsräume, sondern 
Gliederungen des Staatsgefüges. 


Man wird nicht vergessen dürfen, welches Beispiel Preußen etwa in Arnsberg 
gegeben hat. Der Sitz der Regierung wurde — gebiets- und verkehrsmäßig auch 
dazumal schon schwer verständlich — nach Arnsberg gelegt, um hier, am alten 
Mittelpunkt des Herzogtums Westfalen eine captatio benevolentiae zu bewir- 
ken. Der Oberpräsident von Vincke war sich bewußt, daß er die Bevölkerung 
für den neuen Staat gewinnen müsse. Er wollte es. Deshalb ging er nach Arns- 
berg. 

Ein Jahrhundert später ging die politische Weisheit darauf aus, in den Regie- 
rungsbezirken rund um das Ruhrgebiet Ausgleiche zu schaffen zwischen den teil- 
weise harten Gegensätzen in der wirtschaftlichen und soziologischen Struktur. 
Der Schritt zu einer reinen „Wirtschaftslandschaft” erschien bedenklich, nicht zu- 
letzt in der Sorge um den Menschen und sein geistig-seelisches Gefüge. Früher 
und erst recht heute erhebt sich die Sorge darüber, daß hier, wo es vielleicht mehr 
als anderswo darauf ankommt, Gemeinschaft zu pflegen und in jeder Weise zu 
ermutigen und zu bestärken, an ihrer Stelle ein Groß-Kollektiv installiert werde, 
das — um ein Beispiel aus der Landwirtschaft heranzuziehen — als Monokultur 
einseitig, anfällig und unfruchtbar werden muß. 


Verwaltung ist mehr als Ökonomie 


Das Ruhrgebiet, wie wir es heute sehen, stellt durchaus keine perfekte Einheit 
dar, nicht einmal im Wirtschaftlichen. Die Entwicklung zeigt das deutlich auf, die 
gegenwärtige Lage bezeugt es: jeweils wurde um besonderer Notwendigkeiten 
willen — meist im Nachholbedarf, wenn Engpässe aufgetreten waren — eine be- 
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sondere, einzig und allein auf einen bestimmten Zweck abgestimmte Lösung ge- 
schaffen, so im Zusammenschluß der Kohlenwirtschaft, der wasserwirtschaftlichen 
Verbände, im Siedlungswesen und in Verkehrsfragen. In der Wasserversorgung 
wird am sinnfälligsten sichtbar, daß es gerade auch im dinglichen Bereich echte 
übergebietliche Abhängigkeiten gibt. Die lebensnotwendige Verbindung des 
Ruhrgebiets — und in diesem Sinne hat es erst in einem späteren Stadium seinen 
Namen neu gerechtfertigt — für seine Wasserversorgung Teicht bis ins hohe 
Sauerland und reguliert sich in einem weitreichenden System von Talsperren 
und Wasserwerken. 

Immer wieder wird in staatspolitischer Perspektive gefordert, daß das Ruhr- 
gebiet den vielseitigen Ausgleich mit seinem Vorland behalten müsse. Ein Blick 
auf eine Darstellung der wirtschaftlichen Struktur etwa Westfalens zeigt, daß 
auch der rein wirtschaftliche Ausgleich gar nicht unerheblich ist. Von besonderer 
Bedeutung aber ist die Erwägung, daß das Ruhrgebiet keine festen Grenzen hat, 
sondern sich in Bewegung nach Nordosten und Norden befindet. Wo sollten 
heute Grenzen gezogen werden, die auch später noch gültig sind? 

Es mag eine Fachfrage für Verwaltungsmänner sein, herauszubekommen, ob 
die Verringerung der Regierungsbezirke und der gleichzeitige Ausbau zu Groß- 
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räumen für die restlichen vorteilhaft und zweckmäßig ist, was die spezielle Ra- 
tionalisierung der Verwaltung angeht. Niemals aber sollte vergessen werden, 
daß die staatliche Verwaltung keineswegs mit der Technik und Okonomie irgend- 
einer Wirtschaftsverwaltung gleichzusetzen ist. Insofern ist es schwer und fast 
unmöglich, einen zutreffenden Maßstab für Kosten und Wert einer Verwaltung 
und entsprechend einer Verwaltungsreform zu finden. Die öffentliche Verwaltung 
ist wirtschaftlich überhaupt nicht meßbar. 


Von Westfalen wir vom Rheinland her braucht das Ruhrgebiet nicht als 
Sonder-Provinz installiert zu werden. Man erinnert sich der Darstellung Zuhorns, 
wie 1946 für die Bildung des Bindestrich-Landes NRW maßgebend war, daß man 
hauptsächlich französischen Plänen auf eine Internationalisierung des Ruhrge- 
biets entgegengetreten und das Revier zum Kernstück des neuen Landes NRW 
machen wollte. Damals mußten sich die Westfalen, die für ihre Selbständigkeit 
in einem eigenen Bundesland kämpften, der „höheren Einsicht” fügen. Der jetzige 
Vorstoß aus Düsseldorf erscheint als der Versuch, das „Kerngebiet Ruhr”, das 
damals als „Verklammerung“ für den Zusammenschluß von Nordrhein und West- 
falen diente, aus dem Bereich der westfälischen Einheit herauszulösen und — mit 
dem Sitz in Essen — eindeutig auf die rheinische Seite hinüberzuspielen. 


Deswegen hat der Westfälische Heimatbund neuerdings jene Parole „Wir lassen 
uns nicht anknabbern!”, die sich seinerzeit auf gewisse Pläne des Landes Nieder- 
sachsen und den sogenannten Euler-Plan bezog, variiert: „Wir lassen uns auch 
nicht von innen anknabbern!“ Das darf nicht als eine halsstarrige Ablehnung 
jeder Neuerung mißverstanden werden. Wenn auch die Westfalen mehr als andere 
Stämme, sicher aber mehr als die leichter beschwingten Rheinländer zu Bedacht- 
samkeit neigen und vorschnellem Ändern der Zustände abhold sind, so ist hier 
nicht ein Trägheitsgesetz wirksam, das einem oberflächlichen Konservatismus 
huldigt, sondern ein politisches Grundgefühl, das sich im Lande in vielen Gene- 
rationen gebildet und in vielen Einzelentscheidungen auch stets von neuem be- 
währt hat. 


Polizeiperspektive reicht nicht aus 


Der Hamburger Historiker Hermann Aubin hat die auch heute noch im Land 
der roten Erde wohlklingenden, leider auswärts nicht überall und voll ver- 
standenen Worte geschrieben: „Wenn man sich heute nach Bausteinen für einen 
deutschen Staat umsieht, der sich selbst trägt, dann gibt es keinen Raum, der 
sich besser dafür anbietet als Westfalen. Zu seiner Bildung haben äußere Kräfte 
das Wenigste beigetragen. In ihm wurde vorgelebt, was eine freiwillige Volks- 
schöpfung ist.“ Die hier apostrophierte Raum-Einheit umschließt den westfäli- 
schen Teil des Ruhrgebiets und kann ihn nicht aufgeben, wenn sie sich nicht selbst 
aufgibt. In Westfalen einschließlich des Ruhrgebiets ist eine deutsche Glied- 
landschaft gewachsen, die gerade wegen ihres besonderen Wachstums — nämlich 
unter allerlei ungünstigen Wachstumsbedingungen — als Modell bezeichnet 
wird. Sie zu demontieren, zurückzubilden zu einem unvollständigen Territorium 
(Verwaltungsbezirk), kann nicht als der Ausfluß staatspolitischer Weisheit er- 
scheinen. 


Geradezu gefährlich wirkt in diesem Zusammenhang das Stichwort des „ein- 
heitlichen Polizeibereichs“. Die Polizei-Perspektive ist gut und wichtig. Das 
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Bewahren der Ordnung und die Abwehr von Angriffen auf diese Ordnung aber 
entspringt einer wesentlich begrenzteren Ausgangshaltung, als sie beim konstruk- 
tiven Aufbau eines Landes vorausgesetzt werden muß. Wenn diese Variante 
erlaubt ist, mag auch hier gesagt werden: „Wir wollen keinen Polizei-Staat!” 
Hinzugefügt sei: Wir wollen einen Staat, mit dem wir „Staat machen“ können! 
Das Ruhrgebiet, das große und oft mit Recht gigantisch genannte Wirtschafts- 
zentrum an Ruhr, Lippe und Rhein, soll die Hochburg der Produktion und der 
Technik sein und bleiben, — sein politischer Platz gehört in eine andere Kategorie. 
In seiner politischen Ordnung und Anordnung mag es bleiben, wo es gewachsen 
ist. Vor allem soll das Prinzip gelten, daß die Menschen des Gebietes nicht kol- 
lektiviert und in einem politischen „Zweckverband“ mechanisch zusammenge- 
schlossen werden, weil das für Wirtschaft und Technik vielleicht sinnvoll war. 


Wenn hier entgegnet wird, daß das Ruhrgebiet in vielen Jahrzehnten über- 
völkert worden ist von Menschen, die keineswegs Westfalen sind, so darf, wenn 
auch nur mit knappem Hinweis, die längst von der Wissenschaft erhärtete Tat- 
sache erwähnt werden, daß sowohl der deutschen Binnenwanderung gegenüber 
wie auch bei der Aufnahme der Heimatvertriebenen aus dem deutschen Osten das 
westfälische Industriegebiet eine überaus starke Assimilationskraft im Sinne des 
Westfälischen bewiesen hat. Darüber hat Wilhelm Brepohl (Sozialforschungsstelle 
der Universität Münster in Dortmund) in verschiedenen Arbeiten und Vorträgen 
eingehend berichtet. 

Da heißt es an einer Stelle: „Das Rheinisch-Westfälische ist vorwiegend ein 
Organisations- und Institutionsprinzip. Darunter hat das Leben seine zwei For- 
men, und in ihm ist die westfälische die vorherrschende. Obgleich nicht viel vom 
alten westfälischen Volkstum mit seinem materiellen Bestand geblieben ist, 
sind diese Menschen auch noch in einem ganz anderen, man möchte sagen, hö- 
heren Sinne westfälisch, indem sie nämlich die alten Qualitäten des Westfalen- 
tums lebendig erhalten und diese zur Grundlage für die Energie und zum Gewicht 
des Reviers machen.” !) Und an einer anderen Stelle: „Wenn wir vom Ruhrvolk 
sprechen, ist damit gesagt, daß es sich um die industriell bedingten Varianten 
westfälischen und rheinischen Wesens handelt.” Und wiederum an einer anderen 
Stelle: „Fast mutet es seltsam oder befremdend an, mit welcher Gelassenheit 
und Selbstverständlichkeit bisher in allen Schriften das Rheinisch-Westfälische 
als eine Einheit aufgefaßt wird. Es gibt im deutschen Raum selten wieder einen 
solchen Gegensatz wie den zwischen rheinischem und westfälischem Wesen — 
geschichtlich gesprochen zwischen Sachsen und Franken — nicht nur den Gegen- 
satz, sondern auch die scharfe Abgrenzung, mit der auch heute noch die eine 
Struktur von der anderen abgetrennt ist, worüber Hellpach bisher die besten 
Bemerkungen gemacht hat." 


Raumdenken darf nicht mechanistisch sein 


Wir haben speziell von dem Projekt eines Regierungsbezirks Ruhrgebiet im 
Rahmen der von NRW angekündigten Verwaltungsreform gesprochen. Die Be- 
denken dagegen gelten nicht auf der ganzen Linie einer Reform der Regierungs- 


1) Zitate aus dem Manuskript eines demnächst erscheinenden Buches von Wilhelm 
Brepohl mit dem Arbeitstitel „Das Ruhrvolk in der Wandlung zwischen Volkstum und 


Vermassung". 
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bezirke. Indes erscheint auch dort eher eine interne Verwaltungsvereinfachung 
möglich als eine gebietliche Veränderung. Lediglich für den Regierungsbezirk 
Arnsberg ergibt sich seit langem eine nahezu zwingende Notwendigkeit, den Re- 
gierungssitz nicht mehr so „weitab“ zu belassen, sondern ihn — wobei die Stadt 
Arnsberg einen entsprechenden Ausgleich erhalten müßte — etwa nach Hagen 
oder Dortmund zu legen. Gerade die Dortmunder Lösung würde günstig für die 
Ruhrgebiet-Diskussion sein, denn Dortmund kann mit Fug und Recht sagen, daß 
es ganz dem Revier zugehört, wie es andererseits auch noch genügend Nähe und 
Kontakt zum übrigen Bereich des jetzigen Regierungsbezirks Arnsberg hat. Dort- 
mund ist unbezweifelbar Teil und Glied der „geballten Städtelandschaft" des 
Ruhrgebiets, aber es lebt und steht auch noch in einem ebenso geschichtlich be- 
stimmten wie gegenwärtigen Raum, der über die reine Industrielandschaft hin- 
ausreicht. 


Einer der unbekümmerten Befürworter jeglicher Art von Sonderstellung des 
Ruhrgebiets und also auch eines Regierungsbezirks Ruhr in der Diskussion der 
Tagespublizistik ist Gerhard Steinhauer im „informationsdienst ruhr”. Dort unter- 
strich er neulich wieder, „wie sehr hier eine Regelung der Verwaltungsgrenzen 
nottut, die endlich anerkennt, daß das Revier mündig ist“. Daß das Revier „mün- 
dig“ sei, braucht weder bewiesen noch bestritten zu werden. Denn wäre es nicht 
„mündig“, so wäre es nicht das Revier, das es ist. Mündig geworden ist das Revier 
durch jene Leistung im Wirtschaftlich-Technischen, die durch zahlreiche Sonder- 
leistungen organisatorischer Art, zusammengefaßt im Ruhrsiedlungsverband, er- 
ınöglicht und wesentlich gefördert wurde. Wünsche nach „Eigenständigkeit“ des 
Ruhrgebiets entspringen oft einer gewissen Enge des Blickfelds, einem mechani- 
stischen Denken. Solchem „Revier“-Denken und seinem Streben nach Abgrenzen 
und exklusiver Sonderstellung müssen Raumgefühl und Raumdenken als Aufgabe 
entgegenstehen. 


Das Ruhrgebiet ist aus so entscheidenden Vorgängen gewachsen wie jenem 
Schritt eines Hermann Diedrich Piepenstock, der bewußt aus Iserlohn nach Hörde 
ging und die Montanindustrie gleich bei und über der Kohle ansiedelte. Es hat in 
vielerlei Form den Begriff der Verbundwirtschaft groß geschrieben. Eine Verwal- 
tungsreform, die einen Regierungsbezirk Ruhr schüfe, würde den politischen 
„Verbund“ gefährlich stören, wobei nicht nur Westfalen gemeint ist, sondern auch 
das Land NRW. Unsere Bedenken gelten dem Überschreiten der Grenzen der 
„reinen” Verwaltung, gelten dem Eingriff in das politische Gefüge des Landes 
NRW, das wir nicht isoliert sehen, sondern als elementares, d.h. noch nicht letzt- 
geprägtes Gliedstück des ganzen Deutschland. 


S1 


Das Münsterland 
Wirtschaftsraum bäuerlich-industrieller Struktur 


PAUL AUTSCHBACH 


Inmitten der zweitgrößten der vier bodenplastischen Großlandschaften West- 
falens, der Westfälischen Bucht, häufig auch als Münstersche Bucht bezeichnet, 
liegt das Münsterland. Seine natürlichen Grenzen bilden im Nordosten die Hänge 
des Teutoburger Waldes, im Süden die Lippe und teilweise darüber hinaus die 
Niederungen der Emscher. Nach Westen ist das Land offen und setzt sich über- 
gangslos in die niederländische Ebene fort, so daß hier die politische Grenze die 
Abschlußfunktionen zu übernehmen hat. Fast zentral inmitten dieses Raumes, 
der in etwa die Form eines großen, nach Westen geneigten Trapezes besitzt, liegt 
die Stadt, die dem Land seinen Namen gegeben hat und sein wichtigstes Verwal- 
tungs-, Kultur- und Verkehrszentrum darstellt. 


Die Landschaft 


In der Vorstellung verbindet sich mit dem Münsterland der Begriff der 
Weite. Flachheit ist der Grundzug dieser im allgemeinen nur 50m ü. d.M. lie- 
genden Landschaft. Eine schwache Gliederung wird durch einzelne Höhenzüge 
von wenig mehr als 100 m Höhe erreicht, zu denen die Baumberge westlich von 
Münster und die Beckumer Berge im Innern des Landes gehören. Trotz seiner 
geringen Reliefenergie ist dem Münsterland jedoch eine Eintönigkeit und Gleich- 
förmigkeit, wie sie vielen flachen Landstrichen zu eigen ist, fremd. Auch der 
flüchtige Beschauer muß erkennen, daß das Münsterland voller landschaftlicher 
Reize steckt und einen Zauber ausstrahlt, der ihn unwillkürlich gefangen nimmt. 
Kaum einmal, daß das Auge bis zum fernen Horizont durchzudringen vermag, 
immer wieder wird es gehalten durch eine Vielfalt von Blickfängen, die immer 
neu und immer anders das Bild der Landschaft beleben: Wallhecken, die die 
weitgestreckten Äcker, Wiesen und Weiden durchflechten, lichte Gehölze, die 
die weite Fläche parkähnlich auflockern, tiefe Waldungen mit reichem Wildbe- 
stand, stattliche Bauerngehöfte im Schutze mächtiger Eichen, kleine Markt- 
flecken und Landstädtchen mit hochaufragenden „Dorfkathedralen“, verträumte 
Wasserburgen und Schlösser alter, namhafter Adelsgeschlechter inmitten verschilf- 
ter Gräften... Alles das verleiht dem Münsterland eine stille und erhabene 
Schönheit, die den Wanderer froh und beglückt werden läßt. 


Doch damit ist das abwechslungsreiche Gesicht der Landschaft noch keines- 
wegs vollständig gezeichnet. Jenseits der Lippe mit dem Schwergewicht im so- 
genannten Vest Recklinghausen hat sich das ursprüngliche Bild der Landschaft 
weitgehend gewandelt. Hier ist der Übergangsraum zur Ruhrindustrie, die im 
langsamen, aber unaufhaltsamen Vormarsch nach Norden begriffen ist. Zechen 
und Fördertürme, Hütten und Hochöfen, Werksanlagen und rauchende Fabrik- 
schornsteine im Verein mit städtischen Ballungen bestimmen die Landschafts- 
physiognomie des südlichen Münsterlandes, obwohl auch hier der Landbau noch 
keineswegs völlig verdrängt ist. Auch im Norden um Ibbenbüren ist mit dem 
Steinkohlenbergbau die Schwerindustrie heimisch, während der Raum um Beckum 
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sein Gepräge durch die Zementindustrie erhält. Ohne einen besonders augen- 
fälligen Einfluß auf die Landschaftsgestaltung blieb demgegenüber ein weiterer 
der bedeutendsten industriellen Zweige des Münsterlandes, die Textilindustrie, 
die im Nordwesten ihre Schwerpunkte besitzt, da sie nicht zur Bildung von groß- 
städtischen, gewerblichen Mittelpunkten geführt hat, sondern in starker räum- 
licher Streuung auftritt. 


Boden und Klima 


In seiner natürlichen Ausstattung stellt das Münsterland ein großes Sand- 
bodengebiet eiszeitlichen Ursprungs dar, in das ein umfangreicher Flächenkomplex 
mit kreidezeitlichen Lehm- und Tonböden eingelagert ist, der sich von den Baum- 
bergen im Nordwesten mit Unterbrechungen bis zu den Beckumer Bergen im Süd- 
westen erstreckt. Schon die Katastralabschätzung der dreißiger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts bezeichnete dieses Gebiet, das im wesentlichen das eigentliche 
Kernmünsterland umfaßt, zum Unterschied von dem übrigen „Sandmünsterland" 
als „Kleinmünsterland“. Besonders geringwertige Sandböden mit ausgedehnten 
Wald- und Heideflächen bedeckt demgegenüber das Westmünsterland und das 
Ostmünsterland an der oberen Ems. Daneben finden sich verstreut, vor allem im 
Süden und Westen des Landes, mehr oder weniger umfangreiche Moorgebiete. 

Einen ungefähren Einblick in die Nutzbarkeit der vorhandenen Böden ver- 
mag das Kulturartenverhältnis zu vermitteln. Nach der Bodenbenutzungserhe- 
bung 1954 standen 68,6°/0 der Gesamtwirtschaftsfläche des Regierungsbezirks 
(728 350 ha) unter landwirtschaftlicher und 15,7 /o unter forstwirtschaftlicher Nut- 
zung. 3,4°%/0 der Wirtschaftsfläche entfielen auf Od- und Unland und weitere 
0,5°/o auf unkultivierte Moorflächen. 

Das Klima des Raumes steht stark unter dem Eindruck der Meeresnähe, da 
sich auf Grund der fehlenden natürlichen Abschirmung im Westen die maritimen 
Einflüsse ungehindert auswirken können. Die wesentlichen Grundzüge des Kli- 
mas im Münsterland sind daher relativ hohe Niederschlagsmengen (700-—800 mm) 
ohne ein ausgesprochenes jahreszeitliches Maximum, hohe Luftfeuchtigkeit und 
gemäßigte Temperaturen. 


Verwaltungsmäßige Zugehörigkeit 


Verwaltungsmäßig wird das Münsterland durch den Regierungsbezirk Mün- 
ster erfaßt. Eine Identität zwischen den landschaftlichen und territorialen Gren- 
zen ist dabei im wesentlichen erreicht. Grenznachbar im Norden und Nordosten 
ist das Land Niedersachsen; im Südosten, Süden und Südwesten grenzen die 
nordrheinwestfälischen Regierungsbezirke Detmold, Arnsberg und Düsseldorf 
an. Jenseits der nordwestlichen Grenze beginnt das niederländische Hoheitsgebiet. 


Größe und Bevölkerungszahl 


Mit seinen 6 Stadtkreisen (Bocholt, Bottrop, Gelsenkirchen, Gladbeck, Mün- 
ster, Recklinghausen) und 10 Landkreisen (Ahaus, Beckum, Borken, Coesfeld, 
Lüdinghausen, Münster, Recklinghausen, Steinfurt, Tecklenburg, Warendorf) be- 
sitzt der Regierungsbezirk eine Flächenausdehnung von 7295 km? und ist damit 
nach Arnsberg der zweitgrößte der 6 Regierungsbezirke des Landes Nordrhein- 
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Westfalen. Bei einer Einwohnerzahl von 2 082 000 (Ende 1954) errechnet sich die 
Bevölkerungsdichte auf 285,4/km?, die damit erheblich unter der mittleren Dichte 
des Landes von 428,3/km? liegt. Gegenüber dem letzten Vorkriegsjahr mit einer 
Bevölkerungszahl von 1602000 läßt sich ein Bevölkerungszuwachs von 23,1 0 
feststellen, der in erster Linie durch den Zustrom von 305 000 Vertriebenen (14,6 %/o 
der Bevölkerung) bedingt ist. 


Überblick über die Wirtschafts- und Sozialstruktur 


Vergleicht man die Gewichtigkeit der einzelnen Wirtschaftsbereiche im Mün- 
sterland nach Maßgabe ihres jeweiligen Anteils an der Gesamtzahl der Berufs- 
zugehörigen miteinander, so wird deutlich, daß die Wirtschaftsstruktur nicht mehr 
bestimmend von der Landwirtschaft geprägt wird, obwohl sie mit ihrer flächen- 
haften Nutzung des Bodens nach wie vor das äußere Bild des Raumes maßgebend 
gestaltet und damit die leitende Grundschicht des Wirtschaftsgefüges darstellt. 


Berufszugehörige der Wirtschaftsbereiche im Reg.-Bez. Münster nach Ergebnissen der 
Volks- und Berufszählung vom 13.9. 1950 


Land- und Industrie und Handel-, Geld-, Öffentliche Selbständige 
Forstwirtschaft Handwerk Versicherungs- Dienste und Berufslose mit 
wesen und Dienstleistung. Angehörigen 
Verkehr aller Art ohne Hauptberuf 
11,2%/0 49,0°%/o 11,5%/o 10,8°/o 17,50/o 


Wie aus der obenstehenden Tabelle hervorgeht, sind im Münsterland nahezu 
die Hälfte aller Berufszugehörigen in Industrie und Handwerk tätig. Da die 
Industrie jedoch im Gegensatz zur Landwirtschaft schwerpunktmäßig vor allem 
in den südlichen und nordwestlichen Randgebieten auftritt, bleibt der bevorzugt 
ländliche Charakter des Landes besonders eindeutig im gesamten Mittelfeld 
gewahrt. 

In Analogie zur Wirtschaftsstruktur dominiert in der Sozialstruktur weitaus 
der unselbständige Arbeiter, während die übrigen Sozialbereiche insbesondere 


Erwerbspersonen nach ihrer Stellung im Beruf im Reg.-Bezirk Münster nach Ergebnissen 
der Volks- und Berufszählung vom 13. 9. 1950 


Selbständige Mithelfende Beamte.und Arbeiter 
Familienangehör. Angestellte 
et 10,6 18,1 60,2 


die Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen, letztere als besonders 
typische landwirtschaftliche soziale Kategorie, stark zurückgedrängt sind. Nicht 
übersehen werden darf jedoch, daß ein nicht unerheblicher Teil der münster- 
ländischen Industriearbeiterschaft als teilselbständige Existenzen anzusehen sind, 
da bei ihr eine z. T. verbreitete Ausstattung mit Landbesitz in der Größenordnung 
von der ländlichen Heimstätte und der Kleinsiedlung bis hin zum größeren land- 
wirtschaftlichen Nebenerwerbsbetrieb vorliegt. Nach der Statistik sind im Re- 
gierungsbezirk Münster über 40°/o aller, einschließlich der städtischen Haushal- 
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tungen mit Boden in irgendeiner Form ausgestattet und zählen damit sozial- 
wirtschaftlich zur bäuerlichen oder teilbäuerlichen Schicht. Dieser Tatbestand zeigt 
besonders eindringlih, daß die Bevölkerung des Münsterlandes, die heute 
äußerst intensiv in den gewerblich-industriellen Wirtschaftsprozeß mit einge- 
schaltet ist, ihre ländliche Orientierung bewahrt hat. 

Ohne schon an dieser Stelle auf Einzelheiten einzugehen, läßt sich an Hand 
der obenstehenden Tabelle feststellen, daß die industrielle Struktur des Münster- 
landes vorwiegend von fünf Industriezweigen geprägt wird. Von diesen sind 
vier, nämlich der Bergbau, die Industrie der Steine und Erden und indirekt durch 
die Abhängigkeit von der Kohle die Chemie und Treibstoffindustrie und ebenso 
die eisenschaffende Industrie grundstofforientiert, die Textilindustrie hingegen 
arbeitsorientiert. 


Die Landwirtschaft 


Trotz der ökonomisch gesehen nur noch untergeordneten Rolle, die die Land- 
wirtschaft heute im Wirtschaftsgefüge des Münsterlandes spielt, gebührt ihr bei 
einer dataillierten Betrachtung der münsterländischen Wirtschaftsstruktur un- 
angefochten der Vorrang. 

Bedingt durch die natürlichen Standortvoraussetzungen Boden und Klima in 
Verbindung mit den Grundwasser- und Niederschlagsverhältnissen herrscht im 
Münsterland ein landwirtschaftlicher Betriebstyp vor, in dem der Futterbau und 
damit die Viehhaltung besonders im Vordergrund stehen. Durch die relativ star- 
ken Niederschläge und den vielfach hohen Grundwasserstand sind die Betriebe 
zu starker Grünlandnutzung gezwungen, so daß trotz weitgehender Intensivie- 
rung der Betriebe sich der Grünlandanteil an der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
auch heute noch auf 46,4°/o (1954) beläuft. 

Auf dem Ackerland begünstigt das feuchte Klima insbesondere Fruchtarten, 
die keine ausgesprochene Sommerwärme oder periodische Trockenheiten be- 
anspruchen. Vorherrschende Getreideart ist deshalb neben dem Roggen vor allem 
der Hafer, der früher in einer Art Feldgraswirtschaft die dominierende Halm- 
frucht darstellte. Weizen und insbesondere Gerste treten demgegenüber zurück. 
Bei einem Ackeranteil der Getreide- und Hülsenfruchtarten von 62,9°/o nimmt der 
Hackfruchtbau 28,5°/0 der Anbaufläche ein. Unter den Hackfrüchten steht die Kar- 
toffel bei weitem im Vordergrund. Besondere Bedeutung besitzt daneben auf 
Grund des hohen Wintersaftfutterbedarfes in den viehstarken Wirtschaften die 
Futterrübe. Die Zuckerrübe mit ihren hohen Klima- und Standortansprüchen hat 
indessen keine nennenswerte Verbreitung. Auf den Ackerfutterbau, der seine 
Ergänzung in einem intensiven Zwischenfructbau findet, entfallen weitere 7,5%o 
der Anbaufläche. Flächenmäßig weniger umfangreich ist der Anbau von Gemüsen 
und Gartenobst, der sich vornehmlich um die Nähe der größeren Absatzmärkte 
konzentriert. Der Obstbau im Münsterland dient mit Ausnahme weniger größerer 
Erwerbsobstanlagen im Stromberger Zwetschgengebiet und im Gebiet der Baum- 
berge (Beerlage) in erster Linie der Selbstversorgung der ländlichen Bevölkerung. 

Entsprechend dem vorherrschenden landwirtschaftlichen Betriebssystem der 
Futterbauwirtschaft nimmt die Rindviehzucht und -haltung mit 67,0 GVE/100 ha 
LN eine besonders bevorzugte Stellung ein. Der verbreitetste Rinderschlag ist das 
relativ anspruchslose und robuste, tiefgestellte rotbunte Tieflandrind; daneben 
wird auch schwarzbuntes Niederungsvieh gehalten. Die intensive Form der 
Milchwirtschaft kommt in der vergleichsweise hohen Milcherzeugung, die sich im 
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BETRIEBSGROÖSSEN IN DER LANDWIRTSCHAFT 
DES REGIERUNGSBEZ/IRKS MÜNSTER 


DURCHSCHNITTLICHE GROSSE LANDWIRTSCHAFTLICHER BETRIEBE" 
NACH KREISEN 


DURECHSCHN. GRÖSSE 41-5.5 ha 


eurem REG.-BEL-GRENZE 


KREISGRENZE ” ” 56-7, 
a ® 7717-85. 
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BUYLLLE: LANDESPLANUNGSATLAS NORORHEIN- WESTEALEN 


Jahre 1954 bei einer Durchschnittsleistung von 3766 kg pro Kuh auf insgesamt rd. 
827 600 000 kg belief, klar zum Ausdruck. 76,2°/o der Milcherzeugung wurde über 
die Molkereien und Händler vermarktet, weitere 3,7% unmittelbar dem mensK- 
lichen Verbrauch zugeführt. 

Mit einem Schweinebesatz von 318/100 ha Ackerland gehört das Münsterland 
weiterhin zu den intensivsten Schweinezuchtgebieten des Landes. Das Schwer- 
gewicht der Schweinezucht liegt bei der Erzeugung von Fleischschweinen, die 
den weltbekannten delikaten westfälischen Schinken liefern. Durch seine umfang- 
reiche tierische Produktion wird die münsterländische Landwirtschaft damit zum 
Hauptversorger in Milch- und Fleischerzeugnissen für die großen Verbraucher- 
zentren an Rhein und Ruhr. 

Wenn von der Landwirtschaft des Münsterlandes gesprochen wird, darf auch 
seine Pferdezucht nicht unerwähnt bleiben. Passion zum Pferd und betriebliche 
Notwendigkeiten haben schon früh zur Zucht von westfälischen Warmblut- und 
Kaltblutpferden geführt, die auf der hannoverschen bzw. rheinisch-belgischen 
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Grundlage aufbaute, heute aber von den Ursprungsländern fast völlig gelöst ist 
und zur Heranbildung von Schlägen eigener Prägung geführt hat. Der hohe Lei- 
stungsstand der Zucht, deren Hauptsitz sich im westfälischen Landgestüt Waren- 
dorf befindet, lassen die westfälischen Pferde zu begehrten Handelsobjekten 
werden. 

Eines der wichtigsten Unterscheidungsmerkmale der münsterländischen 
Landwirtschaft sind die Betriebsgrößenverteilung und die Eigentumsverhältnisse 
am Grund und Boden. Trotz verschiedener örtlicher Unterschiede (Tecklenburg) 
herrschen die mittel- bis großbäuerlichen Betriebe vor, die zwar in der Hauptsache 
Eigenbetriebe darstellen, aber doch auffallend stark mit Pachtbetrieben, die häufig 
zum Areal alteingesessener Adelsgeschlechter gehören, durchsetzt sind. Die be- 
sondere Gewichtigkeit des mittel- und großbäuerlichen Betriebes, die zu einer 
relativ hohen durchschnittlichen Betriebsgröße im Münsterland führt (Vergl. 
Schaubild), findet ihre Ursache nicht nur in der Besonderheit der geschichtlichen 
Entwicklung, sondern vor allem auch in den Erbgewohnheiten, die seit alters her 
auf dem Anerbenrect beruhen und eine Zersplitterung des Grund und Bodens 
nicht zulassen. 


Der Bergbau 


Wenn im Wirtschaftsgefüge des Münsterlandes die Landwirtschaft heute 
nicht mehr die frühere beherrschende Funktion ausübt, so ist diese Wandlung 
auf mehrere wirtschaftliche Ereignisse zurückzuführen, unter denen die ständig 
fortschreitende Ausdehnung des Steinkohlenbergbaues über Emscher und Lippe 
hinaus nach Norden den nachhaltigsten Einfluß ausgeübt hat. Unter sämtlichen 
Wirtschaftszweigen des Raumes besitzt der Steinkohlenbergbau nicht nur durch 
seinen hohen Beschäftigtenanteil von über 48°/o aller in der Industrie Tätigen, 
sondern auch durch seinen entsprechend hohen wertmäßigen Umsatz von 27,1 °/o 
des gesamten Industrieumsatzes die größte Bedeutung. 

Wie aus dem Schaubild S. 27 zu entnehmen ist, befindet sich der Schwerpunkt 
des münsterländischen Steinkohlenbergbaues südlich der Lippe im Vest Reck- 
linghausen, jenem historischen Raum, der die Großstädte Recklinghausen und 
Gelsenkirchen, die kreisfreien Städte Bottrop und Gladbeck sowie den Landkreis 
Recklinghausen umfaßt. Auf seinem Vorstoß nach Norden hat der Bergbau jedoch 
auch schon nördlich der Lippe in Hervest-Dorsten, Werne a. d. Lippe, Bockum- 
Hövel, Heessen und Ahlen Fuß gefaßt und Zechenniederlassungen in der agraren 
Landschaft begründet. Außer im südlichen Münsterland besitzt auch der Norden 
im Raume Ibbenbüren Steinkohlenbergbau, der hinsichtlich seiner Lage ein be- 
sonderes Interesse verdient. Während die Kohle im vestischen Raum ausschließ- 
lich im Tieftagebau in einer Teufe bis zu 1200 m abgebaut wird, vollzieht sich die 
Förderung im Ibbenbürener Raum, wo die Kohlenflöze vielfach sehr hoch liegen 
und der Abbau daher technisch einfacher durchzuführen ist, z. T. noch im Stollen- 
bau. Die Bedeutung des münsterländischen Steinkohlenbergbaues für das gesamte 
Land Nordrhein-Westfalen erhellt am besten aus der Tatsache, daß im Münster- 
land sowohl ein Drittel aller im Bergbau Tätigen beschäftigt sind und sich auch 
der Anteil der Förderleistung auf etwa ein Drittel der gesamten Förderkapazität 
des Landes beläuft. 


Autschbach: Das Münsterland 37 


Der Steinkohlenbergbau im Münsterland 
(Industriebericht April 1955) 


Zahl der Beschäftigten Förderleistung 

im April 1955 im April 1955 
absolut in °/o absolut in °/o 
Südliches Revier 156 573 95,6 2317 637t 70,3 
Ibbenbüren 7197 4,4 978 858 t 29,7 
Insgesamt 163 770 100,0 3296 495 t 100,0 


Die Textilindustrie 


Der nächstwichtige Industriezweig des Münsterlandes, die „arbeitsorien- 
tierte" Textilindustrie, beschränkt sich regional im wesentlichen auf einen brei- 
ten Gürtel, der sich entlang der niederländischen Grenze zieht und seine Schwer- 
punkte in den bekannten Textilstädten und -dörfern Rheine, Gronau, Bocholt, 
Emsdetten, Borghorst, Greven und Ochtrup findet. Die Wurzeln der Textil- 
industrie, die heute rd. 60 000 Beschäftigte zählt, reichen weit zurück. Auf Grund 
der ungünstigen landwirtschaftlichen Ertragsverhältnisse des Nordwestens war 
hier schon im 15. Jahrhundert die Leinenweberei heimisch, die gewöhnlich neben- 
beruflich betrieben wurde, um damit die schmale Existenzgrundlage zu verbrei- 
tern. Das im Verlauf des 18. Jahrhunderts zum Verlagsystem ausgebaute Leinen- 
gewerbe erlitt jedoch mit dem Aufkommen der englischen Baumwollindustrie 
starke Einbußen. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts kam dann von England über 
das benachbarte Holland die Baumwollverarbeitung in das Münsterland und faßte 
zuerst in den Städten Bocholt, Gronau und Rheine Fuß, um von hier aus auf den 
gesamten nördlichen und westlichen Raum auszustrahlen. 

Heute umfaßt die münsterländische Textilindustrie, deren Schwergewicht bei 
der Baumwollverarbeitung liegt, während die Jute- und Halbleinenindustrie nur 
etwa 20° der in der Textilindustrie Tätigen beschäftigt, in erster Linie die Unter- 
stufen der Produktion, das Spinnen und Weben. Neben den Rohwebereien, auf 
deren Fertigungsprogramm leichte und glatte Gewebe wie Nesselstoffe vor den 
Rauhwaren an erster Stelle stehen, besitzt die Textilindustrie des Münsterlandes 
auch Buntwebereien, deren Produktion vor allem auf das Weben von Kleiderstof- 
fen ausgerichtet ist. Schwerpunkt der Rohweberei ist die Stadt Rheine, Zentren 
der Buntwebereien sind Nordhorn und Bocholt. Zumeist treten beide Betriebs- 
zweige jedoch gemischt auf. Der Betriebscharakter der Textilindustrie tendiert 
auf Grund der eingeschlagenen Produktionsrichtung, die sich am rationellsten als 
Massenerzeugung durchführen läßt, eindeutig zum Mittel- und Großbetrieb. Die 
Textilarbeiter rekrutieren sich auch heute noch zu einem erheblichen Teil aus 
der teilbäuerlichen Schicht der ländlichen Umgebung. 


Die eisenschaffende und eisenverarbeitende Industrie 


Entscheidend für die Standortwahl der Eisenindustrie ist aus Gründen der 
Transportkostenersparnis grundsätzlich die Nähe von Kohlevorkommen: „Das 
Eisen wandert zur Kohle”. Dieser Grundsatz ist im Regierungsbezirk Münster von 
der eisenschaffenden Industrie, die sich innerhalb des südlichen Steinkohlen- 
bezirks befindet und sich hier wieder allein auf die Stadt Gelsenkirchen konzen- 
triert, voll erfüllt. Eine entsprechend enge Verbindung mit dem Steinkohlenberg- 
bau ist die Eisenverarbeitung des Münsterlandes jedoch nicht immer eingegangen. 
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Wenn ihre Schwerpunkte auch eindeutig im Nordosten und Süden, also den bei- 
den Bergbaugebieten des Raumes liegen, so hat sich dieser Wirtschaftszweig doch 
verschiedentlich aus diesen Bezirken herausgelöst und ist in bevorzugt ländliche 
Gebiete eingedrungen. Schrittmacher dieser Entwicklung waren in erster Linie 
kleine Handwerker und unternehmende Kaufleute mit technischen Fähigkeiten. 
Im Gegensatz zu den eisenindustriellen Unternehmen in den eigentlichen Revie- 
ren, die vorwiegend Großbetriebe im Eigentum von Kapitalgesellschaften dar- 
stellen, sind die dezentralisierten Unternehmen nur als Klein- und Mittelbetriebe 
anzusprechen, die sich fast immer in Privathand befinden. 

Das Produktionsprogramm der eisenschaffenden Industrie des Münsterlan- 
des zeichnet sich durch äußerste Vielfalt aus. Im wesentlichen handelt es sich bei 
den vorhandenen Unternehmen sowohl um Ergänzungs- und Zubringerbetriebe 
für die Schwerindustrie, wie vor allem auch um Versorgungsbetriebe der heimi- 
schen Wirtschaftszweige mit technischen Bedarfsartikeln und maschinellen Ein- 
richtungen. Unter den letztgenannten verdienen die Landmaschinenindustrie, die 
vor allem in der weiteren Umgebung von Münster (Harsewinkel, Warendorf, 
Oelde u. a.) ansässig ist, und die Zubehör- und Maschinenindustrie für die Textil- 
und Baustoffindustrie besondere Erwähnung. Daneben umfaßt die Fertigung der 
münsterländischen Eisenindustrie auch Erzeugnisse für den Bedarfsträger „Ver- 
kehr” und „Haushalt“. 


Sonstige Industrie 


In den drei genannten Industriezweigen sind z. Zt. mehr als dreiviertel aller 
in der Industrie Tätigen beschäftigt. Darüber hinaus sind aber noch weitere In- 
dustrien für das Münsterland von besonderer Wichtigkeit. 

Neben der mit dem Bergbau verbundenen Kohlenwertstoffchemie, die die 
in den zahlreichen, den Zechen angeschlossenen Kokereien anfallenden Roh- 
produkte zu einer kaum übersehbaren Menge von Gebrauchsgütern des täglichen 
Lebens verarbeiten, gewinnt vor allem im südwestlichen Randbezirk ein weite- 
rer Zweig der Kohleveredlung, die Kohleverflüssigung, zunehmend an Bedeu- 
tung. Mit den Hydrieranlagen im Raume Gelsenkirchen steht in engem Rohstoff- 
austausch das bedeutsame Werk der Großchemie in Hüls, das im Zuge der 
Autarkiebestrebungen des „Dritten Reiches” 1938—1940 errichtet und für die Pro- 
duktion von synthetischem Kautschuk bestimmt war. Nach dem Verbot der Buna- 
produktion, das 1951 wieder aufgehoben wurde, ging man bei den Chemischen 
Werken mehr und mehr zur Herstellung von anderweitigen chemischen Produk- 
ten auf der Grundlage von Azetylen und Äthylen über. In der Hauptsache er- 
streckt sich die heutige Erzeugung des Werkes auf Lösungsmittel, Waschmittel 
und Textilhilfsmittel, Kunstharze und vielzählige Rohstoffe. Auch die Bunaher- 
stellung wurde wieder aufgenommen. Allein in den Chemischen Werken Hüls 
sind mit einer Belegschaft von etwa 11 000 Angestellten und Arbeitern rd. zwei 
Drittel aller in der Chemie und Treibstoffindustrie Tätigen beschäftigt. 

Neben der Erzeugung von Textilrohstoffen hat sich vor allem in den letzten 
Jahren auch die Textilverarbeitung stärker entwickelt. Von einigen Ausnahmen 
abgesehen, liegen die wichtigsten Standorte der jungen Bekleidungsindustrie in- 
dessen nicht im alten Textilbezirk, sondern insbesondere im schwerindustriellen 
Süden (Gelsenkirchen, Buer, Recklinghausen). Wichtigste Produktionszweige der 
textilverarbeitenden Industrien sind die Herstellung von Oberbekleidung, Wäsche, 
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Kopfbekleidung sowie die Aufbereitung von Bettfedern und die Matratzenferti- 
ung. 

= Non ein weiterer Industriezweig, der ebenso wie der Bergbau rohstofforien- 
tiert ist, ist für das Münsterland charakteristisch. Auf der Grundlage der Kalkvor- 
kommen der Beckumer Berge und des Teutoburger Waldes hat sich in Beckum, 
Neubeckum und Ennigerloh im Kreise Beckum und Lengerich im Kreise Tecklen- 
burg eine bedeutende Zementindustrie (Portlandzement) entwickelt, die alle 
übrigen Produktionszweige der Baustoffindustrie des Münsterlandes weit über- 
ragt. Die Herstellung des Zementes, die auf Grund des gleichzeitigen Vorkommens 
von Ton in dem genannten Raum besonders günstige Voraussetzungen besitzt, 
weist durch die starke räumliche Konzentration großindustrielle Wesenszüge auf. 
Ähnlich wie im nordwestlichen Textilbezirk ist auch bei den Arbeitern der Zement- 
industrie eine Verbindung mit landwirtschaftlicher Nebenbeschäftigung ver- 
breitet. 

Auf der Basis der landwirtschaftlichen Erzeugung besitzt der Raum noch u.a. 
eine bedeutende Nahrungs- und Genußmittelindustrie, in der die Getränke- 
industrie mit Branntwein- und Braugewerbe eine besonders beherrschende Stel- 
lung einnimmt. Ebenfalls auf die natürlichen Wachstumskräfte des Bodens, den 
ursprünglich reichlich vorhandenen Wald, stützt sich die Holzindustrie, deren 
Material heute zum großen Teil eingeführt wird. In der Kombination mit dem 
Holzhandel versorgt die Holzindustrie vor allem den Bergbau mit Grubenholz 
und ist insbesondere in den industriellen Randgebieten anzutreffen. Daneben 
widmet sie sich aber auch der Möbelherstellung, schwergewichtig im Ostteil des 
Münsterlandes. 

Zusammenfassung und Ausblick 


Rückblickend läßt sich feststellen, daß sich das heutige Wirtschaftsgefüge des 
Münsterlandes zunehmend von der Landwirtschaft gelöst hat und in seiner der- 
zeitigen Ausprägung eine außerordentliche Vielgestaltigkeit besitzt. Die wirt- 
schaftliche Entwicklung des letzten Jahrhunderts hat das ursprünglich fast aus- 
schließlich agrare Gebiet weitgehend umgeformt und der anwachsenden Bevöl- 
kerung neue Existenzgrundlagen geschaffen. Aus Gewerbezweigen, die in ihren 
Anfängen allein oder vordringlich auf die Bedarfsbefriedigung der ländlichen 
Bevölkerung abgestellt waren, haben sich Unternehmen mit z. T. großindustrieller 
Prägung und überregionaler Bedeutung entwickelt, die den Raum in das gesamt- 
wirtschaftliche Verflechtungssystem haben eintreten lassen. 

Neben dem münsterländischen Schinken und dem bekannten Münsterländer 
Korn, die der Landwirtschaft des Raumes schon immer einen hohen Ruf einbrak- 
ten, liefert die gewerbliche Wirtschaft des Münsterlandes heute einen umfang- 
reichen Katalog von Produkten und Waren, die ebenfalls zu einem festen Begriff 
geworden sind und dem Namen des Herkunftslandes neue Geltung verschaf- 
fen. Mit seiner bäuerlichen Grundschicht stellt das Münsterland somit heute einen 
hochdifferenzierten Wirtschaftsraum dar, in dem Tradition und wirtschaftlicher 
Fortschritt eine gesunde und organische Verbindung eingegangen sind. Seine 
wirtschaftliche Entwicklung ist dabei noch keineswegs abgeschlossen, denkt man 
nur an das allmähliche weitere Vordringen des Steinkohlenbergbaus, dessen Gru- 
benfeldverleihungen bereits bis an die Stadt Münster heranreichen. Somit wird 
auch in Zukunft eine Vielzahl von Aufgaben mit großer wirtschaftlicher Trag- 
weite auftauchen, die die dynamischen Kräfte des Münsterlandes in hohem Maße 
beanspruchen und zu weiterer Entfaltung bringen wird. 
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Unsterbliches Münster 
Gesicht und Formkraft einer Stadt 


FRANZ MÜHLEN 


Der Grundriß einer mittelalterlichen Stadt ist das wohl eindrucksvollste Doku- 
ment ihrer Geschichte. Die Keimzelle in der topographischen Beziehung zum um- 
gebenden Land, die Wachstumsringe der Stadtvergrößerung, des öfteren auch das 
Zusammenwachsen mehrerer Siedlungen und die Lage an geographisch bedeuten- 
den Punkten: Flüssen, Talwegen usw., sie alle finden in der Ausbildung des 
Grundrisses ihren, die Jahrhunderte überdauernden Niederschlag. Der Grund- 
riß ist aber nicht allein Abbild des organischen Wachstums dieser Siedlung, viel- 
mehr zeigt er dem Kundigen manches über die soziale Struktur ihrer Bewohner. 
So hat etwa eine Kolonistensiedlung des 13. Jahrhunderts mit Kirche, Rathaus, 
Markt, den Wohnplätzen und der Stadtumwehrung ein ebenso markantes, spezi- 
fisches Grundrißbild wie eine kleine Residenzstadt des Absolutismus, deren 
gleichfalls einheitliche Planung auf das Schloß als ihren Mittelpunkt ausgerich- 
tet ist. 

Wesentlich differenzierter und vielschichtiger ist dagegen das Grundrißbild 
einer traditionsreichen, während mancher Geschichtsepochen hervorgetretenen 
Stadt, die wie Münster aus einer karolingischen Bistumsgründung hervorgegan- 
gen, ein bedeutendes bürgerliches Element in der mittelalterlichen Kaufmanns- 
und Hansestadt aufweist und die schließlich noch im Zeitalter des fürstbischöf- 
lichen Absolutismus den Charakter einer Residenzstadt angenommen hat. 

Die Entwicklung dieser Stadt sei durch die Jahrhunderte hindurch und über 
die Katastrophe des letzten Krieges hinaus bis in den jetzigen Wiederaufbau aus 
ihrem Grundriß verfolgt, um die jeweils tragenden Kräfte des Wachstums und 
der Entwicklung daran abzulesen. 


Die formenden sozialen Kräfte 


Keimzelle Münsters ist der Dom des im Jahre 804 zum Bischof bestellten hl. 
Ludgerus. Er liegt auf einer leichten, zur „Aa” — einem kleinen Nebenfluß der 
Ems — steil abfallenden Bodenwelle und wurde schon früh mit einem ausgeson- 
derten Bereich, der „Immunität“ als Wohnbezirk der Kleriker umgeben. Bisher 
sind keine Anhaltspunkte einer früheren heidnischen Opferstätte oder Besied- 
lung gefunden, die die Wahl gerade dieses Ortes vor manchen ähnlich günstig 
gelegenen Plätzen im Bereich der münsterländischen Bucht begründen würden. 
So wird erst der Bischofssitz an der Furt der Aa, die sich im ältesten Namen 
„Mimigerneford” widerspiegelt, die kirchliche Niederlassung zum Mittelpunkt 
dieser Landschaft bestimmt haben, die in ihrer leicht gewellten Weiträumigkeit 
keinen topographisch näher bestimmten Platz aufweist. 


Die sehr bald schon mit dem ersten großmaschigen Netz der Urpfarren aus- 
gebildete kirchliche Organisation erhielt ihren sichtbaren Ausdruck in den — 
gleichzeitig Handel und Wandel anziehenden — regelmäßig am Bischofssitz statt- 
findenden Synoden, die heute noch im „Send“, dem großen Jahrmarkt im Früh- 
jahr, Herbst und am Patronatsfest des Diözesanheiligen fortleben. 
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So folgten Kaufleute und Handwerker dem kirchlichen Leben und legten um 
die im 12. Jahrhundert mit Mauer, Graben und Toren umwehrte und 1121 vom 
späteren Kaiser Lothar von Supplinburg mit Feuer und Schwert eroberte Immu- 
nität den ersten Ring der bürgerlichen Siedlung. 

Mögen die Ausweitung des bischöflichen Burgbezirks und die genaue Lage 
der früheren Tore nur geschichtliche Bedeutung haben, so ist die klare grundriß- 
mäßige Absonderung der Immunität für die Entwicklung der Stadt bemerkens- 
wert, durch die das Straßennetz seine heute noch gültige Form gewonnen hat. 
Ist es doch von einem großen, den Dombereich von Süden über Osten nach Nor- 
den umgehenden Straßenzug beherrscht, der alle auf die Ortsmitte zuführenden 
Wege auffängt, und an der Ostseite im Schnittpunkt der Straßen die Märkte aus- 
bildet. Der Roggenmarkt und die Bogenstraße zeigen dabei an der westlichen, 
zum Domplatz hin gelegenen Straßenseite, der Prinzipalmarkt darüber hinaus 
beidseitig, die für Münster charakteristischen Bogenhäuser. 

Die Gründung von Spitälern und Kapellen ist sichtbarer Ausdruck der bür- 
gerlichen Lebensgemeinschaft, die zunächst noch nicht das ganze weite Gebiet 
der mittelalterlichen Stadtumwehrung beanspruchte. Gerade das Niederungs- 
gelände längs der Aa blieb bis zuletzt von der Bebauung ausgeschlossen. Da 
alle Ordensniederlassungen bis ins 16. Jahrhundert in diesem Bereich erfolgten, 
ist für die übrigen Bezirke der Stadt eine mehr oder minder geschlossene Bebau- 
ung anzunehmen. Der Reichtum der Kirchen und die Vielfalt der bis zum Kriege 
zahlreich erhaltenen Bürgerhäuser des späten 15. und des 16. Jahrhunderts be- 
kunden zusammen mit dem stolzen Giebel des gotischen Rathauses einen kon- 
tinuierlichen Wohlstand des bürgerlichen Gemeinwesens, der auch durch Krisen 
wie die Wiedertäuferunruhen (1533—35) nicht ernsthaft bedroht war. Neben 
anderen Faktoren war die Unversehrtheit des Ortes mitbestimmend für die Wahl 
als Verhandlungsplatz für den Westfälischen Frieden 1643—1648. 

Die weitgehende Exterritorialität der Kongreßstadt ließ nun den alten, aber 
durchaus mittelalterlichem Denken entsprechenden unerfüllten Wunsch nach der 
Freien Reichsstadt in den Bürgern Münsters heranreifen, in dessen Mauern mit 
dem Friedensschluß von 1648 die Grundlagen des landesfürstlichen Absolutismus 
geschaffen waren. Der fast gleichzeitig neu gewählte Fürstbischof vereitelte die- 
sen Wunsch in drei schweren Waffengängen, von denen der weite Kranz der 
Werke ebenso zeugt wie die im späteren Schloßgarten steckende Zitadelle des 
siegreichen Landesherrn. 

Daß erst die Niederlage der Stadt ihr den Aufstieg als Hauptstadt ermög- 
lichte, ist eine glückliche Fügung der Geschichte, die etwa Köln durch den Sieg 
von Worringen über den Kölner Erzbischof 1288 versagt geblieben war und die 
auch vor dem Schicksal von Soest bewahrte, das sich 1449 mit dem Sieg in der 
Soester Fehde und der Herauslösung aus dem kurkölnischen Territorium selbst 
von seinem eigenen wirtschaftlichen Hinterland getrennt hatte und damit am 
Ausgang des Mittelalters — auch städtebaulich deutlich erkennbar — selbst den 
Herbst seiner Entwicklung heraufbeschworen hatte, aus dem erst die letzten 
Jahrzehnte wieder einen Aufstieg bringen sollten. 

Die Epoche des Barock findet im münsterischen Stadtbild in den zahlreichen 
Adelshöfen sichtbaren Niederschlag. War es doch dem Adel in den geistlichen 
Landen des deutschen Nordwestens im Gegensatz zu allen Adelsfamilien der 
weltlichen Territorien des öfteren vergönnt, aus den Reihen seiner in den Dom- 
kapiteln sitzenden nachgeborenen Söhne den Landesherrn zu stellen. Dabei ent- 
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falteten diese Familien wie die v.Galen, v. Plettenberg, v. Wolff-Metternich, 
v. Fürstenberg und andere mit den übrigen führenden Geschlechtern des Landes 
eine ihrer Bedeutung entsprechende Bautätigkeit. Hatten die älteren städtischen 
Absteigequartiere des Stiftsadels noch weitgehend den Wohnbauten wohlhaben- 
der Bürger geglichen, so nahmen sie im Zeitalter des Absolutismus die Form der 
Dreiflügelanlage mit Ehrenhof an. Zu deren Errichtung wurden oft mehrere 
Hausplätze aufgekauft. Daß diese Bauten, die Münster zur Stadt der Adelshöfe 
werden ließen, auf stillere Nebenstraßen beschränkt blieben, ist indirekt ein Beleg 
für eine fortbestehende bürgerliche Lebensgemeinschaft, die sich in den Haupt- 
straßen geschlossen behauptete. Wenn das Hochstift Münster auch während 
langer Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts durch Personalunion mit Kurköln ohne 
ein äußerlich sichtbares Zentrum dagestanden hatte, sollte doch der gerade von 
den Ständen immer wieder geforderte Bau des Schlosses an der Stelle der frü- 
heren Zitadelle durch Johann Conrad Schlaun noch in den letzten Jahrzehnten 
der fürstbischöflichen Herrschaft dem Hochstift die Residenz geben. 

Ob Münster nach der Säcularisation der geistlichen Territorien auch zum Pro- 
vinzialmittelpunkt der durch den Wiener Kongreß abgerundeten westfälischen 
Gebiete Preußens geworden wäre, wenn die Stadt sich in den Kämpfen des 
17. Jahrhunderts gegen den absolutistischen Landesherrn behauptet hätte und 
damit als Landeshauptstadt ausgeschieden wäre, ist angesichts der damals bereits 
in Coesfeld angelegten Residenz mehr als fraglich; zumal die Bedeutung der Stadt, 
wie sie aus den Fernhandelsbeziehungen des späten Mittelalters resultiert, im 
Zeitalter des Merkantilismus dahin war. 


Die zahlreichen Behörden des 19. Jahrhunderts sollten so die Nachfolge der 
barocken Residenz- und Landeshauptstadt antreten und Münster den unbestrit- 
tenen Vorsprung als Verwaltungsstadt auch zu einer Zeit sichern, da die Indu- 
strie des Ruhrgebietes neue Großstädte nahezu über Nacht entstehen ließ. Diesen 
polypenhaft wuchernden Stadtgebilden gegenüber behielt Münster sein orga- 
nisches Wachstum bei. Wohl war die Stadt vornehmlich seit der Jahrhundert- 
mitte fast allseitig über den Ring der zu Promenaden umgestalteten einstigen 
Festungswälle hinausgewachsen und strahlte nach Süden, Osten und Norden 
größere zusammenhängende Wohnbezirke aus; doch waren selbst die Verkehrs- 
wege der Großstadt noch so von den Ausfallstraßen der mittelalterlichen Stadt 
her geprägt, daß etwa das ganze Straßenbahnnetz bis zum letzten Kriege an 
Lambertikirche und Prinzipalmarkt zusammentraf. 


Weiterwirken ungebrochener überkommener Form-Kräfte 


Der Grundriß der Stadt ist geformt von dem durch die geschichtliche Entwick- 
lung bedingten Nebeneinander der Bautätigkeit des Klerus am Dom, auf der 
Immunität und in den Klöstern, des Bürgertums im Rathaus, in den zahlreichen 
Bürgerhäusern, Pfarrkirchen und frommen Stiftungen, des Adels in seinen Höfen 
und des fürstbischöflichen Landesherrn im Schloß, das in solcher Verbindung 
nahezu einmalig und charakteristisch für Münsters Stadtbild ist. Mit der bürger- 
lichen Bauperiode des 19. Jahrhunderts, die in die Entwicklung zur modernen 
Großstadt ausmündete, hat zwar manches wertvolle, alte Bauwerk Neubauten 
von fraglichem Wert weichen müssen. Aber das Gesamtgefüge der Stadt war un- 
versehrt geblieben, bis die Bomben des letzten Krieges in einer Vielzahl von 
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Großangriffen, dem schwersten noch acht Tage vor Schluß der Kämpfe, die Stadt 
bis in den Kern zerstörten. 

In dieser bis ins Mark getroffenen Stadt konsolidierte sich das Leben zunächst 
in den weniger schwer mitgenommenen Randgebieten und an den Durchgangs- 
straßen, die den chaotisch durchwühlten Stadtkern in weitem Bogen umgingen. 
So wurde ernsthaft der Gedanke erwogen, aus der Katastrophe die Konsequenz 
zu ziehen, die Altstadt abzuschreiben und in Bahnhofsnähe eine neue City ent- 
stehen zu lassen. Erst die Diskrepanz zwischen den vorher nie gegebenen, völlig 
neuen planerischen Möglichkeiten und dem geringen wirtschaftlich und arbeits- 
mäßig Durchführbaren in den ersten Nachkriegsjahren hat eine Zeit der Läuterung 
herbeigeführt und die noch lebensfähigen Keime wieder langsam zur Entfaltung 
gebracht. Als solche erwiesen sich die Fernstraßen und Bahnen, die sich in Mün- 
ster kreuzen. Neben dem Verkehrsmittelpunkt blieb das Behördenzentrum, wenn 
es auch Jahre dauern sollte, bis die letzten Behörden aus ihren Evakuierungsorten 
zurückkehrten und wenn die Stellung der Provinzialhauptstadt auch von der Be- 
deutung der neuen Landeshauptstadt Düsseldorf überschattet wurde. Mit den 
Oberbehörden kehrten die wirtschaftlichen Spitzenverbände in die Stadt zurück. 
Sie alle waren maßgebend für das Wiedererstarken von Verwaltung und Wirt- 
schaft, nicht jedoch für die Formung des spezifisch münsterischen Stadtbildes. 

Daß Münsters Prinzipalmarkt wiedererstand und die Kirchen und Adelshöfe 
— soweit der Zerstörungsgrad es zuließ — wieder aufgebaut wurden, erklärt sich 
zum wenigsten aus dem Wirtschaftspotential der Stadt, sondern aus dem leben- 
digen Weiterwirken der gleichen Kräfte, die bereits den früheren Grundriß ge- 
formt hatten. 

Für die Ruine des mittelalterlichen Domes war als Kathedralkirche die gleiche 
Aufgabe über mehr als 1100 Jahre hinweg geblieben. Das Bedürfnis, für die weite 
Diözese wieder einen sichtbaren geistigen Mittelpunkt zu besitzen, hatte noch 
zwischen den Bombenangriffen und dann wieder sogleich nach Beendigung der 
Katastrophe zu ersten Sicherungen und Notmaßnahmen geführt, die vom frei- 
willigen Arbeitseinsatz zahlreicher Bürger und von Stiftungen des Münsterlan- 
des getragen waren. Behördliche Hilfsmaßnahmen zur Sicherung der denkmal- 
werten Substanz mußten am Dom und den kunstgeschichtlich bedeutenden Pfarr- 
kirchen der Altstadt in der Zeit vor der Währungsreform zunächst gering bleiben. 
Entscheidend war aber bei den Pfarrherren der Wille, die Kirchen schon wieder 
herzustellen, während die zerstörten Wohnbereiche erst langsam wieder auf- 
gebaut wurden. Nun sind der Dom und die Kirchen als die ältesten Kristallisations- 
punkte der städtebaulichen Entwicklung in ihrer architektonischen Wirkung ent- 
scheidend abhängig von Proportionierung und Maßstab der umgebenden Be- 
bauung. Im Bereich des Domes war diese durch die Ruinen mehrerer Kurien glück- 
lich gegeben, und die im 19. Jahrhundert am Domplatz entstandenen Behörden- 
bauten vermieden beim Wiederaufbau bewußt Extreme. 

Trotz der völligen Verlagerung der wirtschaftlichen Akzente — die Bürger- 
bauten an den Märkten erstehen heute nicht mehr im Gefolge des kirchlichen 
Mittelpunktes — erlaubte die Struktur der hier bis zur Katastrophe des Krieges 
vorherrschenden Einzelhandelsgeschäfte den Wiederaufbau auf den alten Par- 
zellen, wobei Ruinenreste und die im Boden vorhandenen Versorgungsleitungen 
wichtige Aktivposten darstellten. Die Tiefe der Häuser birgt Läden und Läger, 
während die oberen Geschosse zu rentabelerer Nutzung häufig noch Praxis- und 
Geschäftsräume aufnehmen. Im Gefolge der ersten Geschäftsbauten, die das wirt- 
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schaftliche Leben in die Einöde der Innenstadt zurückführten, gewannen auch die 
Zufahrtsstraßen wieder an Bedeutung, und nun drängte auch die in der Bevölke- 
rung noch lebendige Vorstellung an den Kern der Stadt wieder in ihre Mitte 
zurück. Mit jedem Wiederaufbau, mit jedem Verwaltungsgebäude und jeder 
wieder eingeweihten Kirche erfuhr die Stadtmitte weitere Betonung und zugleich 
Anziehungskraft. Private Initiative, konservativer Sinn und die Gegebenheiten 
der Vorwährungszeit, die zu Experimenten keine Zeit ließen, führten das Leben 
in die alten Straßen zurück. Als wichtiger Faktor sollte auch das historische Be- 
wußtsein mitsprechen, das den Impuls zur Wiederherstellung des Friedenssaales 
inmitten der Rathausruine gab, um die gesamte, durch rechtzeitige Bergung ge- 
rettete Innenausstattung an diese historische Stätte zurückführen zu können. 


Eine Allerweltsstadt wurde vermieden 


Die Stadt, die sich als Kaufmannssiedlung des 12. Jahrhunderts mit dem Kranz 
ihrer Straßen und Bauten um den Dom gelegt hatte, gab sich in der konservativen 
Wiederaufbauplanung und in der 1951 veröffentlichten Ortssatzung die Ordnung 
ihres Wiederaufbaus. Im wesentlichen wurde der Wiederaufbau der Altstadt in 
den alten Fluchtlinien und im Gefolge die Beibehaltung der herkömmlichen Ge- 
schoßzahl festgelegt. Damit war der Grundriß als das älteste Dokument der städ- 
tischen Entwicklung beibehalten, in den alle Denkmalbauten im Laufe der Jahr- 
hunderte hineinkomponiert und durch den die gotischen und die barocken Giebel 
zu harmonischer Einheit zusammengewachsen waren. Stärker als der jeweilige 
Zeitstil war hier die Einordnung in die Straßenzeilen erfolgt, so daß der Barock 
des 17. und 18. Jahrhunderts letztlich den im Kern mittelalterlichen Haustyp fort- 
gesetzt und dabei nur die Front der Zeit entsprechend ausgebildet hatte. Beim 
jetzigen Wiederaufbau, der im wesentlichen nur die Fluchtlinien und die Bau- 
körper — für die Märkte als Giebelhäuser unter Beibehaltung der Bögen — vor- 
schreibt, konnten gleichzeitig die Maßstabfehler aus der Zeit der Stilimitation 
beseitigt werden, die trotz „stilgerechter” Details die Einheit der Straßenfluchten 
durch grobe Proportionsfehler gestört hatten. Nur so fügen sich nun die wenigen 
historischen Giebel, die den Krieg überdauert haben, harmonisch in die neue 
Umgebung ein. Nur so ist auch die Wiederherstellung des durch Vermessung in 
allen Einzelheiten belegten Giebels des gotischen Rathauses am historischen 
Platz und im Gefüge des Prinzipalmarktes zu vertreten, der nicht einen gotischen 
Giebel schlechthin sondern das Wahrzeichen der Stadt weit über Deutschlands 
Grenzen hinaus darstellt. 

Dom, Kirchen und Bürgerhäuser erwiesen ihre Lebenskraft im Wiederaufbau 
des Gemeinwesens. Für das völlig ausgebrannte Schloß und die Ruinen der 
Adelshöfe mußte dagegen eine neue Verwendung gesucht werden. Das Schloß 
im staatlichen Besitz fand bei neuer Innenaufteilung als Hauptgebäude der Uni- 
versität eine seinen Abmessungen entsprechende glückliche Verwendung. Für 
die wenigen, dazu noch in privater Hand befindlichen Adelshöfe ist eine ander- 
weitige Nutzung jedoch nur mit Mühe zu schaffen. Dem Wiederausbau als re- 
präsentative Stadtwohnung ist im Zeitalter der Bodenreform und der fortschrei- 
tenden sozialen Umschichtung jede wirtschaftliche Grundlage entzogen. Beim 
Wiederaufbau als Miet-Wohnungen würden sich heute nicht mehr übliche Ge- 
schoßhöhen und Raumgrößen ergeben; andererseits würde eine Veränderung 
der Geschoßhöhen einer völligen Verunstaltung der Fronten gleichkommen. Da 
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konnten nur Behörden wie das Oberverwaltungsgericht im Heeremanschen Hof 
oder Banken wie im Druffelschen Hof den Wiederausbau unter Beibehaltung der 
äußeren Erscheinung ermöglichen. So nur konnte jetzt auch die Rettung des Erb- 
drostenhofes, die meisterliche Lösung Schlauns in der Blüte seiner Jahre, aufge- 
griffen werden. 

Der Grundriß des mittelalterlichen Münster hat somit die Katastrophe dieses 
Krieges überdauert und den Wiederaufbau geformt, indem die geretteten und 
wiederhergestellten Denkmalbauten im Strome des pulsierenden Lebens stehen. 
Doch unterscheidet sich dieser Lebensrhythmus einer Großstadt des 20. Jahrhun- 
derts grundlegend von der mittelalterlichen Kaufmannssiedlung. Dabei stellt die 
Altstadt eine eigene Zelle inmitten des heutigen städtischen Gemeinwesens dar, 
die nur aus den ihr eigenen Gegebenheiten ein organisches Leben entfalten kann, 
aus jenen Gegebenheiten, die auch den Wiederaufbau in der jetzigen Form ge- 
prägt haben. Das Straßennetz der Altstadt erfüllt jetzt die gestellten Aufgaben, 
wenn es den Geschäften dieser Straßen die Käufer, den Gaststätten die Besucher, 
den verstreut eingebetteten Behörden das Publikum und sonntags den Gottes- 
häusern die Beter zuführt. Bei einer solchen Entwicklung bleiben auch in der 
Altstadt noch Wohnstraßen, wodurch wiederum das Netz der Altstadt-Pfarr- 
kirchen seinen Sinn behält. Doch muß die Innenstadt vom Durchgangsverkehr 
freigehalten werden. Ihn von der Mitte abzuleiten, erspart auch große Straßen- 
durchbrüche in der Altstadt, die einer Citybildung Vorschub leisten und den Ver- 
kehr gerade dort konzentrieren würden. So sind nur wenige, maßvoll unter Scho- 
nung des Kernes vorgesehene Durchbrüche im Gebiet der Altstadt geplant. 


Der Weiterbau muß folgerichtig sein 


Ob die Altstadt Münster organisch im Rahmen der überkommenen und durch 
Planung und Ortssatzung erneuerten Gesetzlichkeit wieder wachsen und ihre 
Baulücken schließen kann, wird von der Konsequenz abhängen, mit der diese 
organische Weiterentwicklung gepflegt wird. Schon sind in den letzten Jahren 
mehrere Behördenhäuser entstanden, die entgegen der anders gerichteten Pla- 
nung einer neuen Citybildung wieder Vorschub leisten; weitere Großbauten für 
Behörden und Geschäftshäuser sind geplant. Ihre Ausführung und die mit unab- 
dingbarer Konsequenz dann folgenden weiteren Großbauten würden die über- 
nommenen Straßenzüge bald untragbar überlasten, den bisherigen Wiederaufbau 
maßstablos isolieren und statt der angestrebten organischen Einheit die Gefahr 
einer Disharmonie heraufbeschwören, die allzu leicht das bisher Geleistete nach- 
träglich als romantisierende Fehlentwicklung erscheinen ließe, wenn die Gesetz- 
lichkeit, die zwischen Straßennetz und Aufbau besteht, nicht beibehalten wird. 
Die „Altstadt“ Münsters kann sich auf dem mittelalterlichen Grundriß als orga- 
nisches Gefüge erneuern, wobei die Tradition — von allen Einzelheiten architek- 
tonischer Gestaltung abgesehen — weiterlebt und den Besucher dieser Stadt mit 
Macht anspricht. Bei der zahlreichen Anerkennung, die der Aufbau in Münster 
weithin gefunden hat, sollte man das bisher Geleistete nicht mehr nachträglich 
einer Allerweltsstadt opfern. 
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Das Verzeichnis der Werke Mozarts zählt 626 Nummern und enthält unter 
anderem: 23 Opern, 49 Symphonien, 20 Messen, 45 Sonaten für Violine und Kla- 
vier, 22 Klaviersonaten, 60 Kammermusikwerke vom Trio bis Klavierquintett, 
55 Konzerte für verschiedene Instrumente mit Orchesterbegleitung, über 100 Arien 
mit Klavier oder Orchester, gegen 100 kleinere Orchesterwerke, 10 Kantaten mit 
Orgelbegleitung und 17 Orgelsonaten. 

Hinter jeder dieser nüchternen Zahlen stehen dann musikalische Offen- 
barungen von „Figaro", „Don Giovanni”, „Zauberflöte“ bis zum Requiem, von 
der Haffner- und der Linzer Symphonie bis zum Dreigestirn in Es-dur, g-moll, 
C-dur, (der Jupiter-Symphonie), von der Krönungsmesse, den Violinkonzerten 
in G-dur, D-dur, A-dur, Es-dur, den Klavierkonzerten, der Haffner-Serenade und 
den Divertimentis bis zur „Kleinen Nachtmusik“. 

Die Erkenntnis, daß aus jedem seiner Tonsätze reinste Musik und in vielen 
ihre absolute Schönheit, ihr höchstes Wesen überhaupt erscheint, will unserer 
Fassungskraft spotten. Tritt dazu noch die Überlegung, daß dieser Mensch hilf- 
und schutzlos in die Not des Alltags gestellt war und mit 35 Jahren die Erde wie- 
der verließ, so bleibt uns nur scheue Verehrung und demütiges Danken. 

Wir kennen in der Musik eine zweite Vollkommenheit: Johann Sebastian 
Bach. Vielleicht vermag eine Gegenüberstellung der beiden helfen, die Schwie- 
rigkeiten zu überwinden und zu klären, die sich einer Darstellung Mozarts ent- 
gegenstemmen. 

Bach ist die Erfüllung einer musikalischen Entwicklung von drei Jahrhun- 
derten. Wir können die Stufen Schritt für Schritt gehen, die zu ihm als Abschluß 
führen; wir können die Quellflüsse und Seitenarme umfassen, die in ihm als dem 
großen, alles vereinenden Strom münden. Er ist Zusammenfluß und Abschluß zu- 
gleich, er ist die Vollendung. Danach ist, aus dem Geiste seiner Zeit, nichts mehr 
möglich. Bach ist das Ziel, das in allen Teil-Absichten überall schon vorher sicht- 
bar wird. Er erscheint uns heute, um das Bild seines Zeitgenossen Leibniz zu ge- 
brauchen, als die alle Einzelnen und ihre Entelechien vereinende höhere Monade. 

Mozart aber ist mit allen derartigen Begriffen nicht zu umfassen. Mit ihm 
wurde das Wunder — aber hier nun das „Wunder im Gesetz" — des schöpferi- 
schen musikalischen Menschen Gestalt. Bei Bach erleben wir, wie die musizie- 
rende Menschheit nach einem Bau von zehn Generationen den Dom der Musik 
mit dem Schlußstein krönt. An ihm und in ihm haben die Geschlechter gebaut; 
alle seine Vorfahren waren durch diese ganze Zeit hindurch ausschließlich Mu- 
siker. Der fugierte Stil der Polyphonie drängte in die große Schluß-Fuge Johann 
Sebastian Bachs. Die thematische Verwendung seines Namens b-a-c-h in der 
„Kunst der Fuge” erhält hier ihre eigentliche Bedeutung und letzte Auslegung: 
wie die alten Baumeister sich irgendwo mit einem Zeichen, oder später mit ihren 
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Zügen verewigten, so unterschrieb Bach das große „Gesangkbuch” jener Epoche 
mit seinem Namen. Er durfte es auch für alle voraufgegangenen Meister tun, die 
sich im gleichen Dienst verbraucht hatten, denn er hatte ihr Bemühen und ihre 
geheime Sehnsucht noch einmal in sich gesammelt und dann zur Vollendung ge- 
führt. 

Bachs demütig dienende Erfüllung, Beethovens prometheischer Trotz, Schu- 
berts unschuldige Natur, Schumanns sehnsüchtiges Gefühl, Bruckners reine Got- 
teskindschaft — das alles ist auch in anderen Künsten und Kulturen möglich ge- 
wesen. Aber Mozart ist auch auf dieser Ebene des Vergleichs nicht zu begreifen. 

Es gibt vielleicht nur einen Tatbestand im Kosmos, der sich zur Erläuterung 
heranziehen ließe. Im Aufblick zum gestirnten Himmel sieht der Mensch mit un- 
bewehrtem Auge nur unsere Planeten und die Sonnen unseres eigenen Milch- 
straßensystems, Doch an einer Stelle war ihm die Möglichkeit gegeben zum Aus- 
blick in andere Systeme und damit die Erkenntnis einer größeren, übergreifen- 
den Harmonie: in unsere Welt scheint der Andromeda-Nebel herein, die nächste 
Insel im Weltenraum. Das war gleichsam das Fenster, das Gott uns aufgetan 
hatte. Ähnlich ist es mit Mozart: alle anderen Musiker sind Künstler unserer gei- 
stigen Welt. Mozart aber ist der Fingerzeig der Schöpfung, wie in der nächst- 
höheren Ordnung unserer Weltharmonie sich das Schöpfungswunder der Musik 
vollziehen mag. 

Warum löst Mozarts Musik in uns andere Empfindungen aus als Beethovens 
Pathos oder Bruckners Gottseligkeit? Mozart steht auf jener höheren Stufe, wo 
er die beiden Pole immer gleichzeitig umfassen kann, die in unserer Welt nicht 
mehr — oder noch nicht? — spannungswirksam sind. So löst er im gleichen Atem 
den Jubel der Seele, die ihre Möglichkeit zur Vollkommenheit erfühlt, und weckt 
in ihr die Trauer darüber, daß er ebenso den Abstand von dieser Vollkommen- 
heit ermessen muß. Ins Bild gebracht: Mozart ist in seiner Musik immer beides 
zugleich: das Paradies und die Vertreibung. 


+ 


Ein Mensch mit einer solch herausgehobenen Begabung und Begnadung ist 
auch im Ablauf seines Erdendaseins nicht mit gewohnten Werten zu messen und 
üblichen Worten darstellbar. Wir vermögen notdürftig, die einzelnen Gescheh- 
nisse zu berichten; doch keine Beschreibung der einzelnen Ereignisse und Lebens- 
daten vermag den phänomenalen Seinszusammenhang herzustellen. Auch dafür 
fehlen uns die herkömmlichen Möglichkeiten des Ausdrucks, besonders die sprach- 
lichen Symbole. So müssen wir uns damit begnügen, einige Ereignisse heraus- 
zuheben, immer in der Hoffnung, durch sie hindurch den Blick auf die Gestalt zu 
gewinnen und die größeren Harmonien, in denen sie steht, zu erahnen. 

Bereits am vierjährigen Kind entdeckt der Vater eine musikalische Über- 
begabung zu einer Zeit, als die ältere Schwester sich als außerordentliches Talent 
zu erkennen gibt. Der Sohn erhält vom Vater eine ebenso tiefgründige wie weit- 
gespannte musikalische Ausbildung. Es gab kaum ein Instrument, das er später 
nicht meisterlich gespielt hätte, das Cello vielleicht ausgenommen. Es ist bezeich- 
nend, daß er für dieses Instrument kein Konzert geschrieben hat. Der Sechsjährige 
wird an den Höfen von Wien und München als Wunderkind vorgeführt. Mit 
sieben Jahren meistert er die Orgel in Wasserburg. Die Musen mögen gnädig 
und wissend gelächelt haben, als 1763 in Frankfurt der damals vierzehnjährige 
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Johann Wolfgang Goethe dem Spiel des siebenjährigen Wunderkindes Wolfgang 
Amadeus Mozart lauschte. 

In London läßt der Vater die ersten Violinsonaten des Neunjährigen drucken, 
der noch im gleichen Jahr Flandern als Orgelspieler begeistert. Ein Ballett-Thema 
aus dem Singspiel „Bastien und Bastienne”“ des Zwölfjährigen übernimmt später 
Beethoven als zweites Thema im Finale seiner Eroica. Schon sprudelt der Schaf- 
fensquell in unfaßbarer Fülle. Gleichzeitig mit dem Singspiel schreibt er die 
„Missa Brevis"”, deren Uraufführung er selbst dirigiert, sowie sein erstes Streich- 
quartett. Mit sechzehn Jahren komponiert er die ersten Symphonien, und zwar 
gleich neun Werke dieser Gattung, also eine Zahl, die weder Beethoven noch 
Bruckner, — allerdings unter anderen seelischen und formalen Voraussetzungen 
— überschritten haben. 

Mit zwanzig Jahren, in einem Alter, wo das Talent auch heute noch die Aka- 
demie besucht, hat Mozart bereits ein Vierteltausend Kompositionen geschaffen, 
unter ihnen die Haffner-Serenade, drei weitere Messen, das Konzert für drei 
Klaviere und viele Divertimenti. 

Für einen Künstler dieser Art ist der Schaffensvorgang keine anstrengende 
Arbeit, und die Niederschrift seiner Gedanken wird ihm höchstens zu einem lästi- 
gen Aufenthalt. Komponieren, so meinte er einmal, brächte ihm mehr Erholung 
als ein Besuch im Cafe. Musik ist ihm eben Selbstvollzug seiner Natur. 

Der Sechsundzwanzigjährige läßt uns in einem Brief einen Blick in seine 
Werkstatt tun. Er schickt seiner Schwester ein Präludium mit Fuge. In den Noten 
steht die Fuge zuerst, dann folgt, gegen die Regel und Spielweise, das Präludium. 
Er muß sich entschuldigen: „Es ist ungeschickt geschrieben: das Präludio gehört 
vorher, dann folgt die Fuge darauf. Die Ursache aber war, weil ich die Fuge schon 
gemacht hatte und sie, unterdessen daß ich das Präludium ausdachte, abgeschrie- 
ben." Es geht wohl über unser Begreifen, wie ein Mensch bei der Aufzeichnung 
einer Fuge sich das dazugehörige Präludium einfallen läßt. 

Fünf Jahre später schreibt er den „Don Giovanni” und umgreift bereits in der 
Ouvertüre zu diesem Werk die menschlichen Leidenschaften, wie es sonst Künst- 
lern erst nach einem lebenslangen Durchgang durch die Kelter des Schicksals 
möglich wird. Mit 32 Jahren zieht er die Summe seines symphonischen Schaffens 
in der Trilogie der Symphonien in Es-dur, g-moll, C-dur (Jupiter). Diese drei 
Werke entstehen in den Monaten Juni bis August 1788; die Jupiter-Symphonie 
wird 16 Tage nach ihrer Schwester in g-moll beendet. Die Trilogie ist aber mehr 
als die Summe von drei überragenden Werken dieser musikalischen Form. Sie will 
— leider von keinem Dirigenten der Gegenwart in diesem Sinn erkannt und zu- 
sammenhängend an einem Abend aufgeführt — als ein übergreifendes dreisätzi- 
ges symphonisches Werk geschaut werden. 

Das Todesjahr verfliegt in einem atemberaubendem Schaffensrausch. Ein 
Viertelhundert Werke entstehen in dieser Zeit, während Mozart seinen Tod kom- 
men sieht. Die meisten dieser Werke tragen das heimliche Zeichen des Testa- 
mentes: das Klarinettenkonzert, das Klavierkonzert 595, das „Ave verum corpus”. 
Am 7. März bringt ihm Schikaneder den Text zur „Zauberflöte“. Im April ent- 
steht das Streichquartett in Es-dur. Mitte August schreibt er in achtzehn Tagen 
den „Titus“ als Krönungsoper für Kaiser Leopold. Über dem kaiserlichen Auftrag 
war die Arbeit an dem auf geheimnisvolle Weise bestellten „Requiem“ liegen 
geblieben. In der Arbeit am Schluß-Satz zu diesem, von ihm selbst stets als die 
eigene Totenmesse erkannten Werk nimmt ihm der Tod die Feder aus der Hand, 
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wie es Bach geschah in der Schluß-Fuge seiner „Kunst der Fuge“ oder Bruckner 
vor der Vollendung seiner „Neunten", 


+ 


Gemessen an der eingangs aufgezählten Größe und Weite seiner Werke 
lassen sich nur Bach und Orlando di Lasso mit Mozart vergleichen. Der Henegauer 
Lassus hatte aber den größten Teil seiner 2000 Werke als Motetten und Messen 
geschrieben, und auch bei Bach bilden die vier Jahrgänge der Kantaten sowie die 
Choralvorspiele den Kern seines Schaffens. Beide, Lassus und Bach, gehen in 
ihren wesensgemäßen und bereits von der Tradition gefestigten musikalischen 
Denkbahnen. Dort erfüllen sie die in bestimmten Geleisen laufenden Formen. 

Bei Mozart tritt zu der erstaunlichen Vielzahl die Vielgestalt seines Werkes. 
Er schreitet das Gesamtpanorama der Musik seiner Zeit ab und vollendet jede 
ihrer Formen: Oper und Singspiel, Symphonie und Instrumentalkonzert, Messen 
und jede Gattung sakraler Musik, aber auch alle Arten der Kammermusik, — 
und jede dieser Formen im absoluten Spiel ihrer immanenten Gesetze. 

Es gibt Genies, vor denen wir in staunender Verehrung stehen, weil sie uns 
durch ihr einem ungeheuren Schicksal abgetrotztes Werk in den Abstand der 
Ehrfurcht zwingen. Wenn uns aber das Unbegreifliche in der Vollkommenheit 
und Güte der menschlichen Naivität begegnet, dann befreit es in uns die höchste 
Bereitschaft, zu der wir fähig sind: die Liebe. 

Beethoven lehrt uns überwinden, er erweckt in uns die „Sympathie”, er läßt 
uns „mit-leiden”" in des Wortes eigentlicher Bedeutung und läutert uns durch 
Furcht und Mitleid. Mozart aber kündet die Freude des Schöpfers und die Liebe 
zu seiner Schöpfung, indem er die Geschöpfe in die Freiheit seiner Gesetze erhebt. 
Mozart ist immer höchstes Gesetz in der schönsten, vollkommenen Form. Deshalb 
ist es so schwer zu spielen, weil die Erdenreste, von denen aus wir Sterblichen 
den Zugang zum reinen Gesetz uns mühsam erringen, bei ihm ausgetilgt sind. 
Umgekehrt müßten wir so rein und naiv wie er sein, dann gelänge uns vielleicht 
die schlackenlose Wiedergabe seiner Werke. 


+ 


Mozart ist in seinem 14. Lebensjahr wieder einmal in Rom. Er hört in der 
Osterwoche das eigens für die Sixtinische Kapelle komponierte „Miserere“ des 
Allegri. Der Druck dieses Werkes ist verboten, um es ausschließlich der päpst- 
lichen österlichen Liturgie zu bewahren. Nach dem Gottesdienst bedauert der 
Vater einem Landsmann gegenüber, daß man dieses geniale Werk nicht schwarz 
auf weiß nach Hause tragen könne. Der kleine Wolfgang schleicht sich bei diesen 
Worten, vom Vater unbemerkt, vom Tisch. Als er zurückkommt, hat er das vor 
Stunden absichtslos und unbefangen gehörte Werk aus dem Gedächtnis auf- 
gezeichnet. 

Elf Jahre später. Mozart kehrt nach seinem Erfolg des „Idomeneo“ in den 
Dienst bei seinem Salzburger Fürst-Erzbischof Colloredo zurück. Dieser behandelt 
ihn, wie man die Musiker seiner Zeit eben gesellschaftlich einordnet: er zählt ihn 
zum Gesinde. Mozart bricht aus dieser äußeren Fron, — und er bricht damit die 
Gasse für den Künstler als eigenständige Persönlichkeit. Er hat das Vertrauen in 
seine Kunst und das Zutrauen, den Stolz auf sie und auf sich, daß er aus ihr 
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allein zu leben vermag. Worte, wie er sie am 9. Mai 1781 nach dem Bruch mit dem 
Fürstbischof an den Vater schrieb, hatte vor ihm noch kein Künstler auszusprechen 
gewagt: „Meine Ehre ist mir über alles ... Sorgen Sie sich gar nichts um mich; 
ich bin meiner Sachen hier so gewiß, daß ich ohne mindeste Ursach quittiert hätte.” 
Seit diesem Augenblick gibt es den freischaffenden Künstler. 

Bis zu Mozart geschah die Komposition einer Oper nur als vom Theater be- 
zahlter Auftrag. Jedoch 1785 bekommt Mozart da Pontes Text zum „Figaro“ in 
die Hände. Er gefällt ihm, und er komponiert die Oper ohne Auftrag, aber aus 
dem inneren Müssen heraus. 

So bricht das Genie neue Bahnen. Und es macht das Genie aus, daß es über 
aller neuen Erkenntnis, die in ihm drängt, doch nicht den lebendigen Zusammen- 
hang mit seiner Zeit verliert. Es gibt bei Mozart Harmonien, Modulationen, die 
erst im „Tristan-Vorspiel” dann zur Norm werden und „erlaubt“ sind. Er hatte 
die gesamte musikalische Entwicklung seit Bach und bis hin zu Pfitzner-Strauss- 
Hindemith im Gehör. Ja, aus dem Eingang der g-moll-Symphonie hat man das 
Urbild einer Schönbergschen Zwölf-Ton-Reihe ablesen wollen. Dann aber be- 
schied er sich für das geistige Fassungsvermögen seiner Zeit. Dies erfüllte und 
weitete er aus seinem Geist und im lebendigen Widerspiel zu seinem Publikum, 
und das bedeutet, daß auch unsere Gegenwart noch aus seinem Gesetz zu leben 
vermag. 

Seine Hände waren nie ruhig, — aber es war nicht die Unrast unserer Tage, 
die so manchen Künstler nervös ins Leere greifen läßt, sondern es war die innere 
Überfülle, die ihn überall im Geiste die Melodien und Akkorde auf allen von ihm 
beherrschten Instrumenten spielen ließ. Eine Oper, so sagt er von sich, habe er 
wie einen großen, gewaltigen Akkord als Ganzes im Ohr, — und er brauche ihn 
nur auszuschreiben. 

So hoch Mozart über seiner Zeit stand, so sehr erfüllte er sie im gleichen 
Atem. Seinen Sprung in die künstlerische Schaffensfreiheit wiederholte, ohne daß 
einer vom anderen wußte, im Folgejahr der junge Schiller mit seiner Flucht nach 
Mannheim, — und im gleichen Jahr, wo Goethe erfüllt von Italien zurückkam, 
schrieb Mozart seine Jupiter-Symphonie. Das ist die höhere Harmonie und Schick- 
salsgenossenschaft der Genien, in die sich auch Mozart in Leben und Werk sinn- 
voll und willig einordnete. 

-r 


Im Bemühen, Mozart zu begreifen, haben wir uns bis in die Bereiche der 
Symbole erheben müssen. Nur dort vermochten wir ihn in seiner über alles 
menschliche Maß erhobenen und erhabenen Gestalt zu schauen. Wie sein Werk 
und Leben uns das Wunder der Musik im höchsten Gesetz enthüllte, so tat er es 
auch mit dem Tod. 

Zur 200-Jahr-Feier seines Geburtstages erwartet uns eine große Zahl von 
Deutungen, und es zeigen sich schon Bemühungen, das „Wunder im Gesetz“ 
überall zu enträtseln und zu vermenschlichen. Aus der Puschkin-Tradition und von 
da aus in die Ost-Zone wirkend, werden wieder die „Dokumente” seines Todes 
ans Licht gezogen, wonach ihn der große Antipode, der nachmalige Hofkapell- 
meister Antonio Salieri vergiftet habe. Das in der westlichen Welt längst abge- 
schlossene Kapitel wird noch einmal aufgeschlagen werden, und das Werk des 
Moskauer Musikwissenschaftlers Belsa wird Schule machen. Aber auch hier gilt 
es, sich über den letzten Bezug Mozarts zur realen Welt zu erheben. Er war zum 
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Spiegel der Absolutheit geworden, zur Erscheinung ihres musikalischen Gesetzes 
in der Wirklichkeit, — und davor konnte kein Mensch in seinem irdischen Be- 
mühen bestehen. Zu einer Zeit, da Kant die Träume irrealer Spekulationen im 
Gebiet des Geistes mit seiner alles zermalmenden Kritik hinwegfegte, erstand in 
Mozarts Werk die reine Gestalt der Musik. 

Heben wir Salieri nun auf die Ebene Mozarts, auf die er sich, wenn auch nur 
in der Selbstbezichtigung eines „Mörders“ im Fieberwahn des eigenen Todes 
schwingen konnte, und beleuchten wir die Hintergründe seiner umstrittenen Tat. 
Salieri bedeutete zu seiner Zeit den Inbegriff der italienischen Musik und ihren 
Triumph auch in der Kaiserstadt Wien. Jetzt stand, nach den Niederlagen, die 
Händel und Gluck in London und Paris der italienischen Musik bereitet hatten, 
auch in der Residenz des „Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation“ ein 
Genie auf, das die deutsche Art des Musizierens als gültig und absolut bewies. 

Daß Salieri auf die Inkarnation der Musik stieß, mag ihn zu seinen Phantasien 
und zu seinem Haß gesteigert haben. Wer verträgt, selbst Masse und nach ihren 
Gesetzen angetreten, die dauernde Bestätigung des eigenen Staub-Daseins? Im- 
mer wird einer gebraucht, und am besten wird er in der nächsten geistigen Um- 
gebung gefunden, der den Reinen wieder aus der Welt schafft. Uns bleibt nur 
die Beurteilung seiner Motive, die ihn zum Verrat trieben, damit wir daran den 
Grad der Verurteilung ermessen von der Zubilligung eines möglichen Verständ- 
nisses seiner Motive bis zur völligen Verachtung. Salieri trauen wir die reale 
Tat nicht zu; ob und wie sie geschah, ist nebensächlich, Es erhöht nur Mozarts 
Rang, daß ihm schon in der Todesstunde ein Judas als glaubwürdig beigesellt 
werden konnte. 

+ 


Wie sein Leben und Schaffen so hob ihn auch sein Tod über das Gesetz der 
Sterblichen hinaus. Während Beethoven starb, entlud sich über Wien ein un- 
gewöhnliches Frühjahrsgewitter. Als ob die Titanen ihren Erdenbruder heimholen 
wollten. Mozarts Sarg folgten nur wenige Getreue. Als man vor dem St. Marxer- 
Friedhof ankam, erhob sich ein Schneesturm und scheuchte die Unentwegten fort. 
Die Totengräber warfen den Leichnam in ein offenstehendes Massengrab. Am 
nächsten Morgen wußte niemand mehr, wo es gewesen war. Der Schnee hatte alle 
Spuren zugedeckt. Niemand sollte seine irdische Grabstätte finden. 

Mozart wurde aus unserer Welt entrückt. Sein letzter Erdenrest wurde ge- 
tilgt. Er, der im Leben bereits verglüht war, hinterließ keine irdische Spur. Nichts 
sollte mehr daran erinnern, daß der Musiker, dessen Lied die reinste Verkündi- 
gung der Urgesetze wurde, auch einmal unter den Gesetzen der Erde gelebt 
hätte. Mit 35 Jahren war sein Durchgang durch die Welt erfüllt und sein Werk 
wuchs über seine Zeit und sein Leben hinaus zum reinsten Symbol der Musik. 
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